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TANDESRAT Ill. Wahlperiode / 15.Sitzung. 
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ES 
SAARGEBIETES, 3. Sitzungsperiode 1930. 


Stenographischer Bericht 
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über die am Donnerstag, den 3. Juli 1930 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Landesrätes. 


Vorsitzender Scheuer: Weine Herren! Ich eröffne die Sitzung 
9 Uhr 80 \inuten). 


Die Regierungskommission ist vertreten durch die Herren: 
\Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar; 


Ministerialdirektor Dr. Thissen, als Vertreter des Re- 


gierungskommissars für Sozialversicherung;’ 


Regierungsrat Hauck, als Vertreter des Regierungskommis- 
sars für Sozialversicherung; 


Regierungsrat Steng, als Vertreter des Kegierungskomnis- 
sars für Finanzen. 


Von den \ütgliedern fehlen entschuldiet die Herren: 


Dr. Sender (SPD)-Saarbrücken; Schneider (SPD)-Saarbrücken; 


Hey (KPD)-Dudweiler. 


Die 


IiBgssordnung 
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liegt Ihnen vor, sie umfaßt folgende Punkte: 


1) Ände des Zweiten Buches der Reichsversi che- 
rungsordnung (Krank&urersicherung): 


2) Anderung der Verbrauchssteuergese tzgebung ($2). 
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Vorsitzender: Es haben einzelne Parteien gebeten, vor Eintritt 
in die Fagenordmung Erklärungen abzugeben. 
ch erteile das ort hierzu Herrn Abgeordneten 
Levacher! 


Abg. Levacher (Z): Meine Herren! Namens sämtlicher Fraktionen 
des Landesrates mit Ausnahme der beiden Kommunistischen 
Fraktionen habe ich folgende 


Erklärung 


abzugeben: 


"Der Landesrat gb seiner Freude darüber Aus- 
druck, daß das deutsche Rheinland dank der deut- 
schen ei ee heben von fremder Besetzung 
nunmehr frei ist. Er bedauert, daß nicht zum glel- 
chen Zeitpunkt die Befreiung des Saargebietes 
durchgeführt wurde. i 

Der Landesrat als die berufene Vertretung der 
saarbevölkerung erwartet als Fortsetzung dieser _ 
Verständigungspolitik, daß nunmehr auch die Befrei- 
ung und Rückgliclerung des Saargebietes mit Be- 
schleunigung durchgeführt wird. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg. Daub (KP): Meine Herren! Namens der Kommunistischen Frak- 
tion habe ich folgende 


EiekrIBruiUrRE£ 


abzugeben: 
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"Wit der Parole:"Wir sind frei" entfalten die 
bürgerlichen Parteien, nicht BungenOnzen die sozialdemo- 
kratie subventioniert von kapitalistischen Interessenten, 
eine Tätigkeit mit dem Versuch die werktätige Bevölkerung 
nationalistisch aufzupeitschen. spersl ang standen sie im 
besetzten Gebiet im Kampf gegen die werktätige Bevölkerung 
mit dem Eu teaDpere} der deutschen Bourgeoisie, mit_der 
Besatzung, dem Erbfeind, in einer Front. Eine ey Reihe 
von Streiks, die durchzuführen die deutsche Arbeiterschaft 
um mehr Lohn und um ein größeres Stück Brot gezwungen war, 
wurden gemeinsam mit den enge roppen, unter Anwen- 
dung der schlimmsten Terrormaßnahnen blutig unterdrückt. 
Wo es galt, re 9: werktätige Bevölkerung vorzugehen, 
legten sie sich keine Schranken auf, galt es doch die 
Geldschränke des deutschen Kapitals zu schützen und sei 
es auch mit Unterstützung der französischen Bajonette. 

So wie Röchling,außeri-= sämtliche bürgerlichen Parteien, 
mit der Pjünderung ganzer Gebiete während des Krieges 
eng verknüpft sind, wird auch aus der Geschichte nicht 
auszustreichen sein, die rühmliche Rolle des Zentrums bei 
der Popularisierung der rheinischen Republik. Die Tätig- 4 
keit von Zentrumsführern, wie Steegmann, Subtil usw. an- \ 
läßlich der Besetzung und Annektion des Saargebietes und 1 
zwar ihre Absichten, die Schaffung eines selbstständigen | 
Saarstaates hat gleichartige geschichtliche Tatsachen im 1 
übrigen besetzten Gebiet, wo _Zentrumsführern bei den los- 
lösungsbestrebungen im Rheinland aktiv beteiligt EnagD: 
| ir 
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"Wir sind frei", so lautet das Gerede der Nationalisten, ! 
die jetzt durch die Rheinlande ziehen und die werktä- | 
tige Bevölkerung vor ihren nationalistischen Karren zu 
spannen versuchen. Kriegsgewinnler,abgetakelte Offizie- i 
re, Soldaten-und Kriegervereine, alle diejenigen, die in 7 
der PUDIR; weit vom Schuß:”" Siegreich woll’n wir Frank- 

a 


reich schlagen" gröhlten, alle diejenigen, die an dem | 
Erhalt der jetzigen Aus DEULSEgeB schaft interessiert | 
sind, versuchen jetzt ihre politischen Geschäfte zu 
machen. | 
.. „Die werktätige Bevölkerung des eh ph | 
hat seit der Annektion durch den sogenannten Völkerbund 
und seit dem Bestehen des Kolonialregimes einen täglichen 
Anschauungsunterricht erhalten darüher, daß sich das 
deutsch-französische Ausbeutertum in seinen Versklavungs- 
methoden nicht unterscheidet. Die eigen Befreiungs- 
feiernden Drahtzieher sind die deutschen Kapitalisten, 
ihnen geht es um die durch die Besatzung etwas geschnmä- 
lerten Profite, durch Weiterentfaltung ihrer Ausbeutungs- 
methoden, den Ausfall wieder wettzumachen. | 
Für die deutsche werktätige Bevölkerung ist 
der 30.Juni nicht der Tag der ng Als der letz- 
te Schritt der Soldaten am Ausgang der Städte und Dörfer 
verklang, erschallten am EA unter den Klängen der | 
wilhelminischen Parademusik die Schritte der Zörgiebel- \ 
kosaken. “" Nehmt alle bevorstehende Pflichten dieser 
"Notzeit" für das deutsche Vaterland ohne NMurren auf euch" 
ist die Parole, für ıw>!-.e man die nationalistische Ner- 
betrommel rührt, um die werktätige Bevölkerung vom Kanpf 
seen den Klassenfeind im eigenen Lager abzulenken. Alle ° 
asten des Youngyulanes werden auf die Arbeiterschaft ab- 
Beenet. ber 3 42 Millionen Erweroslose, steigerndes 
lend, Millionen leben in bitterster Not, wogegen ander- 
seits ein ungeheurer luxus, eine ungeheure Verschwendung, 
ein Wachsen der Riesengewinne auf Seiten der Bourgeoisie 
zu verzeichnen ist. | 
Weitere Belastung soll das schaffende Volk 
auf sich nehmen. Eine neue Hungeroffensive ist vom Unter- 
nehmertum eingeleitet. Die Hungerlöhne sollen weiter ab- 
ebaut werden. Die l\iansfelder, sowie die Arbeiter im 
ordwesten stehen bereits im berechtigten Kampf gegen 
die neue Hungeroffensive und gegen die Nassenentlassung, 
wodurch tausende Arbeiter aus den Betrieben geworfen wer- 
den und die bereits nach Millionen zählende Erwerbslosen- 
armee vermehren. R 
Seit Jahren schnachtet das Saarproletariat | 
unter dem Doppeljoch deutsch- französischer usbeutung, “2 
Die von den Nationalisten aufgestellte Behauptung über | 
eine Terug Br rung der Lage nach der Rückkehr ist ein 
plumper Schwindel. Auf der Grundlage des Internationalis- 
mus gilt es die breiten \assen der werktätigen Bevölke- 
rung zu mobilisieren nach dem leuchtenden Beispiel der 
russischen Arbeiter und Bauern den hie in mn} zu 
organisieren. In allen kapitalistischen Ländern ein zu- 
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nehmender Niedergang, Millionen lienschen verhungern ‚die 
annähernd 20 Millionen Erwerbslose sinä der besondere 4 
Ausdruck der a 5 1 
In Sowjetrußland eine andauernde a e 4 
der Lebenshaltung der Arbeiter und Bauern. Fünf ARERZE e, 
jebenstundentag, Steigerung der Löhne, dauernde 
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der Erwerbslosenzahl sind nur einige Beispiele, die be- 
weisen den siegreichen Vormarsch des Sozialismus in der 
Kar jetenion, dem einzigen Vaterland der Nerktätigen der 
Welt, wo man wirklich begreift, abgeschüttelt hat das 
Joch des Kapitalismus und aufbaut eine neue Nelt. 

ie Kommunistische Partei ruft die Massen auf 
in Erkenntnis dessen, daß die Befreiung der Arbeiter- 
klasse nur das Werk der Arbeiterklasse selbst sein kann 
und nach dem Beispiel unserer russischen Brüder den 
wirklichen Befreiungskanpf zu organisieren. Scharfe 
Trennung von den Agenten des deutschen Imperialismus, 2 
die versuchen, die werktätige Bevölkerung vor den natio- 
nalistischen Karren zu spannen, um sie vom Kampf um mehr 
| und Brot abzulenken. Sind die Millionen Erwerbslose 
in Deutschland frei? Sind die Proleten frei, die bei ge- 
ringem Lohn in harter Fron in den Metallbetrieben, in den 
Schächten, in den Gifthöhlen schuften müssen? Sind sie 
befreit von Not und Elend, sind sie frei von El eh 
sie ihre Familie ernähren sollen? Erst wenn sie befreit 
vom kapitalistischen Joch, von Not und Elend durch die 
rücksichtslose Vernichtung der kapitalistischen Klassen- 
herrschaft, dann ers“ ist das Proletariat wirklich be- 


freit. ’ 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Reinhard (KP Vpp: }: Meine Herren! Die Kommunistische Fraktion ' 
(Opposition) gibt folgende 


SE dr ee 


ab: 


"Die Rheinlandräumung der Besatzungstruppen ist | 
erkauft durch verschärfte Ausbeutung der deutschen 
Arbeiterklasse mit Hilfe des Youngplanes. Dieselben | 
Parteien, welche die Befreiungsfeiern organisiert 
haben, drücken gecmrrtig im Reichstag unter dem 
Protektorat Hinderburgs neue Ausbeutungsgesetze durch. 
Die Löhne werden herabgesetzt, die Steuern immer mehr 
der Arbeiterklasse aufgebürdet und die Sozial= und 
EUROTBELORBNTRTSLONREUDGER verschlechtert. 

„Gleichzeitig wird hinter den Kulissen eifrig um | 
die Haut der Saararbeiter gekuhhandelt. Die deutschen 
und französischen Kepitalisten im Ziele einig, Strei- 
ten sich nur noch um die Höhe der Beute, die aus den 
Knochen der Saararbeiter gewonnen wird. Die deutsche i 
Delegation hat schon längst die Kohlenfelder des | 
Narndts und der Grube Frankenholz an französische Ka- 
pvitalisten verhandelt. Die biirgerli chen Parteien und 4 

ie S.P.D. des Saargebietes haben durch ihre Vertre- 
ter ebenfalls ihre Zustimmung dazu erteilt. Die Pro- 
teste der Arbeitemörfer gegen un NERERESNSEUER 
werden einfach beiseite An. Gleichzeitig beeilt | 
sich die Saarregierung alle u des, . 
Reiches zu übernehmen, und damit die Lage der Arbei- 





terschaft zu verschlechtern. | 
. Gegen die Maßnahmen Bar ag Parinten und ihre 
Regierungen gilt es die Einheitsiront der Arbeiter- \ 
klasse herzustellen. Über den Kampf um Lohn und Brot | 
muß der Kampf um die Befreiung von der kapitalisti- 
schen Ausbeütung aufgenommen werden. Nur durch den 
Sturz_der Bon zul erhebt har Gesellschaft wird die im- 
perialistische Unterdrückung und Ausbeutung beseitigt l 
werden. Erst mit dem Sieg der proletarischen Revolu- 1 
e 


tion hat die Stunde der Befreiung für die Arbeiter- 
klasse geschlagen. “ 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordnete Backes! 


b 


Abg. Backes (Chrl.SP): Meine Herren! Nanuens der Christlich-Sozi- 
alen Partei habe ich folgende 


abzugeben: 


"Die Chrl.Soziale Partei des Saargebietes sieht 

in der Räumung des Rheinlandes einen weiteren ent- 
scheidenden schritt auf dem lege zur paneuropäischen 
Verständigung. »ie lehnt jede billige Stimnungsmache | 
anläßlich dieses historischen Aktes, wie es beispiels- # 
weise die schwerindustrielle-und Zentrumspresse des “ 


Saargebietes 
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Saargebietes in ihren etwas dick aufgetragenen Sondernun- 
mern (bes. die "Saarbrücker Landeszeitu 7 getan hat,ab. 
Wir geben unserer Freude über die andgültige Befreiu 
deutschen Landes von fremdem militaristischen Joche als 
echte Deutsche ehrlichen Ausdruck. Aber wir sehen hinter 
diesen fascinierenden Demonstrationen einer scheinbaren 
Einheit des Volkes die furchtbare Tragik seiner blutigen 
Zerrissenheit und politischen Ohnmacht. Wir sehen hinter 
diesen Befreiungsfeiern und ae u gene den grauen 
Alltag des Proletariats liegen, auf dem der brutale Aus- 
beuter Kapitalismus weiter mit immer steigender Intensi- 
vität seine Volk und Kultur vernichtende Feitsche schwingt. 
Und hier liegt die große ni ee des Proletariats,das 
seine Befreiung aus Wirtschaftsfesseln und bürgerlicher 
Bevormundung der Rheinlandräumung als letzte endgültige 
efreiung anfügen muß. Un d in diesem Sinne reichen wır 
Christlich-Sozialen von der Saar, die wir noch auf den 
Tag der Befreiung von fremder Herrschaft warten, unsern 
Brüdern und Schwestern im Reiche die Hand zur gemeinsamen 
Front und zum gemeinsamen Kampfe gegen jegliche l\lenschen- 
vergewaltigung und gegen Ne pi Annexion, wie sie zur 
Stunde noch im befreiten Vaterland auf Millionen von Ar- 
beiterhänden und Eigentum lagert. Wir müssen weiterkänp- 
fen, damit das deutsche Proletariat einmal nach der ho?- 
dentlich baldigen politischen Rückgliederung des Saarge- 
bietes seinen eigentlichen Ber Frunher Feiertag der Be- 
freiung von seinen inneren Feinden und Sen Ahead fei- 
ern und ein wahrhaftes Vaterland sein eigen nennen kann." 
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Vorsitzender: Wir treten in die Tagesordnung ein und kommen zu 
"  Funkt 1 Bett. : 


Änderung des Zweiten Buches der Reichsversicherungs- 


ordnung (Krankenversicherung). 


Idh erteile hierzu dem Berichterstätter,Herrn Abgeordneten 
Gärtner das Wort! 


Abg. Gärtner (Z): Meine Herren! Die 3.und 7. Kommission haben 
sich in ihren Sitzungen vom 13.,17.und 24.Juni mit dem 
Verordnungsentwurf betr. Krankenversicherung beschäftigt. 
Die Beschlüsse sind der RL DAR der Paragraphen nach 
schriftlich niedergelegt. Wer sich über Einzelheiten 
orientieren will, kann in den Kommissions-Protokollen 
nachschlagen, die über die Beschlüsse Aufschluß geben. 
Ich bitte, den Kommissionsbeschlüssen zuzustimmen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


Abg. Kiefer (2): Meine Herren! Heute haben wir einen Verordnungs- 
entwurf zu verabschieden, der ein bedeutsames Glied in der 
Ssozialversicherungskette darstellt. Er betrifft die Kran- 
kenversicherung, also einen der ältesten Zweige der deut- 
schen Sozialversicherung, von der schon zweifelsohne schon 
viel Segen ausgeströmt ist, der nicht nur dem Einzelnen, 
sondern auch der Nation zugute kam. Wir benutzen daher die 
heutige Gelegenheit, einige grundsätzliche Bemerkungen 
über die Sozialversicherung an sich zu machen, ehe wir _ 
konkret zum vorliegenden Entwurf und der Kommissionsarbeit 
Stellung nehmen. Dazu verpflichtet uns der Streit,der zur 
Zeit im deutschen Volke um die Sozialversicherung ausge- 
tragen und mit großer Heftigkeit und Leidenschaftlichkeit 
von den Gegnern der Sozialversicherung geführt wird. Nir 
versagen es uns, auf Einzelheiten näher einzugehen, sondern 
wollen die großen Gesichtspunkte in Kürze herausstellen, 
auf die es hauptsächlich ankomnt. | 

| An die Spitze stellen wir das Bekenntnis zur 
asnirszegsherung. Die Sozialversicherung bildet einen 
der weftvollsten leile der Sozialpolitik ee den 
man sich aus unserm modernen Wirtschaftsleben un Volks- 
leben gar nicht mehr viegdenken kann. Es ist eine Utopie, 
wenn man in gewissen Kreisen glaubt, die Sozialrersiche- 


der Sozialversicherung verkörpert ist, wo der Gesunde und 
aktiv Arbeitende mitträgt und mithaftet für den von Krank- 
heiten aamgeanähten. für den Arbeitsinvaliden, für die 
Witwen und Waisen, kann gar nicht verzichtet werden,will 
man keine chaotischen Zustände in unserm Wirtschafts-und 
Volksleben schaffen. Es ist schon so, wie dieser Tage 
George Brost vom DHV (Deutschnationaler Handlungsgehilfen 
Verband) auf der Verbandstagung in Köln ausführte, daß 
erst durch die Sozialversicherung das Gefühl einer rela- 
tiven Sicherheit dem Versicherten pega ben wurde, und daß 
dieses Gefühl erst ein erblich gewordenes Arbeitnehner- 
dasein tragbar mache. 

Nie schon ausgeführt, strömte von der viel 
umfehdeten deutschen Sozialversicherung reicher „Segen für 
die ganze Nation aus. Was wäre aus unserm Volke ERIERRN, 
wenn nicht als u sog a Teilergebnis des berechtigten | 
Fmanzipationskampfes der Nrutschen Arbeitnehmerschaft die 
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die Sozialversicherung geschaffen worden wäre ? Es war 
doch so, daß die Arbeiterschaft in der modernen Nirt- 
Bear eordnung nicht soviel an Entgelt für ihre Dienst- 
leistungen bekan, um sich selbst gegen die vielfältigen 
Wechselfälle des Lebens schützen zu können. Die alten 
Bindungen und Verpflichtungen von früher, die im Hand- 
werk und in der Landwirtschaft geübt worden waren,sie 
waren doch verschwunden. Der Grundsatz vom freien Spiel 
der Kräfte hatte doch den Arbeitnehmer zur reinen Arbeits-° 
kraft herabgewürdigt. Trug die Arbeitskraft dem Partner 
nichts mehr ein, so fühlte dieser sich für den Menschen 
der mit verbrauchter Arbeitskraft dastand, meistens doch 
nicht mehr verantwortlich. Und weil die einzelnen Be- 
sitzer von nur Arbeitskraft keine Nacht besassen, weil 
sie nicht koaliert waren, weil sie das nicht tun durften 
oder später BE .ge vielfach brotlos gemacht wurden, 
wenn sie sich koalierten, erhielten sie doch an Entgelt 
für ihre Dienstleistungen jeweils nur so viel, um gerade 
das nackte Leben zu Ir/.sien. Wenigstens bei der großen 
Masse war das der Fall. Wie sollten sie da sparen, um 
gegen die Wechselfälle des Arbeiterdaseins geschützt zu 
sein! Die große Not, die innerhalb der Arbeiterschaft 
herrschte, trieb ja doch beispielsweise die Bergmänner, 
freiwillig Bruderladen oder Bruderbüchsen zu gründen, in 
die sie einen Beitrag vom kargen Lohn zahlten zur 5° en- 
seitigen Unterstützung in Tagen der Krankheit und Arbeits- 
unfähigkeit. Gewiß, es wäre für die Persönlichkeit Ar- | 
beiter ehrender, wenn er soviel an Entgeit für seine 
Dienstleistungen erhalten würde, daß er sich selbst ge- 
en die Wechselfälle des Lebens schützen könnte. War 

as aber jemals der Fall ? Ist das heute der Fall? Die 
Frage nur aufwerfen, heißt, sie gleich verneinen. Wohl 
haben Arbeiter von ihrem Lohne gespart, wohl haben sich 
viele, zumal in unserer Heimat, - was ehrend hervorge- 
hoben werden muß -, ein Eigenheim erstellt. Die meisten 
davon hatten aber früher neben ihrem Iohne noch Zusätz- 
liches aus Erbschaft, aus ererbtem Grund und Boden, was 
ihnen das Sparen und das mühsame Erstellen eines Eigen- 
heimes erlaubte. Das Gros der Arbeiter, das nur auf den 

angewiesen war, mußte auf die Erstellung eines Ei- 

er das ein wertvolles Sparziel bildete, verzich- 
en, eben weil der lohn nur zum nackten Leben langte. 
Aus eigener Erfahrung weiß ich es, daß auch früher die 
meisten Arbeiter sich ihr Eigenheim erhungerten. Und die 
vielfachen Notschreie, die heute an uns aus den Kreisen 
der mutigen e und opferfreudigen Arbeiter gelangen, die 
sich ina der jetzigen Zeit zur Minderung der drückenden 
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mit erschreckender Deutlichkeit, wie sie für das Spar- 
ziel Eigenheim darben müssen. Das Zusätzliche aus Er- 
erbtem, das früher in größerem Maße EoRehen war, ist im- 
mer mehr zusammengeschrumpft. Der Lohn aber ist nie so 


bemessen gewesen, daß der Arbeiter soviel hätte sparen 


können, um sich gegen die auftretenden Wechselfälle al- | 

lein zu schützen. Nohin das geführt hatte, ist uns allen 4 

doch bekannt. Die eg Te des arbeitenden Volkes 1 
ing erschreckend zurück, Siechtum und Krankheiten mehr- | 
en sich, sodaß die Besten des Voikes immer lauter den 

Ruf nach Schaffung einer gesetzlichen Sozialversicherung 


erhoben, 
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damit nicht die Wehr-ıur Arbeitsfähigkeit der deutschen 
Arbeiterschaft einen katastrophalen Niedergang erleiden 
sollte. Es ist schon so, wie Nünisterialdirektor Dr.Grie-% 
ser vor Jahresfrist ausführte, daß vor der Schaffung der 
Soziälversicherung irtschaft und Gesellschaft vom Indi- 
vidualismus beherrscht waren. lörtlich sagte er weiter: 
"Dieser suchte den Fortschritt und den Aulschwung in der 
Pflege des Individuuns, verkündete die Freiheit der \irt- 
schaft und entfesselte damit hemmungsloses Streben nach 
Erwerb und Gewinn. Die Gesellschaft löste sich in Kon- 
kurrenten auf, die einen erbitterten Kampf ums Dasein 
führten. Für die Arbeiter wurde dic Freiheit des Indivi- 
duums zum Dauergeschenk. In den großen Städten und den 
Industriebezirken gerieten die Arbeitermassen, weil un- 
organisiert und hilflos,in unbeschreibliches Blend. Die 
Zahl der Unternehmer, die im Innern noch eine Verpflich- 
tung zur patriarchalıschen Fürsorge verspürten, wurden 
Immer Be Beer, die Erinnerung an die schicksalsmäßige 
Verbundenheit von Unternehmern und Arbeitern begann zu 
verblassen, das Gemeinschaftsgefühl geriet in die Gefahr % 
der Verschüttung. Die einzige Hilfe war Karitas und Armen-' 
pflege, Waisenhaus und Slechtum. “ | 
Es lag auf der Hand, daß angesichts solcher 
Zustände das Gefühl der gemeinsamen Haitung in der Ar- 
beiterschaft wachsen mußte, um sich vor Not und Elend 
schützen zu können. Dieser Gemeinschäftsgedanke erlebte, 
wie Dr. Grieser mit Recht bemerkt, “in der Sozialversiche- 
rung seine Wiedergeburt. " Leider ließ sich der Gesetz- 
geber nicht von diesem hohen Gesichtspunkte leiten; für 
ihn waren mehr Gründ: er Staatsraison geltend was al- 
lerdinges nicht hindern konnte, daß die Sozialversicherung 
tatsächlich den Gemeinschaftsgedanken verkörperte. Die 
Versicherungsträger vereinigen die Arbeiter und ihre Ar- 
beitgeber zur gemeinschaftlichen Tragung der wirtschaft- 
lichen Gefahren aus Krankheit, Arbeitslosigkeit, Inralidi- 
tät, Alter und Tod. | ü 
Diese Sozialversicherung, die auf der Haftun 
aller aufgebaut ist, die im Solidaritätsprinzip wurzel 
und wurzeln bleiben muß, kann man sich aus unserer Wirt- 
schaftsordnung gar nicht mehr weedenken. Sie kann weder 
durch ein Sparsystem noch durch sonst etwas ersetzt wer- 
den. Sie ist so mit unserem Volks-und Wirtschaftsleben 
verwachsen, daß cs bewußter Katastrophenpolitik gleich 
käme, wollte man sie beseitigen. Darum iSt es so tief 
bedauerlich, daß «änner der Wissenschaft sich dazu her- 
geben, sogenanntes "geistiges Rüstzeug”, das meist aus 
völlig haltlosen Voraussetzungen herauswächst und nit 
oft lächerlichen Argumenten gestützt wird, für den Kampf 
egen die Soziälversicherung zu liefern. Wobei ihnen nur 
as "Verdienst" zukommt, dab ihre Artikel,schriften und 
Reden hauptsächlich in Auslande als Mittel im Kanpfe ge- 
en die auch dort immer mehr um sich gsreifende gesetz- 
Enke Sozialversicherung, von den Anhängern einer indi- 
vidualistischen lirtschaftsauffassung benutzt werden, 
von l\ienschen im Inlande aber, die ernst genommen sein 
wollen, keine Beachtung finden. Die Arbeitgeber, die die 
Lage der Ärbeiterschaft und unseres Volkes richtig sehen, 
| die von Verantwortung getragen sind, können gegen die 
| Sozialversicherung an sich nie angehen. Sie müssen sie 
wollen, gleich den Geve:iuuchaften und den Parteien, die 
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um den inneren Frieden in unserm Volk besorgt sind, die 
nicht haben wollen, daß die Arbeiterschaäft den üechsel- 
fällen des Lebens schutzlos preisgegeben wird. Die Sozi- 
alversicherung wurzelt "im natürlichen Rechte der Arbei- 
ter, auch bei ungünstigen Wechselfällen in der Arbeit 
und im täglichen Leben lNensch zu bleiben. "(Grieser). 
Deshalb werden wir vom Zentrum, weil unsere christliche 
und sozıale Kinstellung dazu zwingt, immer für die S0- 
zialversicherung an sich, ihren guten mit den Lebensnot- 
wendigkeiten der \lirtschaft und des Volkes in Zusammen- 
hane stehenden Ausbau und die Erweiterung der selbstver- 
waltung eintreten. | | 
| Wir haben diese Bemerkungen vorausgeschickt, 

damit wir hier im waargebiet nicht auch in einen bösen 

ampf um die Sozialversicherung hineingeräten, damit _ 
nicht der Gedanke weiter um sich greift, durch die Sozi- 
alversicherung würde die lirtschaft zu Unrecht zu Gunsten 
der Arbeitnehmer belastet. In Wahrheit stellen die Bei- 
träge zur Sozialversicherung doch zustehenden Lohn dar, 
der zur Ber giedigung der Bedürfnisse der Sozialversiche- 

Dane, zur Diens ee ee das Allgemeinwohl der Ar- 
beiterschaft gemäß dem Solid | 
wird. Ohne Sozialversicherung wäre es ein Ding der Un- 
möglichkeit, daß jeder Arbeiter, sofern er die Beiträge, 
die auf ihn als eigener und Arbeitgeberanteil entfallen, 
ausbezahlt erhielte, sich damit einen solchen Sparfonds 
bilden könnte, daß er gegen die \echselfälle seines Le- 
bens geschützt wäre. Not und Elend machten sich dann in 
erschreckendem liaße breit, ohne der erbitterten sozialen 
Kämpfe zu gedenken, die dadurch totsicher ausgelöst und 
unser Volk zersetzen würden. Es ist gewiß, daß nicht je- 
der das zurückerhält, was erin die ozialversicherung 
leistet. ier a ıst und gesund bleibt, wer von kei- 
nem Unfall betroffen wird, wer nie die Arbeitslosigkeit 
zu kosten bekommt, der leistet eben für die mit, dıe von 
dem Ungemach des Arbeiterlebens heimgesucht werden. Was 
sollte aus denen werden, wenn nicht die Gesanthaftung_ be- 
stünde, wenn das Solidaritätsprinzip durch krassen Indi- 


arıitätsprinzip, vorenthalten 


vidualismus verdrängt würde ? Bei der heutigen lirtschafts- 


ordnung bleibt gar nichts anderes übrig, als an der Sozi- 
alversicherung unentwegt festzuhalten, weil das die Wohl- 
fahrt des Volkes, des staates und der Wirtschaft entschie- 
den fordert. _ | 

Die liahrheit gebietet es, angesichts dieses 
Kampfes auf das Gute nachdrücklichst hinzuweisen, das 
durch die Sozialversicnerung geleistet wurde. Wenn der 
Gesundheitszustand des Volkes sich gebessert und das 
Durchschnittslebensalter sich gehnben hat, wenn die Tu- 
berkulose und andere verheerende Volksseuchen zurückge- 
drängt werden konnten, wenn die Leistungsfähigkeit der 
deutschen Arbeiterschaft so gesteigert werden konnte, 
‚wenn die alten abgedienten Arbeiter vor dem Armenhaus 


und entehrender Stellung in der lienschheit bewahrt bleiben, 


wenn die kranken, arbeitslosen und invaliden Menschen 
von der entehrenden Armenunterstützung befreit wurden, 
dann sind das große Taten der Sozialversicherung. Sie 
mindert dıe rss Lebenssorge des Arbeiters, sie hebt 
den lienschen Arbeiter durch das Bewußtsein, einen wohl- 
erworbenen und gesicherten Anspruch auf die Leistungen 
der Sozialversicherung zu besitzen. 

le rdings darf das Versicherungsprinzip nicht 
übertrieben und überspitzt werden. Das Selbstverantwor- 
tungsgefühl darf nicht getötet, und die Unterhaltspflicht 


der 
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der Eltern graemaner den Kindern sowie der Kinder gegen- 
über den Eltern, nicht verschüttet werden. Die belastung 
der Versicherten durch Beiträge darf nie so hoch werden, 
daß sie zur untragbaren und schnerzenden Last wird. Das 
rechte Verhältnis muß geschaffen werden und erhalten 
bleiben, damit die Sozlalversicherung Segen bleiben kann. 
Heute wird vielfach auf die "überspannte" 
Sozialversicherung verwiesen. lian vergleicht ihren Etat 
im Frieden mit dem heutigen. Gewiß, ein Etat von rund 
6 Milliarden in 1929 gegen 1,3 williarden in 1913 ist 
ein großer Unterschied. Aber vergessen wir doch nicht 
daß die Zahl der erwurbstätigen wenschen in unsern Volk 
sehr gewachsen ist. Die Zahl der Versicherten ist seit 

213 um rund 6 «üllionen gestiegen, also eine Vermehrung 
um fast ein Drittel. Zudem muß die Geldentwertung beach- 
tet werden, die Versorgung des riesigen Arbeitslosen- 
heeres, die Einbeziehung der so notwendigen Niochenhil- 
fe und Familienfürsorge. Von 1,2 Millionen Kindern, die 
amarlıgh in Deutschland geboren werden, sind rund _ 

00 000 Arbeiterkinder, die heute unter dem hygienischen 
Schutze der Versicherungskassen stehen. Die ganze Ver- 
sicherung hat - ohne die Arbeitslosen, Kranken und Unfall= 
verletzten, ohne die Nöchnerinnen und kranken Fanilien= 
lieder, dıe Versorgungsrecht genießen - im Jahre einige 
Allionen Invaliden, \itwen und “alsen zu unterhalten, 
die in ihrem Unterhalte meistens nur auf die Sozialrente 
angewiesen sind. Üs ist natürlich, daß_bei der Zusammen- 
setzung der deutschen Bevölkerung der Etat der Sozial= 
versic erung gegenüber dem Frieden steigen mußte, und 
daß diese Steige ‚auch eine bitter notwendige war, 
weil die gesundheitliche und wirtschaftliche Lage der 
breiten Volksschichten die Erweiterung des Aufgaben= 
0 REERLTEI 308 der Sozialversicherung zwingend 

ebot. 

" Damit soll nicht gesagt sein, daß keine Aus- 
wüchse bestünden und keine \üßbräuche vorkämen. Es gibt 
keine menschliche Einrichtung, die von Fehlern und iängel 
frei wäre. Und weil die Sozialversicherung auch nur 
Wenschenmwerk ist, darun haften auch ihr Mängel an und 
werden ihr immer Mängel anhaften bleiben. Sie aber we- 
gen der längel verdäuuen zu wollen, hieße dann ° doch 
as Kind mit dem Badewasser ausschütten. Das Streben 
muß darauf gerichtet bleiben, anhaltende \ängel nach 
Wöglichkeit zu beseitigen und mißbräuchliche Ausnutzung 
nach Möglichkeit zu unterbinden-. In dieser Hinsicht 
müssen sich alle Versicherten einig werden, weil ja 
jede mißbräuchliche AUREN FRumG, weil alle Mängel zu 
ihren Lasten gehen. Die Gewerkschaftsbewegung hat ihre 
Iatarbeit noch nie versagt, wenn es sich darum handelte, 
wirkliche \ißstände abzustellen. Sie wehrt sich aber 
mit uns entschieden dBBegen, daß unter dem Deckmantel 
der \Mißbrauchbekämpfung die Sozialversicherung in ihren 
Kerne getroffen werden soll. | 

Nun zu dem vorliegenden Entwurf an sich,der 
sich durch zwei lNerkwürdigkeiten "auszeichnet." Einmal 
hält er uns das vor, was drüben im KHeich längst ist, 
sodann sucht er uns das schon zu geben, was im Reich an 
Verschlechterungen erst erwogen wird. In der Anpassung 
an das im Reich schon längst Bestehende ist er Sehr zu= 
rückhaltend,aber in der Bescherung dessen, was dort 
erst den gesetzgebenden Instanzen zugeleitet wurde,also 
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also noch gar nicht Tatsache geworden ist, sehr groß- 
zügig. Wir betonen schon, daß lMängel bestehen können, 
die Im Interesse der Versicherten und der Wirtschaft 
ausgemerzt werden müssen. Falls im Reiche sich die Not- 
wendigkeit einer Reform erwiesen hat, so gilt es doch 
mal abzuwarten, wie und inwieweit die gesetzgebenden 
Instanzen diese Reform vornehmen werden und wie sie 
sich praktisch auswirkt. Nir im Saargebiet hinken doch 
kilometerweit hinter der Entwicklung im Neiche her. 
Jetzt aber, wo im Reiche ein Heformentwurf re 
arbeitete man schon, bevor dieser Entwurf der deutschen 
Öffentlichkeit in seinen Einzelheiten bekannt war, die 
vorgesehenen Verschlechterungen in den Saarentwurf ‚ob= 
schon wir nach der L..-\ungssvite seit Jahren gegenüber 
den Bestimmungen der Krankenversicherung im Keiche die 
Entbehrenden waren. Es fehlen sonach bei uns die Voraus=« 
setzungen, die zu einer so "großzügigen" Abbaureform 
berech ıgien. Etwas anderes wäre es, wenn wir unserer 
Br2° ıitischen Entwicklung nit dem Keiche gleichen 
schritt, zumal nach der Leistungsseite gehalten hätten, 
und wenn tatsächlich bei uns gewisse Überspannungen 
zu verzeichnen wären. | 
as Kernstück der Krankenversicherung bildet 
der Grundlohn, nach dem sich die Leistungen bemessen. 
Dieser Grundlohn beträgt bisher 25 Franken, die von einer 
Kasse festgesetzt werden mußten. Darüber hinaus war_es 
einer Kasse freigestellt, den Grundlohn bis auf 35 Fran- 
ken zu erhöhen. Im Reiche gilt der wirklich verdiente 
Iohn, soweit er 10 \ark nicht übersteigt, als Be 
licher Grundlohn, also ein sehr großer Unterschied ge= 
enüber den Saarbestimmungen. Von der liöglichkeit,den 
rundlohn über 25 Franken zu erhöhen, haben nach den dem 
Entwurfe beigegebenen Bemerkungen nur 19 von 43 Kranken- 
kassen im Saargebiet Gebrauch gemacht, wovon nur nur 
@ine vnsise bis 35 Franken gegangen ıst. is steht Test, 
daß nur 3 Kassen im saargebiet etwas über die Hälfte 
des Grundlohnes kamen, der im Reiche in Anwendung ist. 
Alle anderen liegen darunter. Die größte Betriebskranken- 
kasse des »aargebietes, die Krankenkasse des »waarknapp= 
schaftsvereins, hilet bis 1.Dezember 1929 an dem Grund- 
lohne von 25 Franken fest. Bis dahin hatte der Arbeit- 
geber sich Ben TERTT, einer rear N Erhöhung zuzu- 
stimmen, sodaß der h\chste Krankengeldsatz bis zu die- 
sem Termin nur 12.50 er Erst im Rahmen einer 
Lohnbewe war der französische staat als Grubenbesitzer | 
bereit, den Grundlohn ab 1.12.1929 auf 30 Franken herauf- 
zusetzen, wodurch eine Heraufsetzung des Krankengeldes 
auf 15 Franken ermöglicht wurde. Kein iensch wird behaup- 
ten wollen, daß mit einen ke Bü ya Krankengeldsatz 
sich ein "üppiges" Leben emöglichen ließe. 
| er Entwurf sieht nun eine Grundlohngrenze 
von 30 Franken vor, die von allen Kassen eingeführt wer- 
den muß,freiwillig jedoch auf 50 Franken erhöht werden 
kann. Nach den gemachten Erfahrungen wird die erdrücken- 
de \iehrzahl der Kassen an 30 Franken, sofern der Entwurf 
Ber unseren Forderungen keine Anderung erfährt, fest- 
alten, wodurch eine fühlbare Aufbesserung des Kranken- 
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eldes verhindert wird. Trotzdem die Regierungskomnission W 

as wollte,versucht sie durch Beschneidung der Beitrags- 
bemessung die Kassen in ihrer Leistungsmöglichkeit zu be- 
hindern. Solange die Regierungskommission nicht bereit 


ıst, 





ung va 2 ar ae a aa hu ern F Re ee Te r ü 
ee NETT . m u Ti % IN ’ a VEIT GEN MX I RT TAN h " L h \ 
i ’ N . : rt a = Ir. > 2. Gree . a v2 + } Fa EN H j \ 
4 . I _ N I A j 
j j N — 






- 145 - 151 
ist, den Grundlohn gemäß den Pen A lsıngen im Reiche fest- 
zusetzen, ist sie auch nicht berechtig DLBengungen nach 
der Beitragsseite vorzunehmen, die den Kassen die Mög- 
lichkeit nehmen, über die gesetzlichen Kegelleistungen 
im Interesse der Mae eu: hinauszugehen. 

j Die in Frage kommenden Kommissionen haben mit 
erdrückender llehrheit beschlossen, daß der wirkliche Lohn, 
soweit _er 60 Franken nicht übersteigt, als_Grundlohn gel- 
ten soll. Wir el ek ORFREERE an die Regierungskon- 
mission,dieser Forderung zu entsprechen. Ihre Verwirk- 

Br DR ;ventgabh es den Kassen, ein ausreichendes Kran- 
kengeld festzusetzen. Bleibt die Regierungskomni ssion bei 
ihrer Fassung, dann verschuldet sie es, daß die meisten 
Kranken des saargebietes im Höchstfalle nur 15 Franken 
Krankengeld erhalten werden. Für die Bergleute ,‚beispiels- 
weise tritt dann keine Verbesserung ein. 
Die Bestimmung, wonach der Kranke von den Arznei= 
kosten 10 Prozent selbst tragen soll, lehnen wir ab. Abge- 
sehen von den Schwierigkeiten der Erhebung dieses Beitra- 
es- gegen den sich im Reiche sehr ernste Stimmen erhoben 
aben-, müssen wir schon deshalb zur Ablehnung kommen, 
weil nach dem Regierungsentwurfe ja nur ein Höchst-Kranken- 
geld von 15 Franken garantiert ist. Übrigens kann jetzt ’ 
noch ger nicht gesagt werden, ob im Reiche diese HRegie- i 
rungsIorderung angenommen werden wird. lird sie angenommen, 
dann ist damit nicht gesagt, daß sie auch hier berechtigt 
wäre. Die Kranken des Saargebietes haben infolge des nied- 
rigen Grundlohnes und Krankengeldes gegenüber den Kranken 
im Reiche große Verluste gehabt. Ihnen jetzt zuzumuten, 
bei nur 15 Franken garantiertem Krankengeld auch 10 Pro- 
zent der Arzneikosten zu übernehmen, ıst wirklich eine 
starke Zumutung, die mit der Note "unsozial" bezeichnet 
werden muß. | | | 

Wenn auf die Notwendigkeit zum Sparen verwiesen 
wird, dann kann doch nur aan werden, daß die Hegie- 
rungskommission bei der Festsetzung des Grundlohnes in 
ihrem Entwurfe das "Sparprinzip" in unerträglicher Form 
"berücksichtigt" hat.- 

Betreffend Festsetzung des Krankengeldes halten 
wir an der geltenden Keichsfassung fest. Den Kassen soll 
es gestattet sein, nach I gewisser Vorschriften 
das Krankengeld vom ersten Krankheitstage an festzusetzen 
und in seiner Bemessung bis zu 75 % des Grundlohnes un= 
ter Berücksichtigung des Familienstandes zu gehen. Wenn 
die u an ihrer Grundlohnbemessung fest- 
hält, dann ist es sicherlich kein Re eg a a Ein- 
kommen, wenn ein Kranker von 30 Franken Grundlohn 75 Pro- 
zent an Krankengeld erhalten kann, sofern er eine bestimn- 
te Zeit krank feiert. Die Negierungskommission hat ja den 
Finschränkungsvorschriften ihres Entwurfes selbst Jede 
WERRONELEUnE Era im durch die Festsetzung des geringen 
ERRBBRBE NIE ohnes. Ihr Entwurf ist unlogisch und inkonse- 

uent, weshalb wir darauf bestehen müssen, daß er in der 

orm zum Gesetz erhoben wird, wie ihn die Mehrheit des 

Landesrates ausarbeitete. Erhebt sie ihn in dieser Fom 
zum Gesetz, dann ist es später immer noch Zeit, zu prüfen, 
ob etwaige Änderungen, die im Reiche kommen können, auch 
hier ihre Berechtigung haben. Wir dürfen nie vergessen 
daß die Kranken des Saargebietes gegenüber denen im Reich 
in der A te erheblich eingebüßt haben, und daß 1 
die große Gefahr besteht, daß sie äuch weiterhin einbüßen 4 


werden. 
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Wenn wir die Einbeziehung der Hebammenhilfe als ob- 
ligatorische Wochenhilfeleistung und die obligatorische 
Einführung der Familic..\ilfe als gesetzliche Regelleistung 
gefordert haben, so entsprach das einem dringenden Bedürf- 
nis und der notwendigen BaRmınE an die Reichsbestin- 
mungen. Wir bitten des Landesrat gerade diesen Forderungen 
geschlossen zuzustimmen. 

Betreffend UL STUEPDISGRTUNE stehen wir auf dem 
Standpunkt, daß es bei der bisherigen aaauung bleiben muß. 
Der Beitrag bemißt sich nach der Höhe des geltenden Grund- 
lohnes. Wo der Entwurf nur 30 Franken Mußgrundlohn vor- 
sieht, kann man sich im Interesse der Kranken niemals 
mit der vorgesehenen Herabsetzung der Beitragsprozente 
einverstanden erklären. »ähe der Entwurf in der Grundlohn- 
Nemaa fang eine Anpassung an die Reichsbestimmungen vor, 
dann ließe sich vielleicht über eine Änderung der Bei- 
tragsprozente reden. So aber müssen wir mit aller Ent- 
schiedenheit an dem festhalten, was die Kommissionen ge- 
fordert haben. 

Großes Befremden erregte die Fassung des $ 368 h 
des Entwurfes, worin es heißt, daß der Vorsitzende des 
beim allgemeinen Oberversicherungsamtes gebildeten Schieds- 
amtes zum Kichteramt befähigt sein müßte. Eine derartige 
Bestimmung kennt man im Reiche nicht, wo es genau so wie 
in unseren bisherigen Bestimmungen heißt, daß von den un- 
parteiischen Mitgliedern, die in der Sozialversicherung 
erfahren sein sollten, wenigstens einer richterliche Vor- 
bildung besitzen soll. Diese Fassung muß im Saargebiet 
Gesetz bleiben, schon aus dem Grunde, weil die Fassung 
des Regierungsentwurfes eine unberechtigte und durch _ 
nichts begründete Zurücksetzung von lenschen bedeutet,die 
infolge ihrer Kenntnis A=r Sozialversicherung die - 
netheit zur Ausübung des Vorsitzendenposten beim ©chieds- 
amt in ender Weise besitzen. rn 

Abschließend betonen wir, daß wir die Fassung des 
Entwurfes als unser Gutachten bezeichnen, der wir vom Zen- 
trum unsere Zustimmung gegeben haben. Aus den Protokollen 
geht unsere Stellungnahme genau hervor, sodaß sich ein 
weiteres Eingehen auf Einzelheiten erübrigt. Sodann unter- 
streichen wir nochmals die im letzten Protokoll wieder- 
holt vorgebrachten Anträge aus früheren Sitzungen, die den 
baldigen Erlaß en dr u Feige Ausführungsbe- 
stimmungen zum Unfall-und Knaßpschaltsversicherungsgesetz 
—. en. Es ist höchste Zeit, daß sie bald erlassen 
werden. 

Meine Herren! Rheinland und Pfalz sind wieder frei. 
Unsere Freiheit darf uns auch nicht mehr lange vorenthal- 
ten werden. Aufgabe der Regierungskommission ist es da 
zur Erleichterung des Überganges die hiesigen Gesetze der 
Reichsgesetzgebung völlig anzupassen. 


( Bravo - Rufe !) 
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Vorsitzender: Das liort hat "err Abeeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Die Vorlage, wie sie dem len- 
desrat zugeleitet worden ist, ließ sehr lange auf sich 
warten, denn der Ausbau der Krankenversicherung wird 
schon seit Jahren gefordert, aber seit 1926 geschah 
nichts. Die Bestimmungen der Krankenversicherung ent- 
sprechen auch keinesfalls dem, was notwendig gewesen 
wäre. Die Versicherten und ihre Urganisationen forder- 
ten andauernd roghung des Krankengeldes, also Verbes- 
serungen, die im Reich längst durchgeführt sind. Endlich 
kommt dann der Entwurf, aber der überfällige Entwurf 
sieht dann nicht den notwendigen Ausbau vor, den wir 
verlangt und gefordert haben, sondern er ist als Sa- 
nierungsentwurf_ gedacht. Das wird in der Begründung ge- 
sagt. Auch die Regierungsvertreter haben das im Landes- 
rat in den Kommissionsberatungen andauernd hervorgeho- 
ben, daß man nur eine Sanierung der Kasse vorzunehmen 
gedenke. Dagegen legen wir ganz entschieden ee, 
ein. Eine Sanierung ist nach unserem Dafürhalten nich 
notwendig. Es ist vielmehr notwendig, daß eine angemes- 
sene Grundlohnerhöhung eich damit die Beiträge sich 
von selbst erhöhen. Damit is die Sanierung jedenfalls 
enpeben, dıe ja Ing ie chen Arte da dıe finanzi- 
ellen Verhältnisse der einzelnen Kassen nicht schlecht 
sind. Man soll an der saar nicht so_ohne weiteres das 

.als gangu und gäbe ansehen, was im Keich in den Arbeit- 
geber-Zeitungen te wird. Das ist an der »aar 
alles nicht so. Die Verhältnisse liegen im Heich wesent- 
lich anders. Auf Grun] dessen kann wan diese Verhältnis- 
se nicht ohne weiterss zugrunde Ze BA 

| Wir haben gefordert, daß der Grundlohn im 3_180 
sich den Bestimmungen des Keichsgesetzes anpassen soll, 
und zwar deshalb, damit aucn das Krankengeld in das rich- 
tige Verhältnis zum Lohn gebracht wird, wie es in der 

Vorkriegszeit war und wie es auch im Keich in der Nach- 
kriegszeit ie ee worden ist. Die Erhöhung der 
Mußbestimmung ist dringend age Jringend geboten 
deshalb, damit die Arbeitgeber, die das soziale Verständ- 
nis nicht aufbringen können, durch den Gesetzgeber dazu 
Pensungen werden. Das ist notwendig, besonders notwendig 

ei den knappschaftlichen Krankenkassen, in denen ja 

die Arbeitgeber die Hälfte stimmen besitzen. Ohne deren 
Zustimmung kann nämlich nach der gesetzlichen Regelung 
keine Erhöhung des Grundlohnes über den lNindestsatz vor- 
enommen werden. Wir haben N den gesetzlichen Grund- 
ohn von 25 Franken. Das bedeutet, daß die Kasse den ver- 
dienten Lohn bis zu diesem Satz berücksichtigen mußte. 
Sie konnte diesen Lohn darüber hinaus bis zu 35 Franken 
berücksichtigen. Das war die sogenannte un ag Fahne 
Wir sehen, daß im Bergbau nach Iangen Kämpfen der Grund- 
lohn ab 1l.Dezember 1929 auf 30 Franken erhöht worden ist. 
Auffällig ist, daß nun auch der Gesetzgeber, die NRegie- 
rungskommission, hübsch fein nachhinkt. Dagegen legen 
wir Verwahrung ein. lir vertreten Cie lleinung, daß die 
Regierungskommission als Gesetzgeber vorgehen und 
nicht nachhinken soll. Wan soll den Bergbau zwingen 
mehr zu geben. Böse Zungen behaupten sogar, wenn diese 
Grundlohnerhöhung nicht gekommen wäre, hätte man die 
gesetzliche Mindeste:.u:: nicht erhöht. Auffällig ist, 


daß 





u S4Yy49g ayasıyd 24& ouas. uay2nıG4005 H 7 












W Prog 


7V 





he Kae \e- 
nu Pi 


un \ 
” T 
1 DR Der 


- 148 - 


daß bei den Betriebskrankenkassen der Grundlohn noch auf 
2» Franken steht, heute noch steht, und zwar haben nach 
der Begründung des Entwurfes einen Grundlohn von 25 Fran- 
ken 24 Kassen, von 26 Franken 3 Kassen, von 27 Franken 

1 Kasse, und 12 Kassen haben einen Grundlohn von 30 Fran- 
ken. Diese Grundlohnsätze sind in 43 Betriebskrankenkassen 
maßgebend, unter die auch die a er Betriebs- 
krankenkassen fallen. Das bedeutet natürlich, daß in_ den 
Kassen, wo der Grundlohn 25 Franken beträgt, das tägliche 
Krankengeld als gesetzliches Pflichtkrankengeld 12,50 Fran- 
ken ausmacht. Stellen Sie sich einmal diese Verhältnisse 
vor bei einem lohn, der zwischen 30 und 40 Franken schwebt. 
Es wird da ein Krankengeld von 12,50 Franken täglich ge- 
währt, das ist kaum ein Drittel des lohnes und es ist klar, 
daß ein Kranker mit einem derartigen Betrag seine Familie 
nicht ernähren, viel weniger sich seine Gesundheit durch 
eine kräftigere Kost erwerben kann. Auffällig ist, daß 

die Arbeitgeber in der Hüttenindustrie Bedenken äußerten, 
daß der Grundlohn überhaupt erhöht wird in der \Wußbestin- 
mung. Dagegen möchten wir auch entschieden Verwahrung ein- 
legen. Sie haben auch v=rsucht, bei der Kannbestimmung nur 
auf 45 Franken zu gehen und beı dieser Gelegenheit muß ich 
auf eins hinweisen: Der Regierungsentwurf sieht vor,da 

die Mußbestimmung auf 30 Franken und die ERERDa a GRRNIOR 
auf 50 Franken lauten soll. Auch dagegen müssen wir Beden- 
ken äußern, da die RODBnBE zwischen \uß-und Kanngrenze 
zu groß ist. In der Vorkriegszeit war der Unterschied 1 Mark 
= 6 Franken und jetzt soller es 20 Franken sein. Wenn der 
Entwurf Gesetz wird, werden die 28 Krankenkassen, die jetzt 
einen Grundlohn unter 30 Franken haben, wohl kaum über den 
Betrag von 30 Franken hinausgehen. Sie wissen wie es ist, 
es werden dann etwa 40 Kassen einen Grundlohn von 30 Fran- 
ken haben. Das bedeutet, daß etwa 70 bis 80 % der Versicher- 
a... tägliches Krankengeld von nur 15 Franken garantiert 
wird. 

Die Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze ist 
nach unserem Dafürhalten auch sofort auf 6000 luark festzu- 
setzen, sobald sie im Reich Gesetz geworden ist. Das würde 
hier einen Mabrace von 36000 Franken entsprechen. fir er- 
Karsan. daß uns das gewährt wird, was im Keich zur Erwägung 
steht. 

| Wir legen entschieden mpeg dagegen ein,daß 

man die Versicherten beteiligen will mit IO % an den Kosten 
für Arznei, Heil=und Stärkungsnuittel. Diese Bestimmung be- 
steht, wie mein Herr Vorredner schon ausgeführt hat, auch 
im Reich aber unter anderen Verhältnissen. Die meisten Kas- 
sen haben alle lüittel versucht, diese Kosten den Versicher- 
ten nicht aufladen zu müssen. fir können nicht verstehen, 
daß man an der Saar versucht, auch diese Bestimmung einzu- 
führen, obwohl man das Krankengeld nicht an die Reichs- 
struktur anpassen will. ‚enn der Entwurf Gesetz wird,erhal- 
ten alle diejenigen, die jetzt schon einen Grundlohn von 
830 Franken hatten, eine wesentliche Verschlechterung ihres 
jetzigen Zustandes. Dies wäre besonders im Bergbau der Fall. 

r MELLE müßte sich mit 10 % an den Kosten der Arznei 
usw. beteiligen ohne eine Krankengelderhöhung zu erhalten. 
Die Beteiligung ist auch ungerecht, denn es komut auf 
die Krankheit an und wie schwer sie ıst. Nehmen Sie einmal 
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einen schwierigen Krankheitsfall, der Kranke muß viel Arz- 
nei haben. Er hat da natürlich eine gewaltige Belastung 
durch die Arzneibeteiligung zu tragen, während der andere, 
der vielleicht auch lang krank ist, aber keine Arznei _ 
braucht, dabei wesentlich besser fährt, weil die Arznei- 
beteiligung für ihn nıc“i in Frage kommt, Die Arzneibe- 
ei 2 guBg widerspricht auch nach meinem Dafürhalten der 
Struktur | 
rungsoll doch eine Lastengemeinschaft sein. Derjenige,der 
oft und viel krank ist, soll doch durch den, der nich 
krank zu feiern braucht, nit durchgeschleppt werden; und 
Serjeniee. der für lOV oder 200 Franken Arznei haben muß, 
soll doch dadurch entlastet werden, weil der andere sie 
vielleicht nicht braucht. Die Vorlage widerspricht also 
in diesem Sinne der Struktur der Lastengemeinschaft, sodaß 
man auch, um dem Aranken die Arznei zu Sichern, diese 
Struktur beseitigen muß. Wenn die Pebei.ligung nit 20 % 
kommt, dann wird es so sein, daß der Kranke mit seinem 
geringen Krankengeld überhaupt keine Arzneimittel erhal- 
en wird. Hier ist es noch so,daß man den Heichspara- 

graphen wesentlich verschlechtert übernimmt, und zwar 
verschlechtert übernimmt zu Ungunsten der Versicherten 
und zu Gunsten der Arbeitgeber. Nach dem Neichsgesetz 
muß ein Vorstandsbeschluß der Kasse aufgehoben werden auf 
Date LÄEUNE von 20 %, sobald die Älehrheit der Versicher- 
ten-Vertreter das im Ausschuß verlangt. Alsouwenn dort 
der Vorstand einen solchen Beschluß erläßt und die Mehr- 
heit der Arbeitnehnmer=Vertreter verlangt die Aufhebung, 
dann muß dieser Beschluß aufgehoben werden. Aus dieser 
Mehrheit der Arbeitnehmer macht man im Mar- aragraglen 
die Mehrheit des Ausschusses. ian gibt also den Arbeit- 
gebern einen größeren Einfluß auf diese Ze FIHRENE, der 
sich besonders in den knappschaftlichen Kassen sehr stark 
auswirken wird. Also die rückständigen Paragraphen des 
Reichsgesetzes sucht_..... ın lem Saargesetz noch rückstän- 
diger zu verankern. Dagegen haben wir sehr starke Beden- 
ken und erheben entschieden Protest, daß man solche Ver- 
schlechterungen an der »aar einzuführen gedenkt. 

ir müssen auch jede Herabsetzung des Hausgeldes 
ablehnen. Auch bei der Krankenhauspflege soll ein Abbau 
des Enungelden vorgenommen werden, indem nur die Hälfte 
des gesetzlichen Krankengeldes bezahlt werden soll. Wir 
verlangen hier, daß die jetzige Struktur bestehen bleibt, 
wonach die Hälfte des Krankengeldes zu zahlen ist, beson- 
ders wo doch in den meisten Kassen das ganze Krankengeld 
bezahlt wird. In Knappschaftskassen wird das ganze Kran- 
kengeld bezahlt. Im Gesetz will man aber verankern, daß 
nur die Hälfte des gesetzlichen Krankengeldes zu bezahlen 
sei. Das würde bedeuten, daß der Gesetzgeber bestimmt,die 
Kasse darf nur die Hälfte des pe en Kranken eldes 
zahlen, das einem Viertel des Grundlohnes entspricht. 

Wir verlangen ferner die Krankenhauspflege,wo 
es notwendig ist, als Pflichtleistung. Große Bedenken kön- 
nen nicht dagegen bestehen. Es ist in der Praxis passiert, 
daß in einzelnen Fällen die Pannkennannp!loge eben lehnt 
wurde, obwohl nach dem ärztlichen Gutachten dieselbe, 
dringend notwendig gewesen wäre. Wir wünschen, daß diesen 
Verlangen entsprochen wird. Deshalb haben wir die Ande- 
rung des 3 184 Abs.4 vorgeschlagen, wonach dann, wenn der 


Kranke 


der Krankenversicherung, denn die Krankenversiche- 
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Kranke in seiner Familie die notwendige Behandlung nicht 
erhalten kann, die Hauspflege als Pflichtleistung veran- 
kert wird, oder wenn die Krankheit ansteckend ist. Das 
soll auch in diesem 3 184 zum Ausdruck gebracht werden. 
Es ist kein unbilliges Verlangen. Wir erwarten, daß die 
MEHRTSEBSRON #51 OR dem Antrage entspricht. 

ir erheben auch sehr starke Bedenken dagegen,daß 
man den 3 191 in der Entwurfsfassung zum Gesetz er ebt. 
Er sieht vor, daß das Krankengeld in allen Fällen bis Ab- 
lauf der siebten Woche nur 50 % des Grundlohnes betragen 
darf. Die Kassen konnten bisher darüber hinausgehen. Heu- 
te will der Gesetzgeber nur eine Erhöhung über 50 % nach 
Ablauf der siebten Woche. Also wir vertreten die lNeinung, 
daß die jetzige Struktur bestehen bleiben soll, da sie 
sich der Reichsstruktur gr ern Eine Verschlechterung 
Er ie Zustandes wird von uns ganz entschieden be- 
änpft. 

” Ferner ist von uns die Hebammenhilfe als Pflicht- 
leistung gefordert worden, und zwar deshalb, weil es keine 
große Belastung für die Kasse geben wird und weil der Ver- 
sicherte keinen Enae damit treibt. Da sind schon die Ver- 
hältnisse so, daß jedenfalls dieser Bestimmung entsprochen 
werden kann. Sie hat sich auch im Heich in der Praxis be- 
währt, und es scheint zweckmäßig zu sein, daß sie auch an 
der Saar rien verankert wird. Wir sind sehr erstaunt 
darüber, daß der u, en sentwurf nichts davon enthält, 
obwohl doch in den Vorver andlungen diese Bestimmung in 
Erwägung gezogen war. | 

anz entschieden protestieren wir dagegen, daß. 

man die Rechte der Versicherten einschränken will, wo die 
regen: licht eine Rolle spielt. Wein Vorredner hat be- 
reits darauf hingewiesen, daß das eig Verhältnis 
des Beitrages am Grundlohn an der Saar ganz anders aufzu- 
fassen ist, wie im Reich. Wenn man den vollen Iohn als 
Grundlohn hat und nimmt davon 10 %, dann ist das etwas 
ganz anderes, als wenn diese lD % von 30 Franken genommen 
werden. Nehmen Sie einmal einen Grundlohn von 60 Franken 
an. Es ist klar, daß 10 % eines Grundlohnes von 60 Fran- 
ken einen ganz anderen Beitragssatz abwerfen wie 10 % 
des Grundlohnes von 30 Franken. Die Verhältnisse liegen 
also an der Saar wesentlich anders. Wir bedauern, daß man 
gene in dem jetzigen \oment an den Abbau dieser Sätze 

enkt, zu einer Zeit, wo die Aera Koßmann und Dr.Thissen 
eine Rolle spielt, während früher unter der Aera des 
sozial-reaktionären Rault diese Bestimmung nicht ange- 
tastet wurde. Obwohl die Sätze seit 1919 gelten, sollen 
sie jetzt herabgesetzt werden, wozu gar keine Notwendig- 
keit besteht. Ich bin der Meinung, wenn es im Reich er- 
wähnt wird, so ist das noch yangee nicht Gesetz. Was der 
Reichstag macht ist die zweite Frage. Mein Vorredner hat 
schon gesagt, daß diese Bestimmung noch nicht aus dem 
Schoß der ersten Instanz sei. Wenn die Bestimmung Gesetz 
werden würde, dann dü:r\:.n die Beiträge nur 6 vom Hundert 
des Grundlohnes betragen; darüber hinaus dürften sie mur 
dann sein oder erhöht werden auf Beschluß der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer. Sie werden aber immer wieder einen Ar- 
beitgeber im Ausschuß finden, der dagegen ist. Auch daggen 
legen wir sehr scharf Verwahrung ein, und beantragen,daß 
die seit 1919 bestehenden Bestimmungen bestehen b eiben. 

a Ich möchte weiter darauf hinweisen, daß die 
Familien-Krankenhilfe als gesetzliche Pflichtleistung 
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gegeben werden soll und zwar deshalb, weil sie in sehr 
vielen Kassen ua or! worden ist. Auch in sehr vie- 
len Betriebskrankenkassen hat man sie durchgeführt. Sie 
hat sich Gi bewährt und hat jedenfalls für die 
Versicherten geprnarei che Erfolge nit sich gebracht. Auf- 
fallend ist, daß man diese Bestimmung nicht gesetzlich 
verankern will, ob wohl sie auch im Heich in BrBAGEAR ge- 
zogen worden ist. Die Verbesserungen läßt man einfach 
draußen. Das scheint ein reaktionärer Zug bei der Regie- 
rungskommission zu sein, daß man nur nach dem Schlechten 
sieht und das Gute nicht finden will. Wir verlangen, daß 
die Kassen gezwungen werden, die Familienkranke ilfe 
durchzuführen. - 

Dann ist uns a EN daß man die Versicher- 
ten schlechter stellen wollte in den Bestimmungen, die der 
Entwurf vorsieht in der Frage, die zwischen den Kassen 
und Arzten entstehen können. lan hat im Ausschuß das Ver- 
hältnis verschlechtert. Wir verlangen das prozentuale 
Verhältnis wie im Reich, damit in diesen Körperschaften 
die Kassenvertreter dasselbe Recht haben wie im Reich. Es 
kommt in Frage der_3 368 a und b, worin das prozentuale 
Verhältnis wie im Reich zu verankern ist. | 

Dann ist uns in 3 868 h aufgefallen - Herr Kiefer 
hat bereits darauf hingewiesen- daß ein Jurist als Vor- 
sitzender rg A soll, während das im Reich nicht der 
Fall ist. Diese juristische Spitzfindigkeit können wir 
nicht verstehen. as sich im Reich bewährt hat und im 
Saargebiet seit Jahren besteht, soll auf einmal nicht mehr 
angängig sein. Nir lehnen diese Bestimmung ab, da wir das 
Empfinden haben, daß dabei Ber ee 28 en eine Rolle 
spielen. Wir lehnen es =", da der jetzige Vorsitzende, | 
Regierungsrat Hartmann nach der Erklärung des Herrn Kiefer 7 
vom Zentrum die Bestimmungen loyal und neutral durchge-. | 
führt hat. Es ist auffallend, daß diese gegenteilige llei- 
nung von zwei Leuten verlesen wird, die einer Partei an- 
gehören. 








(Regierungsdirektor Dr. Thissen lacht!) 


(Zuruf des Abe. Reinhard (KP): Sie brauchen noch zu 
lachen über Ihr Nachwerk. Sie sind ja ein feiner 
egierungsvertreter.) 


Wir vertreten die Meinung, daß den Krankenkassen {freier 
Spielraum gelassen wird. Es geht nicht an, daß man den 
rankenkassen vorschreibt, daß sie vertrauensärzte anstel- 
len müssen. Was braucht cıne Innungskrankenkasse einen 
Vertrauensarzt ? Nan kann die kleinen Kassen nicht zwingen, 
sich Vertrauensärzte anzustellen, wo die Notwendigkeit 4 
nicht bestanden hat und nie bestehen wird. Wir lehnen das 4 
Ersuchen, das der HKegierungsvertreter in der Kommission 4 
estellt hat, ganz entschieden ab, weil die Regierungs- i 
ommission selber diese Bestimmung nicht vorgesehen hat. 4 
Wir vertreten die \leinung, daß der jetzige Zustand voll- 
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kommen ausreicht, da die Kassen ja die Möglichkeit haben, 
sich einen Vertrauensarzt anzustellen. _ ‘ 

Wir haben weiter in der Kommission die Anfrage 
gehe lt daß endlich die BE TOTHERSTERO Fonung zum ÄAr- 
ikel rlassen wird. Diese 
ung ist überfällig. Seit mehreren 

Jahren 
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Jahren verlangen die Vertreter des Saar-Knappschafts- 
ereins- Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen- den Er- 
laß dieser Bestimmungen, weil sie dringend notwendig 
sind. Die Angestellten erhalten Vorschüsse, weil die ge- 
setzlichen Voraussetzungen nicht gegeben sind. Wir dach- 
ten, daß bei der Snapgsshnl bappre le die Sache mit er- 
 ledigt werden würde. Herr Dr.Thissen hat auch den An- 
gestelltenvertretern gegenüber die bestimmte Zusage Be- 
macht, und das wurde ja auch in der Zentrumspresse als 
man die Hetze gegen mich losließ, geschrieben. Ja, mir 
scheint die Sache noch gar nicht durchgearbeitet zu sein, 
denn die Versicherunrströger müssen nach Artikel 5 ange- 
hört werden, ehe die vorarbeiten in der unteren Instanz 
zum Abschluß ebracht sind. Die AERDTOnE ist bis jetzt, 
aber noch nicht erfolgt. Wir erwarten also, daß auch die- 
se ne gg bald erlassen werden, danit endlich der 
jetzige unhaltbare Zustand a wird. Der Knapp- 
schaftsvorstand hat in seiner letzten Sitzung wieder 
dringend den Erlaß dieser Bestimmungen gefordert. Wir 
fordern sie seit längerer Zeit, und es muß endlich ein- 
mal das durchgeführt werden, was dringend geboten er- 
scheint. Ä 
Auch dis Ausführungsbestimmungen zur Unfall- 
versicherung lassen sehr lange auf sich warten. Der Herr 
Regierungsrat Hauck hat in der Kommission erklärt, daß 
die Verordnung über die Erhöhung des Jahresarbeitsver- 
dienstes für Jugendliche, welche vor dem 1.11.1927 be- 
reits 21 Jahre alt waren und die Verordnung über die 
Abfindung der Unfallrentner der hegierungskommission 
vorliegen würden. Es scheint also so zu sein, daß die 
anderen Bestimmungen bei der Abteilung Sozialversicherung 
noch gar nicht durchberaten sind. Wir vertreten die Mei- 
nung, daß alle Bestimmungen beschleunigt durchgeführt 
werden müssen. Man muß auch an die denken, die in schul- 
und Berufsausbildung sich befinden und arbeitsunfähig 
sind. Die Durchführung dieser Bestimmung muß auch ver- 
langt werden, weil die Berufsgenossenschaft die Weiter- 
ewährung der Bezüge ablehnt. Das sind keine Zustände, 
ier, sodaß die 7 A an das Keichsgesetz unbedingt 
notwendig erscheint. | 
Dann verlangen wir endlich die Bezeichn 

der Berufskrankheiten. ıs ist bedauerlich, daß man die 
Gesetzesparagraphen an der Saar einführt aber die Aus- 
führungsverordnungen nicht zur EUER UP EIE DIESES Das 
ist nach meinem Dafürhalten eine Ungeheuerlichkeit,wenn 
die Regierungskommission seit April 1929 das Gesetz er- 
lassen hat und bis heute sind die Ausführungsbes timmungen 
noch nicht da. Das dem Völkerbund unterstellte Saargebiet 
hat bis jetzt nicht eine einzige Berufskrankheit der Un- 
EaLgFergLcharung unterworfen, Obwohl ein solches  inter- 
nationales Übereinkommen der internationalen Arbeits- 
organisation TURAARGE. In Deutschland ‚Frankreich, BELA. 
Belgien, Schweiz ‚Österreich, Polen, Luxemburg, Ungarn ‚Holland 
und Rußland werden Berufskrankheiten als entschädigungs- 
pflichtig bezeichnet. 


( Hört, hört ) 
In dem Völkerbundsländchen "Saargebiet" bringt man es 
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nicht so weit, daß man diese Bestimmungen zur Durchfüh- 
rung u SE 
. „ir betonen nochmals, wir wünschen und fordern, 
daß die fortschrittlichen Bestimmungen des Reiches an der 
aar eingeführt werden, und legen ganz entschieden Ver- 
wahrung dagegen ein, daß man nur sein Augenmerk auf die 
"im Reich vorgesehenen, aber dort auch noch nicht durch- 
geführten Verschlechterungen hinlenkt, die Verbesserungen 
aber ganz außer acht läßt. ' 


Wir fordern keinen sozialen Rückschritt, sondern 
einen sozialen Fortschritt. 


(Bravo- Rufe ) 





RE Sa Ar, EM PETER IE ET IE ISTERIARHBE Ir; ee 
N RERERT ha Rn? DIE OT TAT ES SEE ABLE er i a N 
R A ’ Y -—i. 7% RE 50, yi r - ie we y j Y F- Her ri er a er als a = en 









Syyarag ay>5ıyd DIT 49720454085 4 7 





IE A 





s N} “ ee . [RR 2 
ei a 2 ı 4 v n% . \ \ - E ’ h 
£ ee.‘ . 4 ID Ta ae Hi ni „av: . . . . 2 > - > Bo hl >n = VEN “ER 
\e IM; ET ee ART TH er r 4a rd: N, 3 Fa Way 1 N} a 
7 2 uyTY Ar 2 : v f p A & 24 Te 2 et 5 Pati Er) a MT ri [2 Ir” er H) + Wa n ar ” 1 
fr z L i% J ge “ u u Lu u 2 BR \ er ıY Te SR, # v 712 N le 5 i Pe Fi ’ ir R7 Yı “, 2, 
\ & Ze Pe RL Tri Te er ER EEE ABERER > MEER: (Zar Au ws 









- 1 - Be 


Vorsitzender: Das !\ort hat Herr Abgeordneter Heckler! 


| 
Abg. Heckler (KP): Meine Herren! Mit der Jemerkung, die dem | 
Landesrat gleichzeitig mit der Vorlage betreffend die | 
Anderung der Krankenversicherung zugegangen ist, läßt 
die Hegierungskommission sagen, daß die Vorlage eine | 
Anpassung an die lLohn-und Wirtschaftsverhältnisse in | 
Saargebiet tätigen soll. Sie bringt damit zum Ausdruck, | 
daß die Kosten der Versicherung, insbesondere die Kosten | 
für ärztliche ra ing Une Erwerbslosigkeit das Be- i 
streben nach Kassenleistungen steigere. Weiter sagt sie, } 
daß eine nl der Kassen von kleinen Sachen 
Ibesierehgg Ne reizuhalten ist. Die Vorlage soll eine i 
anierung der Krankenkassen des saargebietes mit sich 1 
bringen. An eine a en der Leistungen ist in der Vor- 
lage nicht gedacht. \ielches sind die Ursachen, die eine 
Sanierung irgendwie möglich machen? Die kapitalistische 
ah a hat in erster Linie die Zerrüttung der 
Gesundheit zur Folge. Die Krankheitsziffer steigt un- 
aufhörlich. Die Ursache liegt vielfach allein in der 
kapitalistischen Rationalisierung, deren verheerende 
Wirkung für die Arbeitergesundheit durch elende Tiohnungs- 
verhältnisse verschärft wird. Das Schwitztempo der Ra- | 
tionalisierung ist zu einem Wlordsystem geworden. Die 
"Deutsche Krankenkasse“ stellt fest: "Die ständige Zunah- 
me der Krankenziffer bei günstigem Beschäftigungsgrade 
dürfte zum ER Teil darauf zurückzuführen sein, daß 
eine große Zahl der Versicherten den an sie gestellten | 
a in der Arbeitsleistung auf die Dauer und oh- 4 
ne Unterbrechung nicht mehr gewachsen ist. Insbesondere 
sind es die Nervenkrankheiten, die ungeheuer zunehmen. “ 
In welchem Maße die kapitalistische hationalisierung die 
Gesundheit der Arbeiter ruiniert, zeigt folgende Stati- | 
stik der "Deutschen Krankenkasse” Nr. 17 aus 1929: 

Nir hatten 1913 auf 100 Versicherte in Ortskran- 
Se Make 37,9 Krankheitsfällen, 1928 eine Steigerung 
au 2 
In Landkrankenkassen 1913 auf 100 Versicherte 
26,7 und 1928 auf lül Versicherte 36,9. 

In Betriebskrankenkassen hatten wir 1913 44,2 
ünd 1928 _65,6. 

5% In Innungskrankenkassen 1918 25,7 und 1923 
In allen Kassen zusammen war die Durchschnitts- 
ziffer der Erkrankten 1913 37,8 und 1928 56,1%. 

Aus dieser Statistik ist klar zu ersehen, daß 
die Krankheiten sich Apeapi unaufhörlich vermehrt haben. 
Wie aus der heutigen Statistik hervorgeht, kommen auf 
100 Versicherte im Jahre 1913 709 Krankheitstage, im 
Jahre 1928 1348,5 eb Seh IE Wir sehen genau dassel- | 
be Bild in den übrigen Kassen, 743,3 vor dem Kriege und | 
1928 1579,3 Krankheitstage. Sämtliche Kassen hatten im '- 
Durchschnitt 685,2 vor dem Kriege und 1928 130,5 Krank- 
heitstage. Die verschärfte Ausbeutungsnethode bewirkt, 
daß die Krankheit länger dauert. Das An TLER niedrige | 
Krankengeld zwingt den Arbeiter nicht krank zu feiern. E 
Die folgende Übersicht gibt ein Bild wie sich das Kon- | 
trollsystem durch den Vertrauensarzt gegenüber 1924 aus- 
wirät. 1924 kamen auf 100 Versicherte 25,2 , 1928 24,2% 
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Krankheitstage auf den Versicherten. In sämtlichen Kassen 
1924 ‚l im Jahre 1928 24,2 . Auf einen Krankheitsfall 
durchschnittlich 16,3 Krankheitstage im Jahre 1907 28,7 
Krankheitstage. Der Vorsitzende der deutschen Krankenkas- 
sen-Verbände, der Sozialdemokrat Lehmann bezeichnet das 
Vertrauensarztsysten als das Kemstück der Reform. In 
seiner Zeitschrift "Die Krankenkasse“ schreibt er:" Der 
Kassenarzt soll sich seinen Kranken widmen und die Frage 
seinen Verwaltungsmedizinern überlassen. Nach Lehmann 
soll nicht mehr der behandelnde Arzt unterscheiden, son- 
dern der von der Kasse abhängige Vertrauensarzt. Für das 
Vertrauensarztsystem schlägt Lehmann folgenden Zusatz vor: 
Die Satzung kann die Zahl des Krankengeldes davon abhängig 
machen, wenn die Arbeitsunfähigkeit von einem zugelassenen 
Arzt bestätigt wird. Die hationalisierung hat ein starkes 
Steigen der Betriebsunfälle ee . Die Statistik 
beweist, daß jedes Jahr eine gewaltige Steigerung der Un- 
fälle zu verzeichnen ist. Ferner sehen wir eine ungeheure 
Beitragssteigerung seit 1913. Im Jahre 1913 betrugen die 
Beiträge 440 Millionen Mark bei nur 13 42 Millionen Mit- 
gern, Die durchschui itiichen Beiträge pro Jahr und 
ae betrugen 30,40 Mark und haben sich bis 1928 auf 
90,70 erhöht. Folgende Statistik zeigt, wie die Beiträge 
ESe Legen sind. Im Jahre 1913 hatten wir an Beiträgen 
30,40, im Jahre 1925 68.-Wark, im Jahre 1926 72.-Mark, 
im Jahre 1927 79,90 Mark, im Jahre 1928 90.10 Mark. 
Die Einnahmen der reichsgesetzlichen Krankenkassen hatten 
1928 2 Milliarden Reichsmark betragen. Die ständige Stei- 
ReTUnE der Beiträge trägt zur Senkung des Reallohnes bei. 
je bürgerlichen farteien mit Einschluß der Sozialdemokra- 
tie geben sich alle Mühe, die größeren Ausgaben der Kran- 
kenkassen mit Verbesserung der PREBEBLELSFINGER zu begrün- 
den. Der Sozialdemokrat Lehmann schreibt in der Zeit- _ 
schrift "Die deutsche Krankenkasse” in einem Artikel "Die 
Sünde wider das Volk", daß das Arztehonorar auf 326 Mil- 
lionen Mark gestiegen ist. Im Jahre 1927 hat SeüsE Kassen- 
arzt 11 02] lark bezogen. Nach Lehmann haben 2 777 Arzte | 
25 000 Mark, 190 Ärzte 25- bis 35 000 Mark, 50 Arzte 35-bis 
55 000 Mark, 9 Arzte 55- bis 75 000 Mark, und 4 Arzte 
75- bis 100 000 Mark pro Jahr bezogen. Aber selbst die _ 
Kassenärzte und die Vertrauensärzte der Kassen können nicht 
verhindern, daß bei der heutigen Methode die Krankheits- 
ziffer ansteigt. Die Verwaltungskosten sind in der gleichen 
leise wie die De nee gestiegen. Wir sehen, de 
land die Kassendirektoren lünistergehälter beziehen. seit 
1913 sind die Verwaltungskosten um das dreifache gestiegen. 
Trotz ständig wachsenden Ausgaben haben es die staatlichen 
Aufsichtsbehörden verstanden, das Vermögen der Krankenkas- 
sen zu steigern. Äs war ein Vermögen ro \üutglied von 
23.80 Wark zu verzeichi.., das durch die Inflation verloren 
Begangen ist. Im Jahre 1924 war ein Kassenvermögen von 
[3.80, im Jahre 1925 von 17.60, im Jahre 1926 von_24.-Nark, 
im Jahre 1927 von 28,30, im Jahre 1928 von 31,66 Keichs- 
mark pro Mitglied vorhanden. Die Kapi talneubi ldung müssen 
Versicherungsträger durch Verschlechterung ihrer Leistungen 
bezahlen. In der Krankenversicherung versucht man heute 
planmäßig die Leistungen abzubauen und wenn sich die 
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Arbeiter dem leistungsabbau widersetzen, treten die Bür- 
gerlichen für die Erhöhung der Beiträge ein. Das bewei- 
sen die Ausführungen des pe reig Hoffmann. Dagegen 
müssen die klassenbewußten Ärbeiter schärfsten Kanpf 
führen. Es Hang min notwendig, daß in der ganzen 
Versicherung die Verwaltungskosten gesenkt werden. Wir 
können feststellen, daß die enge ya hei gegenwärtig 
ra er ya Verschlechterung der Versicherung beab- 
sichtiet. 


(Zuruf des Abg. Petri (SP): Trotzdem ist sie besser 
na! 


wie in Rußla 


Ich komme noch auf die ’erhältnisse in Rußland zu sprechen. 


Auf dem ee eg in Breslau haben die Sozialdemo- 
kraten Leitsätze entwickelt und auf dem im Jahre 199 in 
eg abgehaltenen Krankenkassentag hat man _ zu der 
R.V.O. beschlossen, daß die REITS rung bailieat 
einen Entwurf vorlegt, der die notwendigen Verbesserungen 
vorsieht. Die in den Leitsätzen geforderte Kationalisie- 
rung der Krankenversicherung ist mit u, Da die Or- 
ganisation der Kassen eine frage hinsichtlich der Ver- 
schlechterung der ER RIRRERE: Es wird die Einführung 
der Karenzzeit von_3 Tagen ge ordert und es werden dem 
Versicherten neue Lasten aufgebürdet. Durch die Einfüh- 
rung des kassenärztlichen Dienstes soll das Vertrauens- 
arztsystenm ng Wirksamkeit erhalten. Diese Sachen 
werden mit der Phrase umschrieben: Gestaltung der Lei- 
stung und leistungsfähigkeit der TPeRtgBereBauäRUgerT. 
Aber die ganzen sonial-faschistischen Gewerkschaften hat- 
ten zu diesen Leiisätzen nichts zu sagen. Die Leitsätze 
des Krankenkassentages haben den früheren Arbeitsminister 
Wissell veranlaßt, den Krankenkassenunternehmern einen 
Keferentenentwurf zur Reform vorzulegen. Am 11. November 
v. Js. fand eine Konferenz der Keichs-und Länderministe- 
rien und der Gewerkschaften statt. Der nichtöffentliche 
Charakter dieser Konferenz gestattete es den Gewerkschaf- 
ten aller Richtungen, auf ein Scheinmanöver zu verzich- 
ten. So hat dieser Entwurf die Zustimmung der Unterneh- 
mer, der Ärzte und der Gewerkschaften der Sozialdemokra- 
tie gefunden. Dieser alte liissel»sche Entwurf bildet 
auch heute die Grundlage der gegenwärtig im Heichstage 
zur Debatte stehenden ..» Turm. Dieser Entwurf sieht unge- 
heure Verschlechterungen vor, nämlich: Abbau des Grund- 
lohnes von 10 auf 9 ilark, ke re einer Krankenschein- 
gebähr, Verschlechterung der \ehrleistung, Ermäßigung 
es Krankengeldes auf 50 %. Zahlung des Krankengeldes 
nur für Arbeitstage. Das sind die Grundlagen des Ent- 
wurfes. Es ist ohne 4weifel, daß bei der Zusammense tzung 
der Peesmwerti en Reichsreglerung eine ungeheure Ver- 
schlechterung für die ganzen Versicherten Platz greifen 
wird. Es ist auch kein Wunder, wenn sich ein Professor 
in einer bürgerlichen Zuschrift dahin äußert:" Da die 
Krankheit keinerlei persönliche Nachteile, sondern sogar 
Vorteile gewährt und zwar ganz ohne Nühe, dann ist es 
begreiflich, daß sich die benschen sehr gern krank stel- 
len.” Meine Herren, dieser Ausspruch erzählt Bände. 
Nun zu unserer Vorlage selbst: 
Auf sozial-politischem Gebiet hat die alassen- 
ewußte 
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klassenbewußte Arbeiterschaft zu allen Zeiten grundsätz- 
lich die Einführung einer einheitlichen sozialen Versor- 
gung mit ae A Unternehmer verlangt. Ge- 
2” diese Forderung hat die Sozialdemokratie der Vor- 
riegszeit schon den Kampf geführt. hg haben 
deren Vertreter bis 1914 gegen die Sozialversicherungs- 
gesetze gestimmt. Heute haben die Sozialdemokraten diese 
grundsätzlichen Forderungen längst anerkannt. Aber ihre 
arbeiterfeindliche Rolle suchen sie durch betrügerische 
Manöver zu verschleiern. Diesem Zwecke dient auch die 
Entschließung des Hamburger Gewerkschaftskongeesses über 
die Vereinheitlichung und Selbstverwaltung der Sozial- 
MBBetpesbung. In dieser üntschließung hieß es u.a.: 
"Der Kongreß fordert Aufbau einer Versicherung, die 
Versicherungsträger aller abs peie r mit Aus- 
nahme der Erwerbslosexversicherung umfassen soll. Wir 
haben ein Recht auf ausschließliche Selbstverwaltung.” 
In der Entschließung des Hamburger Gewerkschaftskon- 
gresses ist heute keine Rede mehr davon, daß die Beträ- 
ge von den Unternehmern gezahlt werden müssen. Die Ge- 
werkschaftsbüros der Sozialdemokraten denken gar nicht 
mehr daran, diese Forderung zu vertreten. Die Gewerk- 
schaftslei BR bedauert, daß durch eine Indiskretion | 
der iissel,sche Entwurf vorzeitig in die Öffentlichkeit 
gelangt sel. Die christlichen Gewerkschaftsbüros ver- 
reten dieselbe REN: Auch die Beratung unserer Vor- 
lage hat uns gezeigt, daß zwischen dieser und den An- 
sichten der bürgerlichen Parteien keinerlei Unterschied 
besteht. In der Begründung sagt die Hegierungskommission, 
daß diese Vorlage Sein soll eine Sanierungsvorlage,welche 
die Grundlage zur Gesundung der Krankenversicherung im 
Auge habe. Wir erblicken unsere Aufgabe nicht darin,das 
kapitalistische lirtschaftssysiem auf diese Weise zu 
heben. Unsere Aufgabe ist es, den Versicherten in erster 
linie zu helfen. In der Krankenversicherung ist eine un- 
geheure Zersplittrung und Zerrissenheit. Wir können fest- 


stellen, daß auch hier im Saargebiet 14 Urtskrankenkassen, 


43 Betriebskrankenkassen und zwei Eisenbahnerkassen sind. 
Wir verlangen grundsätzlich, daß diese Zersplittrung be- 
seitiet wird und an Stelle dessen einer einheitlichen 

Kasse für das Ssaargebiet errichtet wird. In dieser Kran- 


kenkasse fordern wir volle Selbstverwaltung der Versicher- 


ten mit Ausschluß der Unternehmer. Zu $ 165 haben wir 
folgenden Antrag einzubringen: 


"Ausdehnung der Versicherungspflicht auf alle 
egen Iohn oder Gehalt beschäftigte Personen, 
eamte,Lehrlinge, Erwerbslose, Rentenempfänger, 

Pensions-und Unterstützungsbezieher, Insassen 

von strafanstalten oder andere öffentliche 


Anstalten und Heime, sowie die Fanilienangehörige, 


“ sie nicht selbst versicherungspflichtig 
sind. | 
. Die gesamte werktätige Bevölkerung muß 
in die Krankenversicherung einbezogen werden, 
während heute die Angestellten nur bis zu einen 
Einkommen von £1l 600.-Franken versicherungs- 
pflichtig sind." a 

uc 
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Auch in der Frage der lieiterversicherung verlangen wir, 
daß $ 176 folgendermaßen geändert wird: 


"Versicherungspflichtig sind ferner Gewerbetrei- 
bende sowie Angehörige der freien Berufe nebst 
ihren Familienangehörigen. " 


Es ist unbedingt erfo.\csılich, daß die kleinen Handwer- 
ker und Gewerbetreibende in die Versicherung aufgenommen 
werden, denn viele von ihnen verelenden durch den Ein- 
tritt einer langwierigen Krankheit. 


8 180 der Vorlage sieht vor, daß das Krankengeld 
nach einem Grundlohn gewährt werden nuß. In Zeiten der 
Krankheit soll der Kranke besser leben. Es ist daher 
notwendig,daß der Kranke kein niedrigeres Krankengeld 
bezieht, als wenn er arbeiten würde. Deshalb beantragen 
wir zu $ 182 der Vorlage, daß Krankengeld in Höhe des 
täglichen Arbeitsverdienstes vom Beginn der Krankheit 
en für jeren Falenüortag gerahl! wird, an dem der Kranke 
arbeitsunfähig ist. Die Krankenhilfe soll erst mit der 
völligen Wiederherstellung der Gesundheit_oder Anerken- 


nung des Anspruches des Versicherten auf Invaliden-oder 
Unfallrente enden. 


| Der $ 182_a der Vorlage sieht vor, daß die Ver- 
sicherten zu den Kosten für Arznei,Heil-und Stärkungs- 
mittel bis zu 20 % herangezogen werden können. 

Ich habe mich gewundert über die Ausführungen 
des Zentrumsredners, der dafür eingetreten ist, daß die- 
se Fassung gestrichen werden soll. Das _Zentrum hat zwei 
Gesichter, ein saarländisches und ein Reichsgesicht. 


( Lachen ) 
(Zuruf des Abg. Reinhard (KP Oßp.): Es ist nicht wahr!) 


Heute morgen beteuert der Abgeordnete Kiefer diesen Pas- 
sus, um den Arbeitern vorzutäuschen, welch warmes Herz 
sie für die Arbeiterschaft haben. Ein solches Vorgehen 
nennt man Demagogie. Es ist unbedingt notwendig, daß 

der 3 182 a geändert wird. Und wir haben aus diesem Grun- 
de den BBETAE gestellt, daß das Krankengeld vom ersten 
Kalendertag der Krankheit statt vom vierten Tage an ge- 
währt wird. Herr Kiefer hat heute morgen erklärt, dal 

er auch dafür eintritt, soweit es die Kassenverhältnis- 
.. zulassen. In der Kommissionssitzung war das Zentrun 
agegen. 


(Zuruf des Abg. Reinhard (KP Opp.): Sie sind heute 
auch nicht dafür!) 


Der $ 186 handelt von Hausgeld, das an Angehörige des 
Versicherten zu zahlen ist. Das Hausgeld soll in Zukunft 


die Hälfte des gesetzlichen Krankengeldes betragen. Wir 
beantragen zu $ 186: 


A 


Hausgeld 
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1 "Hausgeld ist bei Unterbringung in ein Krankenhaus | 
in Höhe des vollen Berrage® des Krankengeldes an die An- 
KenörTgen zu zahlen. An Versicherte ohne Angehörige in h 
öhe des halben Krankengeldes. " | 


Es ist notwendig, daß ae lonhem. die zu Hause bleiben, | 
genau so gut versorgt werden. | 


Zu $ 187 a beantragen wir Streichung, da der Pa- | 
ragraph vorsieht, daß die Krankenkassen Bigentüner der ' 
Arzneibehältnisse sind, und dies zu Schikanen führen kann. \ 


 . Zu $ 313 beantragen wir, daß der letzte Absatz_ge- 
strichen wird, da wir die Meinung vertreten, daß dem Er- 
Se sein Recht in der Krankenversicherung gewahrt 
eibt. 
 . Zu $ 313 b beantragen wir, daß der Passus ge- 
strichen wird betr. Weiterversicherung. 





Zu $ 313 c beantragen wir, da wir für freie Arzte- 
wahl sind, daß der Passus gestrichen wird. | | 


Za $ 384, der nicht in der Vorlage enthalten ist, 
beantragen wir folgende Fassung: 


" Die Mittel für die Krankenversicherung sind durch 
Umlage nach Gefahrenklassen von den Unternehmern auf- 
zubringen. Vers.ct:rungsberechtigte bezahlen . Bei- 
träge entsprechend ihrem Einkommen. Die Einteilung 
der Gefahrenklassen und die zu erhebenden Zuschläge, ' 
sowie die Beiträge für die freiwilligen lüitglieder “ 
setzt der Kassenrat fest." 
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Meine Herren! Es ist unbedingt notwendig, daß die Sozial- 
lasten Borat erasr müssen. In Wirklichkeit zahlen die 
Unternehmer keine Beiträge, denn die Beiträge sind ein 


Teil des Iohnes, der dem Arbeiter vorenthalten wird. 
(Zurufe der Kommunisten: Richtig !) 


Wir als Kommunisten wissen, daß Sie nicht dafür zu haben 
et daß die Unternehmer die Kosten allein zu tragen 
aben. 
Meine Herren! Sie haben an die russische Sozial- 
versicherung angeknüpft. Hierzu muß ich sagen, in Rußland 
zahlt der Arbeiter kein. Deiträge. 


(Zuruf des Abg. Hoffmann(SP): Der Arbeiter zahlt ihn 


och ! 
Die Versicherten gegen Krankheit, Invalidität,Arbeits- 
losigkeit udgl. sind in einer einheitlichen Kasse zusan- 
mengeworfen und dadurch werden ungeheure Kosten erspart. 
Trotzdem wird in Rußland bei Arbeitsunfähiekeit das Kran- 4 
kengeld in voller Höhe des Iohnes gezahlt. Eine Narte- 4 
zeit kennt das russische Gesetz nicht. Die Verhältnisse 
Mutter und Kind sind erstklassig in Sowjet-Rußland. Das 
haben Sie uns selbst Y "ätigt. Im Gegensatz zu deutschen 
Versicherungen, wo die Verwaltungskosten bei manchen 
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Kassen 20 % der gesamten Einnahme ausmachen, sehen wir, 
daß die Verwaltungskosten der Kassen Sowjet-Rußlands 
auf 2,4 % herabgedrückt worden sind. Wenn die Arbeiter- 
schaft Deutschlands gesunden will, dann bleibt ihre 
ee andere Nahl als dem Beispiel Sowjet-Kußlands zu 
olgen. 

Zur Frage des Vertrauensarztsystems haben wir 
zu erklären, daß wir ein System dieser Richtung ablehnen. 

ir sehen weiterhin, daß ein ungeheurer Renten- 
abbau an den Kriegsonfern und Unfallzeschädigten Er 
Man setzt lieber 50 rofessoren in Bewegung und bezahl 
sie, als man einem Beschädigten die Kente Deläßt. 

Die Vorlage, welche nur Verschlechterungen 

nebst einigen ganz kleinen Vorteilen mit sich bringt, 
lehnen wir ab uni geben folgende Entschließung dazu ab: 
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der Kommunistischen Landesratsfraktion bezüglich 
der Änderung dı= »»siten Buches der Heichsver- 
sicherungsordnung (Krankenrersicherung). 


"Die Kommunistische Fraktion fordert gegenüber der 
heutigen Zersplitterung in Urts-, Land-,Betriebs-, Innungs- 
und Ersatzkrankenkassen eine allecmeine Xrenkenkasse für 
das gesamte Saargebiet. In dieser Krankenkasse fordern 
wir volle Selbstverwaltung Ger Versicherten unter Aus- 
schluß der Unterxehner. 

Wir beantragen die Ausdehmurg der Versicherungs- 

flicht auf alle gegen Gehalt_oder loan beschäftigten 
recnan. Beamte, Lehrlinge, !'rwerbslose, Kentenenpfän er, 
Pensions-und Unterstützungsbezieher, Insassen von Stral- 
anstalten oder anderen Öftentlichen Anstalten sowie die 
Familienangehörige, soweit sie nicht selbst versichert 
sind. Die gesamte werktätige Bevölkerung muß in die 
Krankenversicherung einbezogen werden, während heute 
nur die Angestellten bis zu einem Zinkommen von £1 600.- 
Franken versicherungspflichtig sind. 

Die Versicherungsberechtigung soll ausgedehnt wer- 
den auf Gewerbetreibende, sowie Angehörige der freien 
Berufe nebst ihren Familienangehörigen. 
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Leistungen fordern wir folgende 


1. Krankenpflege voa Beginn der Xrankheiv an. Sie 
soll umfassen ärztliche Behandlung und Versor- 
gung von Ar”r>" 


2. Wir fordern Krankengeld in Höhe des tärlichen 
Arbeitsverdienstes von Beginn der Krankheit an 
für jeden Kalendertag, au dem der Kranke ar- 
beitsunfähig ist. Die Krankenhilfe soll erst 
mit der ol sen Wiederherstellung der Gesund- 
heit oder Anerkennung ües Anspruches des Ver- 
sicherten auf Invaliden- oder Unfallrente 
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3. Bei Unterbringung in ein Krankenhaus ist das 
Sausge ld in voller Höhe des Krankengeldes an 
die Angehörigen zu zahlen. An Versicherte 

ig Angehörige in Höhe des halben Kranken- 

geldes. 


4. Die Mittel für die Krankenversicherung sind 
von dem Unternehmer aufzubringen. Die Höhe 
der Beiträge setzen die Kassenorgane fest." 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


Abg.Schmelzer (DSV): Meine Herren! Ich will mich mit den Einzel- | 
heiten der Vorlage nicht befassen, weil die Herren Vorred- 
ner sich genügend damit beschäftigt haben, sondern ich | 
möchte mich nur mit der Tendenz der Vorlage befassen. Aber 
es ist wirklich nicht iumer unbedingt nötig, daß man bei 
Adam und Eva anfängt. Die einzelnen Farteien könnten ja 
diese Sachen in ihren Zeitungen in Sperrdruck veröffent- 
lichen. Es ist in der Vorberatung ge Sag worden, man soll 
die Vorlage in der Weise erledigen, daß man die reichs- 
deutschen Verhältnisse vorschlägt und sie zur Durchführung 
bringt. Aber wenn die reichsdeutschen Verhältnisse auch 
nach einer Abänderung schreien und wenn man weiß, daß sie 
doch über kurz oder u el Eh werden, dann wäre es 
töricht, wenn man sich hier einer Abänderung verschließen 

würde. Denn wenn wir nur die reichsdeutschen Gesetze hier 

zur Durchführung ee wollen, dann hätte man sich doch 
die bandwurmlangen Reden, die heute morgen hier gehalten 
worden sind, sparen können. 





(unverständliche Zurufe seitens der Linken) j 


Sie dürfen sicher sein, jeder der Zuhörer wäre damit ein- 
verstanden gewesen, denn es ist nicht immer ein Genuß,ellen- 
langen Reden zuzuhören. Aber es ist interessant, in diesem 
Zusammenhang auf eine Auslassung des Reichsarbeitsministers 


Stegerwald, der selbst Arbeiter war und der die Dinge kennt, 
hinzuweisen. 


(unverständliche Zurufe der Kommunisten) 


Men muß es dem Herrn Stegerwald schon lassen, daß er etwas | 
von den Dingen versteht. Er spricht auch gar nicht so tö- # 
richtes Zeug wie Sie, Herr Heckler. ; 


Siyamag ayasıyd muBousfs 4420454005 H7 


(Zaruf des Abg.Reinhard (KP): Das ist eine Frechheit) 






- Glocke des Vorsitzenden - | 
orsitzender: Herr Reinhard, ich rufe Sie zur Ordnung! 


(Zuruf des Abg.Reinhard (KP): Rufen Sie den Redner 
zur Ordnung, das war eine Frechheit) 


Ra: 


orsitzender: Das war immer noch ein parlamentarischer Ausdruck, 
aber Sie waren beleidisem. 






b 


Beer Br}: Ich will nicht zu Ihnen hinabsteigen,Herr Rein- 
ard. 


(Zuruf des Abg.Reinhard (KP): Sie können ja nicht. 
mehr hinabsteigen, sie stecken ja im Sumpf.sind Sie 
doch froh, daß Sie die Weisheit für sich allein ge- 
fressen haben. 


Stegerwald sagte bei der Haushaltberatung:" Die Verwaltung 
muß vereinfacht und verbilligt werden. Der Krankenkassen- 
haushalt ist heute größer als der Nettohaushalt des Reiches. " 


Dann 
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Dann sagt er weiter:" Ich habe seit Jahren folgende Refor- 
men vertreten:" Zurückarauzsung der Bagstellschäden in der 
MEROEETSTBICHSFUNG, Neuordnung des Arzt-und Arzneiwesens, | 
Stärkung des Selbstverwaltung des Einzelnen in der, l 
Kranken-und Arbeitslosenversicherung.” Er sagt weiter: j 
„Es muß zur Reform der Krankenversicherung der „eh gegangen i 
werden, daß man die Versicherungszweige der vozialversiche- 

ıng dahin prüft, wo Ersparnisse möglich sind. Kein Volk | 
er ‚so viel für Arzt und Arznei aus wie das deutsche und ‚ 

abei ist es noch nicht einmal das gesündeste Volk. Das. Y 
Gros der Ausgaben für Arzt und Arznei wird für die Versicher- 
ten stets die Gemeinschaft, die Krankenkasse, zu zahlen j 
haben.” Aber auch der frühere Arbeitsminister Dr.Brauns 
sagte einmal;"“ Die Kritik am Krankenwesen richtet sich 
gegen die antisozialen Elemente. Es gibt viele Arzte,die 
solche Elemente unterstützen. Darüber sind sich Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer einig, und zwar auch die Arbeitnehmer der 
freien Gewerkschaften und ihre politischen Urganisationen. 
Die erkennen offen an, daß hier Mißstände vorliegen. | 
Es liegt also im Interesse des Arbeitnshmers, wenn hier 
vorgegangen wird. Wir freuen uns, daß »ie mit uns einig 
gehen. Wenn nun Herr Kiefer Bear? hat, die Krankenkassen 

ec 
E 





sind in der Vergangenheit sc ter gefahren, so kann man | 
das als richtig bezeichnen. Etwas scheint mir nicht berück- j 
sichtigt worden zu sein, das ist, daß der Personenkreis I 
ein anderer ist. Wenn man &älso reformieren will, dann muß | 
man irgendwo anfangen und ich stehe mit denen, die sich 
mit der Vorlage befaßt haben,auf_gleichem Boden. Wenn daran 
zemmizelt wird, möchte ich «ie Tatsache vorhalten, daß die 
bteilung Sozialversicherung bevor sie die Vorlage fertig- 
estellt hat, Arbeitne: nor und Arbeitgeber zusammengerufen 
at, und dem, was hier herausgekommen ist, haben Arbeit- 
eber und Arbeitnehner zugestinnt. Es wırde mir so berich- 
et, vielleicht ist der Herr Hegierungsvertreter so freund- 
lich, mir das zu u ren a Die Arbeitgeber haben bezüg- 
lich der Keform viel weitgehendere Vorschläge gemacht in 
Bezug auf Karenzzeit, Krankenschein, Wegfall der Barleistungen, 
Weiterversicherung des überlebenden Ehegatten usw. Die Ar- 
beitgeber verlangen also viel nehr als in der Vorlage ent- 
halten ist. Ich bin allerdings richt der Sprecher für die- 
se weitgehenden Arbeitgeberforderungen. 





(unverständlicher Zuruf des Abg.Reinhard (KP).) 


Ich mache mich nicht zum Wortführer der Arbeitgeber, aber 
wenn Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammenkommen und sehen, : 
daß.die AERHBEIERTNL CHEFUDE reformbedürftig ist, und machen 
gemeinsam mit den Beamten der age Funzakosmi ssion Vor- i 
schläge, dann soll man dem auch Rechnung tragen. Wir befin- | 
en uns in der eigentümlichen lage, daß ich dieser Vorlage u 
das Wort reden kann, was ich sonst in den seltesten Fällen | 
tun kann. 


EI PLZ 


(unverständlicher Zuruf der Linken) 


z | 
-Glocke des Vorsitzenden - ) 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Die Linke ist vorhin in keiner Weise unterbrochen 


worden und daher bitte ich, daß Sie auch die Redner der 
anderen Parteien ruhig anhören. 


(Zuruf des Abg.Reinhard (KP): Er hat uns ungeheure 
Frechheiten an den Kopf geworfen. ) 


Wenn ich mir ungeheure Frechheiten erlaubt habe, d.h. in, 
Ihrem Ton zu reden, dann haben Sie es a et Sie sind 
zu Abe. Reinhard) nicht erade der Nann, der mit feiner 
eide eingepackt ist. Ich verlange keine besondere Behand- 


Wir können dıcsser Vorlage zustimmen, da sie das 
Übel dort angreift, wo es angegriffen werden muß. Wir stinm- 
men der Vorlage zu mit einigen Abänderungen; 


368; 
$ 368,Abs.4 ist wie folgt zu fassen: 


"Die Vorschriften des $ 368 i,Abs.4 und Abs.5,Satz 1 
gelten entsprechend." 


$ 3868 _e_ als neuer Abs.5: 


| “Inhalt und Änderungen der Richtlinien sind grund- 
| sätzlich in Einklang zu halten mit Richtlinien,wel- 
| che der Reichsausschuß für Arzte und Krankenkassen 


nach 3 368e der deutschen Reichsversicherungsordnung 
erlassen hat oder erläßt." 


° 868 _ i als neuer Abs.5: 


"Das Schiedsamt ist an grundsätzliche mie 
n 


og ayasıyda. Bouaıc voy2nıg40os HT 


des bei dem Reichsversicherungsamte_ gemäß 3 :& 

der Reichsversicherungsordnung gebildeten Reichs- 
schiedsamtes gebunden. Das gleiche gilt von Ent- 
scheidungen des für Streitigkeiten zwischen Arzten 


und Krankenkassen beim Landesversicherungsa R für | 
das Saargebiet gebildeten Oberschiedsantes ( 368 k)." 


D o ist folgender Sa zufügren; 


“ Hierbei sind die nach $ 368 s Abs.2 und 3 der deut- 
schen Heichsversicherungsordnung für das Reich gel- 
tenden Bestimmungen maßgebend. " 


In $ 368 1,Abs.3. 


ıst als neue Ziffer 4 einzuschieben: 


nr 


- 


" 4) Das Sghiedsant geren $ 368 e,Abs.5 verstoßen hat" 
"Oder" am »chlusse der Ziffer 3 ist zu streichen,und 
Ziffer 4 wird Ziffer 5." 
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Das sind die Abänderungsvorschläge, die wir zu der Vorlage 

zu machen haben und wir bitten die Regierungskommission,die- 
selben entsprechend zu berücksichtigen. Wir erkennen die Vor- 
lage an als einen Versuch, das Krankenkassenwesen zu refor- 
mieren und glauben, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer zufrie- 
den sein werden und die Vorlage als einen Fortschritt auf dem 


Gebiete der Neform der Krankenversicherung bezeichnen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Reinhard (KP Opp.):_ Meine Herren! Bei Beginn der heutigen 
Tagung wurden Erklärungen zu der Räumung der Rheinlande 
abgegeben. Wir haben bei jeder Gelegenheit klar und un= 
zweideutig darauf hingewiesen, daß diese Räumung der 
Rheinlande erkauft wurde durch neue Beosore Belastungen 
der arbeitenden Schichten in Deutschland. Wir haben 
außerdem in Bezug auf die TEE OER wörtlich gesagt,daß 
die et sich beeilt, diese reaktionären Ge- 
setze und laßnahmen der Reichsregierung zu übernehnen. 
Wir haben ferner ER, daß die Parteien des 
Saargebietes diese Maßnahmen unterstützen, und daß sie 
bereit sind, sie durchzuführen. Wenn noch Zweifel an 
der Richtigkeit dieser Behauptungen bestanden haben 
sollten, dann haben dic Ausführungen des Herrn Abgeord- 
neten Schmelzer von der Volkspartei und des Herrn Ab- 
geordneten Kiefer vom Zentrum eindeutig die Richtigkeit 
unserer Behauptung bewiesen. Erstens einmal sind die 
Dinge so, daß durch den Weltkrieg und durch den Ausgang 
des Krieges die ungeheure Ausbeutung der Arbeiterklasse 
noch verschärft worden ist. Durch den Youngplan hat _ 
Deutschland etwa jährlich 2 Millionen aufzubringen. Die- 
se Lasten versuchen die deutschen Kapitalisten restlos 
der deutschen Arbeiterschaft aufzuladen. Das geschieht 
in Form der Verschiebung der Steuergesetze, in Form | 
des Abbaues der Sozial-und Arbeitslosenversicherung,in 
Form des direkten Abbaues der Löhne unter der Diktatur 
der Regierung, hinter der auch steht der "nationale" 
Mann Frateppürg: . Die Durchführung dieser reaktionären 
Maßnahmen liegt in erster Linie in den Händen der Zen- 
trumspartei, die durch ihre Geistlichen und Lehrer all- 
Puh in der Öffentlichkeit sozial triefende Reden 
hält. Keine andere Partei wie das Zentrum steht an der 
Spitze bei Durchführung dieser Maßnahmen. Und es ist 
eine Verdrehung der Tatsachen, wenn Herr Heckler hier 
Beet hat, das Zentrum an der Saar habe eine andere 
einung in dieser Frage wie das Zentrum im Reich. Das 
stimmt nicht. Verantwortlich für diese Schandvorlage der 
Sozialversicherung ist gerade das Zentrum an der Naar. 
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-— Glocke des Vorsitzenden - 


Kein anderer wie der \inister für Volkswohlfahrt, der 
Herr Koßmann ‚und der Terr Dr. Thissen, der in seiner Ab- 
teilung arbeitet, sind die Geburtshelfer dieser Vorlage, 
sie sind verantwortlich für das, was man hier durchzu- 
führen gedenkt. Es ist kein Wunder, wenn sich der Herr 
Abgeordnete Schmelzer in seinen Ausführungen auf die Rede 
des Zentrumsabgeordneten und maßgebenden Nannes in der 
Reichsregierung Stegerwald_ stützt. 

Wir haben deshalb nur mit Hecht betont, daß 
eine derartige Befreiung für die Arbeiter keine Befrei- 
ung ist. Gerade unter diesem Rummel werden die reak- 
tionären Maßnahmen gegen die Arbeiterschaft verdeckt. 
Aber woher kommt es, daß in der Sozialversicherung die 1 
Beiträge immer erhöht werden, während sich die Leistungen 
nicht ausgleichen. Auf der einen Seite die ungeheure 
Ausbeutung durch die Rationalisierung der Betriebe und | 
da wird noch behauptet, das deutsche Volk sei das ge- il 
sündeste der Welt. Das stimmt nicht. In Deutschland sind 1 

8 Millionen 


e 




















a s 


3 Millionen Arbeiter aus dem Produktionsprozeß ausgeschifft, 


die mit ihrer Fanilie zum Teil noch ohne Unterstützung le- 
ben müssen. Ist es da ein Wunder, wenn diese Proleten,die 
in Höhlen hausen müssen, andauernd der Krankenversicherung 
zur Last fallen. Ist’es hier etwa anders ? Zum Zwecke der 
Volksrerdummung scheut man keine lüttel, aber um der Är- 
beiterschaft zu helfen ist nichts da. Im Gegenteil ‚diesel- 
be Abteilung Volkswohlfahrt hatte vor kurzem auch die Er- 
WERDE RBBELENG TE GIF Eng um 10 % abgebaut. Wir können ver- 
stehen, wenn der Herr Abgeordnete Schmelzer sagt, wir er- 
kennen die \laßnahmen der Regierung an. Sie haben sich, 
aber auch darüber hinaus schon längst in eine Front mit 
den französischen Unternehmern gestellt, um die Saarein- 
wohner endgültig zu verschachern. Wenn Sie die Veröffent- 
lichungen in der »aarbrücker Zeitung vor einiger Zeit ge- 
lesen haben, dann werden Sie festgestellt haben, daß die 
deutsche Delegation in den Saarverhandlungen schon längst 
zugestanden hat, daß die Kohlenfelder der Narndtgebiete, 
die bis heute noch unausgebeutet sind und die die reichsten 
der gausan. Gegend darste len, auf ewige Zeit den franzö- 
sischen Privatkapitalisten gegeben worden sind. Auch die 
Grube Frankenholz soll verschachert werden. Ich stelle 

die Frage an die bürgerlichen Parteien, was ihre Vertre- 
ter in Berlin dazu sagen, daß sie ebenfalls zustimnten, 
daß diese Kohlenfelder französischen Kapitalisten auf 
ewige Zeit zur AnSDR FUN VRERTASBER WERTEN. Ich frage 
diese Herren, was haben sie dafür bekommen von den fran- 
zösischen Kapitalisten und was haben Sie dafür herausge- 
holt für die Saararbeiter. Sie haben für die Interessen 
der Kapitalisten Ihr iort in die Wagschale geworfen. ir 
Kommunisten haben ausgangs vorigen Jahres Nindestforde- 
rungen aufgestellt. In diesen Forderungen heißt es u.a., 
daß in keiner Hinsicht die Interessen der Arbeiterklasse 
geschädigt werden dürfen, daß keine Schlechterstellung 
übernommen und die Arbeitszeit im Bergbau nicht verlängert 
werden darf. Sie sind aber mit einer Bo meen se über 
unsere Euro Damen PADNSERSSADEEN und glauben mit Ihrem 
Befreiungsrummel die Arbeiterschaft einseifen zu können. 
Die Geschichte wird beweisen, daß für die Arbeiterschaft 
nichts herausgeholt wird, sondern alles den deutschen 

und französischen Kapitalisten zugute kommt, die nicht 
genug kriegen können. Be 

ir sind jedenfalls mit dieser Vorlage nicht 
einverstanden und wir hätten es begrüßt, wenn der Abge- 
ordnete Hoffmann von den Sozialdemokraten die Sozial- 
demokratische Partei und die Gewerkschaften mobil machen 
würde, um gegen diese Dinge »tellung zu nehmen. Aber so- 
weit kommt es nicht, denn es ist ähnlich wie bei der Zen- 
trumspartei, daß gesagt wird, alle diese Verschlechte- 
rungen auf sozialem Gebiet sınd auch in Deutschland in 
Angriff genommen. Ich möchte feststellen, daß unter der 
sozialdemokratischen Regierungskoalition die Verschlech- 
terungen in Angriff genommen wurden, außerdem steht fest 
daß diese Politik auf der Grundlage des Youngplanes getrie- 
ben wird. Wenn man eine Einheitsfront mit dem Kapital bil- 
et, damm kann man nicht eintreten für die Interessen der 
Arbeiterschaft. Ich habe zu der Vorlage zu erklären, daß 
die Kommunistische Fraktion (Opposition) die Vorlage ab- 
lehnt, da sie in ihrer gesamten Zusammenstellung eine Ver- 
schlechterung der bisherigen Verhältnisse bedeutet. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes ! 


Abg. Backes (Chrl.SP): Meine Herren! Ich habe noch folgendes nach- 
zutragen: 


Zu $ 180 stimmt meine Partei dafür, 10 RM durch 60 
Franken zu ersetzen. 


Zu $ 182 stimmt meine Partei dafür, statt vierten 
Kalendertag den ersten Kalendertag zu setzen. 


Ferner sind wir für Streichung des $ 182 a. 


Wir können nicht zugeben, daß ee ig.ieier besondere 
Beiträge zu den Arzneikosten zahlen sollen, denn wir wis- 
sen, daß es schon schmahl genug bei den erkrankten Kassen- 


mitgliedern hergeht. Daher sind wir für Streichung dieses 
Paragraphen. 


Zu $ 186 stimmen wir der Kommissionsfassung zu. 


Za $ 191 stimmen wir ebenfalls der Kammissions- 
fassung zu. 


Allgemein möchte ich sagen, das Vertrauensarztsystem lehnt 
meine Partei ab, da wir auf dem Standpunkt stehen, daß da- 
mit die Arbeiter noch mehr unter die lupe genommen werden. 
Die Arzneikosten sind zu hoch und da können wir nicht da- 
für stimmen, daß die Arbeiterschaft, die krank feiert, 
noch anteilige Kosten tragen soll. 

‚Dann wissen wir, daß dieser Verordnungsentwurf 
eine Sanierung der Kassen bedeuten soll, wir müssen es 
aber ablehnen, daß die Sanierung auf Kosten der Arbeiter- 
schaft vorgenommen werden soll. Die große Belastung der 
Krankenkassen kommt doch daher, daß durch die verschärf- 
ten Rationalisierungsmaßnahmen die Arbeiter mehr krank 
feiern müssen. Nur das a ee ji Rationalisierungs- 
system ist schuld daran. Wenn einzelne da sind, die un- 
berechtigt die Kassen ausnutzen, so liegt das noch in der 
Iuft von früher, wo sich andere am Volk bereichert haben, 
ich denke an die Wucherer, an die Schieber, an die Neu- 
reichen usw. 

‚Im übrigen stimmen wir der Vorlage zu ‚fordern 
auch gleichzeitig, daß die Regierungskommission die Aus- 
führungsverordnung zu Artikel 5 des a esetzes 
sowie die Ausführungsbestimmungen zum Unfallgesetz erläßt. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr \bgcordneter Reichard ! 


Abg. Reichard (DNVP); Meine Herren! Die Vorlage ist so ausführlich 
esprochen und so eindeutig gerügt worden durch die Herren 
Vorredner, daß ich es mir eh. werde, auf Einzelheiten 
einzugehen. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß_die Aufgabe, 
die ATankanfarn | SBSTUNE den veränderten Verhältnissen an- 
zupassen, im wesentlichen durch die Vorlage der Regierungs- 
kommission gelöst ist. Ich sehe in der Vorlage ein Zeichen | 
sozialen Fortschritts. Ich stimme der Vorlage zu, möchte 
aber darauf hinweisen, daß die Familienkra enhilfe durch 7 
esetzliche Bestimmungen als Pflichtleistung gleichfalls 
estgelegt und daß das Krankengeld nicht nur für die Ar- 
beitstage, sondern auch für die Sonn-und Feiertage ge- 
währt wird. Die kassenärztliche Rechtsprechung muß der 
des Reiches angegliedert werden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


Abg. Schmoll (DWP): Meine Herren! Wir vertreten die Ansicht, daß im 
eich der Bogen in sozialer Beziehung überspannt wird. 
Weil aber von der Linken solche Ansichten gewöhnlich mit 
dem Ausdruck "reaktionär" abgefertigt werden, so erlaube 
ich mir daran zu erinnern, daß in der \orgenstunde der 
deutschen Gesetzgebung es die Linke war, die geschlossen 
gegen diese segensreiche Einrichtung Opposition gemacht 
at. Wenn es nach dem Viunsche der Linken gegangen wäre, 
dann wären die deutschen Sozialgesetzgebungs-NWaßnahmen | 
nicht durchgeführt worden. Das einmal festzustellen, ist 
auch ganr interessant. Daß der Bogen drüben überspannt 
ist, das mögen Ihnen einige Zahlen beweisen, die der Nach- 
weisung des Statistischen Reichsamtes entnommen sind: F 
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Die Gesamteinnahmen der deutschen Sozialversiche- 
rung betrugen | 


im Jahre 1925 2,8 Milliarden 
7 " 1926 3,4 " 
v4, 1927 3,9 u 


und im Jahre 1928, das noch nicht abgeschlossen ist 4,5 
Milliarden. Sie können sich vorstellen, daß diese Einnah- 
men im Jahre 1929 noch Zewachsen sind. Das ist mehr,meine 
Herren, als wie das Neich und die Länder an Steuerbedarf 
notwendig haben. Wenn man die Geldentwertung und andere | 
Momente mit berücksichtigt, so sind es ganz ungeheure Zah- 9 

len, Diese unsinnige Ansammlung von Vermögen in der öffent-A Io 
lichen Hand auf solche Weise muß nachdrücklichst bekämpft 
werden. In einer Zeit, wo das Privatkapital nicht mehr i 
weiß, wie es sein Betriebskapital aufbringen soll,werden 

in der öffentlichen Hand au Summen gesamnelt. Ich 43 

darf Ihnen bekanntgeben, daß im Jahre 1926 das Vermögen 

® lliarden ee Jahre 1927 2,6 Milliarden und # 

im Jahre 1928 wahrscheinlich 1,3 Milliarden. 1929 ist 2 
noch nicht veröffentlicht. Das sind Zahlen, die ganz er- 
schreckend sind, und von denen man wohl behaupten kann, | 

daß es so nicht weitergehen darf. 


W ProZ 


Was 





ln 





je ran un en =, Ser = Dr er 
NN. 
ur, Y 4 = TE « ar. Ha sp Un ne , AS 


% 
uVE 


Anm 
‘ 


tw Ai U 


nn un 


SYLT ayasıydm“bousys 42720494005 H7 


- 170 - 


nn Bi 0 


Was die Vorlage selbst anbelangt, so sind wir grundsätzlich j 
mit der Vorlage einverstanden, insbesondere stimmen wir der i 
Versicherungsgrenze auf 21 600 Franken zu, ebenso dem Grund- | 
lohn von 30 bezw. 50 Franken. Die Beitragssätze 6 bezw. 
Franken sinden unsere Zustimmung, ebenso der zehnprozentige 
Anteil an den Arzneikosten, Die Erschwerung und die Kontroll- 
vorschriften bei freiwilliger Weiterversicherung halten wir 
für richtig, insbesonderc Gie Festlegung der Versicherungs- f 
grenze mit 50 000 Franken in $ 318. | | j 
Wir lehnen ab die Ausdehnungsmöglichkeiten der 
53.268 a bis 368b auf Zahnärzte. Die Wochenhilfe, die im 
eich abgeschafft werden soll, soll hier auf ABTOGUNG der 
Kommission eingeführt werden. Das lehnen wir ab. Die Ein- 
ührung des Systems der Vertrauensärzte halten wir zur Zeit 
nicht unbedingt für uotwendig. Aber ganz besonders legen 
wir Wert auf den Anschluß der kassenärztlichen Recht- 
sprechung an die des Reiches. 
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yrsitzender: Das Wort hat Herr Ministerialdirektor Dr. Thissen! 


nisterialdirektor Dr. Thissen: Meine Herren! In dem Kommissions- 
ericht ist die Aufforderung an die Regierungskommission 
enthalten, sich zu äußern über fehlende Ausführungsbestim- 
mungen zur Unfall-und zur Knappschaftsversicherung. Diesen 
Verlangen will ich nachkommen und mich meines dahingehenden 
Auftrages re Es ist notwendig, klarzustellen,unm 
was es sich handelt. 
Zunächst einmal, was die 


Unfallversicherung 


betrifft. Im Unfallversicherungsrecht gibt es einen $ 547, 
nach welchem die eg arungukounl gBion ie Unfallversiche- 
auf Berufskrankheiten ausdehnen kann. Dadurchkann, 
nicht muß ein Berufskranker ech tigt gemacht 
werden, das ist die saarländische übereinstimmend mit der 
deutschen Fassung. Bisjetzt hat die Regierungskommission 
hierin noch keine Entscheidung getroffen. 


Men erlebt in der Sozialversicherung, daß bei An- 
hörung der Versicherungsträger Versicherungsvertreter Vor- 
schläge, die in einer Rerierunesvorlage zum Ausdruck kon- 
men, nicht nur gebilligt, sondern teilweise selber gemacht 
haben; es können Versicherungsvertreter sein, welche nach- 
her politisch einen Vorschlag verwerfen, weil sie einer | 
anderen Partei angehören; sie können aus derselben Partei 
stammen wie er. So ist bezüglich der Vorlage von heute zu 
sagen, daß ihre Bestimmungen im großen und ganzen von den 
Organen der Varel SRRTRDER räger u oder angeregt 
worden sind, im Gegensatz zur späteren Haltung parlamen- 
tarischer Vertreter derselben Kreise. 
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(Zuruf der Kommunisten: Von den Arbeitgeberver- 
ee 
Nein, meine Herren, von Vertretern der gemischten Verwal- 
tungen der Versicherungsträger. Gewiß ist eine sozialpoli- 
tische Vorlage letzten Endes ein Kompromiß. In der Unfall- 
versicherung, wo die Arbeitnehmer weniger Einfluß haben, 
kommt es darauf an, daß die Behörden der Versicherung 
einen fruchtbaren Ausgleich suchen. Ein sozialpolitisches 
Diktat zu machen hat keinen Sinn. 


Eine weitere Frage ist die 


N PWoZ 


Reselunge des Abfinduneskapita ür Unfallrenten. 


Nach $ 616 kann ein Unfallrentner durch Beschluß des Ge- 
nossenschaftsvorstandes ae ee werden. Was als Abfin- 
Sung zu gewähren ist, hat die Regierungskommission fest- 
zustellen. Insoweit ist das eine Mußvorschrift. Die Rege- 
a Sie im Am.<b\.utt, das in den nächsten Tagen 
erscheint. 


b 


(Zurufe: Ist schon da!) 


Daneben besteht eine zweite Bestimmung: In Fällen des 

518 a der ne LOHN STR AO nn Funghordnun dürfen zur Er- 
leichterung des Grunderwerbs die Berufsgenossenschaften 
| Kapıtalabfı 
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Ba esebi inöungen vornehmen. Sie dürfen -nicht müssen. 
Infolgedessen kann ihnen die Regierungskommission nicht 
vorschreiben, daß sie es tun. Die Regierungskommission 
kann hier lediglich die näheren Umstände regeln. Die 
Finanzlage der Berufsgenossenschaften ist so, daß sie ei- 
ner Ausführung des $ 818 a enge Grenzen setzt. Ich warne 
dringend davor, Erope Eaui TRIANSERELUN en zu erwarten,die 
Mittel sind einfäch nicht da. Die Berufsgenossenschaften 
leben von der Hand in den Mund. Die Umlagen sind infolge 
des Gesetzes vom 15.Mai 1929 forciert worden, und es kann 
nicht erwartet werden, daß noch viel für Abfindungskapi- 
talien aufgebracht wird. Außerdem bedarf fast jede im »Saar- 
geries abzufindenle Rente der Zustimmung der beteiligten 
teichs-Berufsgenossenschaften und diese sind angesichts. 
ihrer eignen, noch größeren Rentenbelastung für Abfindung 
nicht zu haben. | 
 sodann,meine Herren, die Rentenumrechnung für 

Jugendliche. Wenn sich Härten herausstellen, so kann _ 
der Regierungskommissar für Sozialversicherung mit Zustin- 
mung der Regierungskommission eine andere Berechnungsart 
anordnen. Die Härten haben sich nicht schon 1929 heraus- 

estellt, sondern im Laufe des vergangenen Winters. Wir 

aben Waterial gesammelt und aufgrund dessen liegt seit 
Mai dieses Jahres eine entsprechende Ausführungsverordnung 
in der Regierungskomnission. 


Das Knappschaftsgesetz 


ist im Amtsblatt eye: dieses Jahres erschienen und 
wenn man sagt, endlich müsste auch hier die Ausführungs- 
verordnung herauskommen, so_muß ich dazu bemerken,daß ich 
erst seit einigen Tagen im Besitz des Beschlusses des 
Knappschaftsvorstandes bin, daß die Regierungskommission 
um eine Ausführungsverordnung im »ıinne des Artikels V 
Eee Sen wird. Ich erinnere mich, daß früher im Landesrat 

ie Streichung des Artikels V von gewisser Seite mit al- 
lem Nachdruck verlangt worden ist. In der Sache handelt 
es sich ja nicht nur um a ESURgETERERD, die den Knapp- 
schaftsorganen allein überlassen werden könnten,wie in- 
zwischen auch die Vertreter des damaligen Streichungsan- 
trages wohl erkamnt haben. 


(Zuruf des Abg. Hoffmann (SP): Richtig !) 


Als Vorsitzender der Kommission haben Sie damals aber nicht 
die Ihrem Zwischenruf entsprechenden Anträge gestellt. 

| Zum Tempo der Arbeiten darf ich mir eine Benmer- 
kung gestatten. In der Abteilung Sozialversicherung sind 
wir zwei Juristen, die fast dieselbe Gesetzgebungsarbeit 
leisten müssen, die im sich 14 Beamte tun. Jeder Ver- 
sicherungszweig hat dort seinen oder seine Referenten. Es 
ist doch so, daß der Tag nur 24 Stunden hat, auch bei uns. 
Es ist nicht möglich, eine Gesetzesvorbereitung durchzu- 
Bei SSchen. Sole verlangen Rare Arbeit - das ist Ihr unbe- 

ingtes Recht -, dann gestatten Sie auch bitte, daß zu 
guter Arbeit einige Zeit gelassen wird. 

Vom »tan JaRRt des sozialen Fortschritts gebe ich 

Herrn Hoffmann recht, ich kann ihm aber nicht darin bei- 


pflichten, daß, wenn ihm etwas nicht genügt und einem Ge- 
werkschafter vielleicht nicht genügen darf, die Sache ins 


Gegenteil 
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un ge verkehrt wird, als wenn reaktionäre Gesinnung 
un 


mangelhafter Fleiß schuld an einer Verlangsamung seien. 


Ich habe für die Arbeiter früher und länger geschafft als 


mancher, der heut so heftig kritisiert,bioß weil der Kriti- 


sierte einer anderen Partei zugehört oder NEIENDErER 
scheint. Auch ich Bremer er Sozialversicherung (und 
Sozialpolitik überhaupt) alle Fortschritte erhalten blei- 
ben möchten, die über das Niveau der Völkerbundssozial- 
ih hinaus erreicht sind. Ratifikationen in Genf aber 
eweisen für das soziale Niveau eines landes wenig. Rati- 
fikationen kommen am leichtesten von denen, die weltwirt- 
schaftlich am weitesten vom Schuß sind. 


Jetzt darf ich zur gegenwärtigen 


Krankenversicherungsvorlage 


übergehen. 
as Vertrauensarztsystem zwingt von uns niemand 

den Krankenkassen auf, nicht den Versicherten, nicht den 
Arbeitgebern. Das Systen ist vielmehr eine Forderung der 

i zung des Hauptverbar.!cs der deutschen Krankenkassen, 
der unter sozialdemokratischer Leitung steht, wie Sie wis- 
sen werden. Das Vertrauensarztsystem wird obligatorisch 
einzuführen verlangt. Wir aber haben nichts anderes getan, 
els der Kommission des landesrates die Frage vorzulegen, 
die von drei Vierteln der organisierten Krankenkassen 
Deutschlands erhoben wird, sie möge sich gutachtlich dazu 
äußern. Wir werden niemals, wenn der Landesrat es nicht 
wünscht, bei unseren Krankenkassen das Een einführen. 
Ihr Gutachten wird diese Wirkung haben, darauf können Sie 
sich verlassen. Gerade weil wir unsere Bedenken gegenüber 
dem reichsdeutschen intwurf hatten und weil ich für meine 
Person es verwerfe, ist das neue deutsche Vertrauensarzt- 
system in undern Entwurf nicht aufgenomen worden. Aber, 
meine Herren, wie gesagt denken die Kassenorganisationen 
darin zum großen Teile anders, weil sie sagen, die Kran- 
kenversicherung kostete vor dem Kriege 40 bis 50 % dessen, 
was sie heute aufwenden muß, und die Arztkosten waren kaun 
die Hälfte von dem, was sie heute betragen. 


Ich lehne überhaupt den Vergleich mit der reichs- 


deutschen Vorlage ab. In unserer Vorlage finden Sie bei- 


spielsweise nicht den Krankenschein für eine Mark. Sie fin- 


den noch eine Reihe anderer Einschränkungen zu Lasten der 
Versicherten nicht. Ich glaube allerdings, daß die reichs- 
deutsche Vorlage wohl noch eine Beeinflussung in verbes- 
serndem Sinne erfahren wird. _ 

as ist schon richtig: eine Sanierung hat unsere 
Vorlage zum Ziele. Sie bezweckt jedoch nicht nur eine Sa- 
nierung, sie erstrebt bei der Gelegenheit weiter, gewisse 
von Versichertenkreisen mit Recht geforderte Verbesse- 
rungen zu ermöglichen. ienn heute z.B. das Krankengeld 
zwischen Grundlohnsätzen von 25 bis etwa_32 Franken herun- 
3, dann bedeutet das, daß man, ob Familienvater oder 
edig, zwar 75 % davon bekommen kann, in Wirklichkeit 
selbst bei 45 oder 50 Franken Verdienst aber nicht nur 20 
bis 24 Franken Krankengeld möglich sind. Dann,mei 
ıst es doch nicht u © wenn ein Familienvater,der 
heute mit 75 % nicht über 24 Franken Krankengeld hinaus- 


kommt, in Zukunft wegen seines Familienstandes 75 % 


Krankengeld 


meine Herren, 
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Krankengeld aufgrund seines tatsächlichen 
VerdienStes beziehen kann. Dies ist eine von den ' Verbes- 
serungen. Eingeschränkt wird sie, indem der Jugendliche, 
der Ledige für die ersten Wochen einer Krankheit im Kranken- 
eld auf 50 Z, aber jetzt auch vom tatsächlichen Verdienst, 
eschränkt wird; für di. siebte und weitere Wochen wird bei 
ihm die Erhöhung gleichfalls freigegeven. Es ist eine Ver- 
änderung des Leistungseffektes zugunsten der Familienväter 
und ohne Schaden für die Ledigen im allgemeinen. 


(Zuruf des Abg. Weiß: Die Ledigensteuer einführen! ) 


Das ist keine uedi genate gar, die ist übrigens garnicht so 
schlecht. Sie als Kommunist müßten dafür Sein. 


Nun komme ich zu. dem ei A Abgeordneten Heck- 
ler zu $ 165, daß die ganze "werktä ige Bevölkerung" ein- 
schließlich der Beamten ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Einkommen der Krankenversicherung unterworfen werden soll. 
Ich weiß da nicht, warum wir dann noch Versicherung be- 
treiben; dann können Sie es einfacher machen und lassen 
kurzerhand den Staat alles bezahlen. Die Kirche muß doch 
im Dorfe bleiben. 


(unverständlicher Zwischenruf des Abgeordneten Daub!) 


Es wäre ge eg von mir, auf einen derartigen 
Zwischenruf angemessen zu reagieren. 


Zur Familienkrankenhilfe sei bemerkt, daß sie im 
Reich jetzt ebenfalls obligatorisch wird. Gerade dieser 
Aufgabe werden wir jede an er angedeihen lassen. Fest- 
stellen möchte ich, daß auch von den Betriebskrankenkassen 
im Saargebiet bereits sechs oder sieben eine anerkennens- 
werte Familienkrankenhi!fe von sich aus eingeführt haben. 


Sodann die 


Versicherungeserenze. 


Die Erg. cherungngrenze ist im »aargebiet dasselbe, was sie 
im Reiche ist. Ich nehme den ea zu meinem Bericht an die 
Regierungskommission, daß gleichwohl Erhöhung auf 36 000 

Franken vorgeschlagen ist. 


Sehr viel böses Blut scheint die 
Arzneikostenbeteiligung 


zu machen, die 10 % beträgt: Man kann darüber zweierlei 
Meinung sein. Jeder Verwaltungsbeamte ,gleichviel welcher 
Partei er angehört, wird Ihnen eines bestätigen können, 

daß nämlich der vermeidbare Zulauf zur Krankenkasse groß 
und es eine latsache ist, daß mitunter 7 ne Krankfeiern 
vollgemacht werden, um das Krankengeld für die ersten 3 Tage 
herauszuholen. Und wenn Sie von Schiebern reden, glauben 
Sie mir, ich unterstreiche das Wort und schimpfe mit. Nach 
Schätzungen belaufen sich die Kosten für Hagatellsachen 
allein auf viele Millionen. Vielleicht wirkt da die Kosten- 
beteiligung hemmend. 


Nun 
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Nun zu der 


igen Beitrarserenze. 


Ich bitte die Herren uErEE ee ge aus Arbeitnehmerkreisen, 
ZU Kar“ daß es nicht gleichgültig ist, ob 6 % oder 6 
6 44 % erhoben werden. Die höheren Verdiener, die hu, mit 
7 % und mehr zur lösung der Geldklemme in den Ortskranken- 
kassen herangezogen werden, werden schon merken lassen,ob 
sie weiter 7 % zahlen wollen. Nan hört ja auch von anderen 
Seiten, wie die Höhe der ee a der Krankenver- 
sicherung auf wachsende Kritik der Versicherten stößt. 


Schließlich ein Wort zur 


knappschaftlichen Krankenversicherung. 


Ich weiß, daß sich die REpBSSBAS SL ARBE Krankenversicherung 
in einer besonderen Lage befindet, Diese ist eine Rechts- 
lage. Wir haben hier nicht Ne ne | pr gehe are Kranken- 
versicherungsrecht, sondern im Saargebiet noch preußisches 
Landesrecht. Das wissen Sie so gut wie ich. Sie kennen die 
Kämpfe und wissen, daß _bei Arbeitgeber-und Arbeitnehmerstin- 
men im Verhältnis 5 : 5 nichts zu erzwingen ist, während 

in der a emappachai‘ das Verhältnis der Stimmen 4 ; 6 
ist. Im übrigen hat die Knappschaftskrankenkasse 30 Franken 
Grundlohn inzwischen ja schon erreicht. Die "bösen Zungen", 


von denen Herr Hoffmarn :prach, sind böse Zungen im echten 
Sinne des Nortes. 


(Zuruf des Abg. Hoffmann(SP): Es ist schon so!) 
Es ist nicht so. 


Za den Anträgen des Herrn Schmelzer wäre zu sagen: 


Die oberinstanzliche Rechtsprechung des Reichsversicherungs- 
amts ist richtunggebend, es gibt keine grundsätzliche ab- 
weichende DRUSRUESCRUDE. Im übrigen werde ich seine Vor- 
schläge entsprechend der Regierung berichten. 


(Zurufe: Hört, hört !) 


Der Antrag des Herrn Schmelzer ist doch wohl als ein sozi- 
aler Sicherungsantrag zu verstehen. 


( Lachen der Linken!) 


Endlich darf ich mir ein Wort erlauben zum sogenannten 
Geist der Vorlage. 


(Zuruf des Abg.Reinhard (KP): Der Geist ist schwarz!) 


Meine Herren! Der Geist der Novelle ist ein Geist, der 
durchaus der Krankenversicherung wohlwill und mit ihr den 
Versicherten; denn die Sozialversicherung ist für die Ver- 
sicherten rap ren worden, nicht ee en sie. Die Novelle 
ist nıcht der Niederschiag ırgendwelcher einseitiger Ar- 
beitgebereinflüsse. Sie ist das, was am Ende die Versiche- 
rungsträger, in denen vorwie end Arbeitnehmer sitzen, für 
gut oder tragbar befunden haben. | 


Ich 
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Ich wünsche und hoffe gewiß, daß wir trotzdem noch 
manches an der Vorlage verbessern körnen. Aber sie in 
Grund und Boden reden, :.nc Sünde des Herrn Ministers | 
Koßmann und seines Abteilungsäüirektors Caraus machen, ist | 
nicht gerade billig und notwendig. Weun es dennoch ge- 
schieht und deshelb das langwierige Keformwerk abgelehnt 
würde, müßten Sie und wir ron vorn erlangen, ohne zu wis- 
sen, was danach komt. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Ich will dis Versammlung nicht 
mehr lange aufhalten. Ich habe es aber für notwendig ge- 
halten, etwas richtig zu stellen. Es ist eine irrige Auf- 
fassung, wenn Herr Dr.Thissen sagt, daß ihm erst seit 
Tagen die Stellungnahme Ges Inappschaftsvorstandes bekannt 
sei, Seit Jahren verlangt der Knappschaftsvorstand den Er- 
laß dieser Bestimmungen. Das ist, wobei mir auch die Ver- 
treter vom Zentrum zustimmen werden, auscrücklich auch 
der Hegierungskommission bekannt und öfters nitgeteilt 
worden. In den Jahren 1928 una 199 hat der Vorstand öf- | 
ters Stellung dazu genommen. Dann möchte ich noch darauf | 
hinweisen, daß die Ausführunesbestimmungen in der Unfall- | 
versiche von Herm Dr. Tnissen nicht angezogen worden 
sind, soweit die Frage der Weitergewährung der Naisenrente 
in Frage kommt, bei Derufsausbilsune und bei Arbeitsunfä- 
higkeit der Kinder. 

Dann die Frage der Krankenbenandlung und Berufs- 
fürsorge "ge zu ergänzen, und wir sprschen den Wunsch aus, 
daß diese vachen bald erledigt werden. 

Ich möchte nor “inrm2l folgendes Teststellen: Wir 
führen keinen persönlichen Kampf. fir bedauern aber, daß 
wir immer wieder daraufhinweisen, caß wir immer das wieder 
verlangen müssen, weil es nicht vorwärts geht. Aerr Dr.Tnis- 
sen entschuldigt sich mit der schweren Ärveit, die er und 
seine Mitarbeiter haben, sodaß man das GeTühı haben kann, 
daß die Sache bei seiner Abteilung hängt. Also zibt er 
selbst zu, daß es nicht nur an der Reglerungskommission 
liegt. Wir sind jedoch der Meinung, daß die Arbeit von der 
Abteilung Sozialversicherung ganz eut in sehr kurzer Zeit 
hätte geleistet werden können, da ja nur deussche Bestim- 
mungen &abzuschreiben sind. 
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lorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskomnissar! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Ich weise den Vorwurf 
des Herrn Abgeordneten Reinhard gegen den früheren Mni- 
ster der Regierungskommission zurück. 


- — SL 


orsitzender: Wir kommen zur Abstimmung. Die Abstimmung wird als 
erledigt betrachtet, da die Gutachten, dis vorgeschlagen 
werden, die Gutachten der betre’Tienden Fraktionen sind. 


Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


ig, Reinhard (KP): Ich möchte Auskunft dcrüber haben,welchen Vor- 
wurf der Staatskommissar zurückweisen will, den Vorwurf 
daß der Minister wegen \leineids gehen mußte oder den,daß 
er noch Pension bezieht. 


7V 
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Vorsitzender: Wir haben noch eine Vorlage, die rasch erledigt ist. 
Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Hoff- 
mann das Wort! 


Abg. Hoffmann(SP): Meine Herren! Ich kann darauf hinweisen,daß wir 
in der letzten Plenarsitzung die Frage des $ 2 der Vorlage 
wieder in die Kommission verwiesen hatten. Die Kommission 

ist jeget einstimmig der ne hepen Te daß die Vorlage mit 

‚V 


nn ‚ wie sie beraten worden ist,verabschiedet werden 
soll. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg. Becker (Z): Ich darf die Ausführungen des Herm Abgeordneten 
Hoffmann dahin ergänzen, daß die Regierungskommission be- 
schlossen hat, jeweils diese Vorlagen an die in Frage kon- 
menden ee te ig zu verweisen, also in diesem Fal- 
le an die Landwirtschafts-und Arbeitskamner. Wir verlieren 
außerordentlich viel Zeit damit, wenn wir uns das Material 
zusammensuchen müssen. Wir haben außerordentlich viel Mühe 


gehabt, einwandfrei die Forderungen der betreffenden Kreise 


zu klären. Es war fast unmöglich. Die Meg erungakommi Beion 
hätte diese Verordnung viel eher in Kraft setzen können, 
wenn nicht dieser eg beschritten worden wäre. Wir hätten 
erwüngohr, daß die Landwirtschaftskammer sich auch einmal 
ohne Aufforderung En Naar Vorlagen geäußert hätte. 
Früher schon haben wir einmal vermißt, daß wir von der 
a u nicht deren Stellungnahne erfahren 
onnten, 


Zar Vorlage selbst erklären wir, daß wir sie an- 
nehmen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schnmelzer! 
Abg.Schmelzer (DW): Wir stimmen ebenfalls der Vorlage zu. 
Vorsitzender: Damit ist _die Vorlage in diesem Sinne verabschiedet. 
ine Herren! Ich will Sie darauf aufmerksam machen, daß 
heute te, Dec Besuch der altertünlichen Sammlung 
erfolgen soll. Wird eine Unterbrechung der Sitzung ge- 
wünscht oder wollen Sie die Aussprache jetzt noch vorneh- 
men. 
Die Sitzung wird bis heute Nachmittag um 14 Y/4 Uhr 
unterbrochen. 


-- Fause --- 
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Vorsitzender: Wir fahren in der Beratung fort (2 Uhr 15 lin. ). 


ch erteile Herrn Abgeordneten Becker das Wort! 


Abg. Becker (Z): Meine sehr geehrten Herren! Es war verabredet 


worden, die Besprechung des Haushalts des Saargebietes 
für 19830 kurz vorzunehmen. Für uns hat die Landes-Zei- 
tung einen eingehenden Bericht gebracht und wir werden 
uns infolgedessen auf kurze Bemerkungen beschränken, und 
im übrigen auf den Bericht in der Landes-Zeitung ver- 
weisen. 
Auf unser Drängen hat die Pabe rungnkoumi ion 
erschüsse der ver- 
gangenen Jahre bergetügt. In allen Jahren mit Ausnahme 
es Jahres 1924 haben sich Überschüsse über die Ausgaben 
ergeben. Wir haben des öfteren betont, daß diese Steuern 
nicht nötig sind. lan kann der Bevölkerung keineswegs zu- 
muten, daß sie mehr Steuern zahlt als sie zahlen muß, 
denn sie ist schon durch die hohen Zölle vorbelastet.In 
richtiger Erkenntnis der Lage haben wir in früheren Jah- 
ren wiederholt darauf hingewiesen, daß es zweckmäßig sei, 
einen Teil der außerordentlichen Ausgaben aus Anleihe- 


' mitteln zu decken. Die ng penien Bo ein ist zunächst 
O 


diesem Vorschlag nicht gefolgt, und dann ist die Anleihe 
beim Völkerbund nicht zum Ziele geführt worden. Es war 
meines Erachtens fal:-!; jetzt noch kurz vor der Rück- 

liederung des Saargebietes zum Deutschen Reiche eine 

nleihe aufzunehmen. | 

Wir sind nicht so pessimistisch wie der Vor- 
sitzende der Sozialdemokratischen Partei,Herr Braun, der 
die REREEN nur mit el rg ee machen 
möchte. Nir sind der Meinung, daß die ren erung in 
erster Linie im Interesse Frankreichs liegt und daß 
Frankreich daher für die Rückgliederung Zugeständnisse 
machen muß und auch machen wird. 

Der Haushaltbetrag steigt von Jahr zu Jahr. 

Das findet seine Erklärung in erster Linie in der Sta- 
bilisierung der Währung und in der Angleichung des fran- 
zösischen Freisniveaus an das \eltpreisniveau.Doch kann 
man wohl annehmen, daß eine weitere Steigerung des 
Preisniveaus verhütet werden.kann. 

Etwas über 25 Prozent aller Ausgaben werden 
für soziale Zwecke aufgewandt. Herr Hoffmann hat Dar- 
legungen zum Haushalt in der "Volksstimme" gemacht ‚denen 
wir nicht beipflichten können, denn in Wirk ichkeit ist 
das Gegenteil richtig. a f 

u den einzelnen Positionen sei noch folgen- 
des bemerkt: RE 

In dem Haushalt der Regierungsskommission ist 
das Pariser Büro nicht mehr LE Es ist nicht klar 
zu ersehen, ob das Pariser Büro überhaupt nicht mehr 
existiert oder ob die Kosten in anderen Zahlen versteckt 


sind.- Vielleicht kann uns der Herr Staatskonnissar 


Auskunft darüber geben. 


| Von dem zn" enaussohuß hört man im Jahre 

nur einmal und zwar durch den Etat. Der Studienausschuß 
hat der Hegierung nur einmal den Gefallen go tan, sich 
gegen den Landesrat ausspielen zu lassen. l\lan könnte 
annehmen, daß die a Ar ee nunmehr sagt: 
"Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan, er kann jetzt 
Kenn: Schon aus PRRTERERLTBEFURNER müßte er unseres 
rachtens in Wegfall kommen. Zum 
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Zum Haushalt der Zentralverwaltung habe ich zu be- 
merken, daß mir mitgeteilt worden ıst, daß den Beamten 
besondere Horerentenzulagen bewilligt werden. Vielleicht 

ann uns auch hier der Herr Staatskommissar Auskunft ge- 
ben, was diese heferentenzulagen zu bedeuten haben,un 
wer diese erhält ? Erhalten dieselben nur die franzö- 
sischen oder auch die deutschen Beamten? 

R Bei dem Haushalt für Kunst lissenschaft und Kultus 
möchten wir beantragen, die »telle des Herrn Du Fasquier 
zu streichen. Herr Du Pasquier ibt zwar von Zeit zu Zeit 
eine Verlautbarung über den Völkerbund heraus, im übrigen 
ist aber seine ganze Tendenz darauf gerichtet, den fran- 
zösischen Unterricht zu fördern. Die Bevölkerung hat oft 
genug, betont, daß sie deutsch bleiben wıll und man kann 
ihr nicht zumuten, daß sie die Kosten für die Verwel- 
schungsmethoden selbst tragen soll. Vielleicht ist es 
möglich, diesem Herrn bald den ersehnten Posten beim 
Völkerbund in Genf zu schaffen, das Saargebiet hätte 
sicher nichts gegen eine solche Lösung einzuwenden. 

Beim Haushalt der Hochbauverwaltung müssen wir 
uns nochmals energisch dagegen wenden, daß Kosten für 
die ine der sogenannten Bahnschutztruppen_be- 
reitgestellt sind. Ich habe vor längerer Zeit einmal 





von den Bahnschutztruppen als _ dem "sogenannten Bahnschutz" 


geh Der mern der hegierungskommission hat 
urch seinen früheren Staatskommissar beim Landesrat, 
Dr. Heim, gegen diesen Ausdruck protestiert mit der Be- 
gründung, daß der Bahnschutz mit Genehmigung der deut- 
schen er hierher gekommen sei. Wir haben für die- 
sen Beschluß der deutschen Regierung nie Verständnis 
gemabt und haben dagesen, daß ein Bahnschutz nach dem 
aargebiet kommen sollte, eine Protestversammlung einbe- 
rufen. Wenn es sich nun tatsächlich um einen Bahnschutz 
für die Rheinlandbesatzung handeln würde, so hätte doch 
dieser Bahnschutz am 30.6, mit dem Abzug der Kheinland- 
fo, ui zurückgezogen werden müssen. Die Tatsache,daß 
die Truppen des Bahnschutzes nicht abgerückt sind ,be- 
weist, daß es sich in firklichkeit um versteckte Be- 
setzungstruppen handelt. Wir wissen, daß der frühere 
Präsident der Kegierungskommission, Herr hault, nicht 
ewagt hätte, ohne den Schutz von Bajonetten im Vaarge- 
iet zu regieren. Zu dem jetzigen Präsidenten der He- 
ie skommission hatten wir mehr Vertrauen gehabt, und 
ie je Pipe Kegierungskommission hat auch längst Gelegen- 
heit gehabt, sich von dem friedlichen Willen der Saar- 
gebietsbevölkerung zu überzeugen. Sie hätte also aus 
sich heraus für die Heimsendung der Bahnschutztruppen 
sorgen müssen. ir halten es auch ee; daß der 
Kommandeur der PIE SERDERN, General Gui leaumat 
seine Abreise dazu benutzt hät im Saargebiet eine Demon- 
stration vorzunehmen und wir halten es als einen Verstoß 
egenüber dem Völkerbund, daß lüitglieder der Voß o FUNEn: 
ommission des Saargebietes an dieser Demonstration teil- 
genommen haben. 


Zum 
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Zum Haushalt ges Arbelsswesens haben wir noch zu 
sagen, daß wır das Vorgehen der Hegierungskommission ge- 
m Arbeitnehmer, die nicht aus dem Saargebiet stammen, 

urchaus verurteilen. Bei den großen Zuschüssen, die das 
Reich zur Sozialversicherung des shi Niger leistet 
und bei der Höhe der lüttel, die aus dem Reich ins Saar- 
gebiet strömen, ist eine solche Haltung erst recht unbe- 
rechtigt. Es würde ein verhältnismäßig geringer Ausgleich 
für diese freiwillig vom Reich übernommenen Lasten sein, 
wenn das Saargebiet sich in diesem Falle einmal an den 
riesigen Lasten, die Deutschland durch die Erwerbslosen- 
fürsorge auferlegt werden, et ee 

Zum Haushalt der direkten Steuern erlauben wir uns 
die Anfrage, welches ommen nunmehr mit der französi- 
schen Bergwerksverwaltung getroffen worden ist. Bei die- 
ser Gelegenheit muß ich auch eine durchaus unangebrachte, 
Bemerkung des Herrn Abg. Hoffmann zurückweisen. Er schreibt 
in der "Volksstimme" folgendes: 


"Die landeszeitung will den Gemeinden sogar noch 
weniger geben. Sie schiebt ihnen - nach ihren. _ 
Bericht zum Haushalt des Saargebietes vom 14.Juni 
1930 - 56 % der Umsatzsteuer zu. Das wären sogar 
nur 60 368 000 Franken oder 3 591 000 Franken 
weniger, wie den Gemeinden tatsächlich zustehen. 
So vertritt die Landeszeitung die Interessen der 
Gemeinden." 


Dazu bemerke: In der Voriags vom Dezember hatte die Re- 
gierungskommission zunächst 56 % den Gemeinden zugewie- 
sen. Bei der späteren endgültigen Verabschiedung Iist,was 
in der Landeszeitung nicht berücksichtigt worden war,als- 
dann aus 56 % = 37,5 % geworden. Außerdem wurde eine 
feste Summe von 23 Millionen den Gemeinden zur Verfügung 
estellt. Das ist etwas mehr als die Gemeinden ursprüng- 
ich erhalten sollten. Aber es ist eine mehr als unehr- 
liche Kampfesweise, wenn man dann sagt, daß die Landes- 
ze1 tung den Gemeinden weniger geben will und daß sie so 
die Interessen der Gemeinden vertritt. Herr Hoffmann tut 
so, als oh es in der Macht der Landeszeitung läge, über 
die Gelder des Haushaltplanes zu verfügen, wo es sich 
doch nur um eine sachliche Dr EERE ER FRT TUE handelt. Im 
Eeragee scheinen die Berichte der Landeszeitung doch 
nicht so schlecht gewesen sein, denn genau wie in frühe- 
ren Jahren hat Herr Hoffmann aus diesem letzten Bericht 
sehr viele Anleihen gemacht. So hat er z.B. wenige Zeilen 
vorher die Zahl des prozentualen Anteils der Grubenrver-. 
waltung am Gesamtaufkommen des saargebietes Bauar wie die 
Landeszeitung mit 6,42 _% errechnet. Da Herr Hoffmann aber 
in seiner Gesamtaufstellung von einer anderen Grundzahl 
ausgeht, indem er im Gegensatz zur ZAndE DRS} ARE die Zu- 
schüsse des Reiches einbezieht, müßte er bei selbständi- 
er Errechnung einen ganz anderen Prozentsatz ermittelt 
aben, als den aus der Landeszeitung übernommenen. Ich 
berichtige diese Zahl nur, weil ich weiß, daß sie mög- 
licherweise wieder bei einem der nächsten Wahlkämpfe ver- 
wandt wird. | 


Zum 
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Zum Auakliui ns ai SELbrnlaBögegn müssen wir 
unser Bedauern zum Ausdruck bringen, daß der luftverkehr 


nicht, wie die anderen Verkehrsunternehmen unter der Ver- 
waltung von Ehrnroots steht. Das Luftverkehrswesen ist 
2.2. der Verwaltung des Herm Norize unterstellt. Die 
Verwaltung liegt damit nicht in den richtigen Händen. 
Ich habe als Mitglied des Aufsichtsrates der Flughafen- 
gegeHipohaft Gelsgenheit, die kleinlichen Schikanen der 
ufsichtsbehörde kennen zu lernen. | 
Zum H t_ der Zölle möchten wir noch einmal 
die Regierungskommission um Mitteilung der Erhebungs- 
kosten ersuchen. Gleichzeitigb wünschen wir, daß in Zu- 
kunft die Erhebungskosten beim Haushalt der Zölle je- 
weils mit angegeben werden. Bl 
| Bedauerlich ist es, daß die Eisenbahn des Saar- 
gebietes noch einen Zuschuß erfordert. Man erkennt da- 
raus, daß sie aus sich nicht lebensfähig ist. Genau 
dasselbe trifft für die Postverwaltung zu. | 
Wir erkennen jedoch än,daß die Saarregierung mit 
dem Bau des neuen Postamtes eine gute Tatvollbracht hat, 
die auch deshalb nicht bemängelt werden möge, weil es 
ja leider das er ist, was die ja nn per 
im Saargebiet an schaffenden und bleibenden Werten hin- 
terläßt. Auf allen anderen Gebieten war die Tätigkeit 
der Saargebietsregierung leider durchaus unfruchtbar. 


( Bravo - Rufe ) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Nartin! 


Abg. Martin (2): NMeine Herren! Durch die Zeitung und die Unter- 
agen, die der Kegierung von mir übermittelt worden 
sind, ist ihr bekannt, daß für die französischen Schu- 
len, insbesondere in Jägersfreude, ein unerhörter Druck 
auf die Bergleute und deren Frauen ausgeübt worden ist. 
Der Kegierung ist inzwischen auch von anderer »eite be- 
stätigt worden, daß die Propaganda des Lehrers der 
französischen Schule, Tin 5 e rt , himmelschreiend 
war. 35 kamen Fälle vor, wo Leute, die \\ingert kommen 
hörten, ihre Türen verriegelten, in den !ald oder auf 
die Mansarden flüchteten. | 
..  wingert brachte es fertig, eine schwangere | 

Frau mit seinen Drohungen dermaßen zu quälen, daß sie 
nt he bekam. Auf seinen Agitationsreisen hat er 
behauptet, er habe schon 40 Unterschriften, bei ande- 
ren nannte er noch größere Zahlen, in einem Falle ser“ 
te er einer Frau, die ihre Kinder wieder abmelden woll- 
te, „es tut mir leid, daß Sie Ihre Kinder wieder zurück- 
nehmen, Sie waren die erste, die unterschrieben hatte," 
und damals als die Frau unterschrieb, redete Wingert 
ihr zu_ mit den Worten: "Ich habe schon 28 Unterschrif- 
ten." Einzelne Familien wurden achtmal besucht und ge- 
quält, bis sie schließlich unterschrieben. 


Ich stelle aber die erste Anfrage: 
" Nas gedenkt die Kegierungskommission zu tun, 
um der unerlaubten ee der Lehrer an 
der französischen Schule, insbesondere Wingerts 
entgegenzutreten?" 


Herr liingert hat offen den Bergleuten gedroht, entweder 
müßten ihre Kinder in die französische ‚schule, oder 
aber sie müßten aus den liohnungen. Er (Ningert) habe 
jet den Rang eines Übersteigers und habe mitzustimmen 
Dei Arbeits-und Viohnungsfragen der Bergleute. Große _ 
Arbeiterentlassungen ständen bevor, diejenigen, die ihre 
Kinder zur französischen Schule schickten, würden nicht 
entlassen. 280 Kinder hätte die Schule früher gehabt, 
280 müßte sie auch wieder bekommen. Die Grubenverwal- 
tung, die Regierungskommission, die französische Regie- | 
rung, alles,alles stände hinter ihn. | 
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Ich richte darum eine zweite Frage an die Re- 
gierungskommission: 


N puog 


" Ist es wahr, was Herr "iingert behauptet, die 
egierung stehe hinter ihm? Wenn nicht, was 
gedenkt die Regierung zu tun, um dieser bloß- 
stellenden Behauptung Tingerts entgegenzutreten?“ 


b 


Der französische Journalist Bours.on hatinder 
französischen Presse folgendes geschrieben: Da aber 
jiese nach neuem liuster gebackenen llissionare (= Bekämp- 
fer der französischen Schule) vor niederträchtigen VeT- | 
leumdungen und gemeicc:. Lügen nicht zurückschrecken, | 
kann einmal - und dies in Bälde - der lag komuen, wo | 
die zuständige Behörde sie zur Rechenschaft zieht. Der 
Gerechtigkeit 
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Gerechtigkeit wäre daemi* cedient." Wir hatten bisjetzt 
bezweifelt, daß die hegierung Herrn Bourson so informiert 
haben sollte. Äber auch Herr Wingert hat bei einer Fani- 
lie vor 3 Monaten eine ähnliche Außerung getan. 

Ich frage darum an, ob die Regierungskommission 
darüber Auskunft geben kann, wer diese VrOBung gegsnüber 
den Herren Bourson und Wingert ausgesprochen haft, bezw. 
ob sie diese Behauptungen nicht desavouieren will? 

Herr Wingert hat vor Ustern auf seinen Propagan- 
dareisen in einer Familie gesagt:" Die Deutschen sind Bar- 
baren, sie sind in Luxemburg eingefallen, ihr könnt darum 
eure Kinder nicht in die deutschen Schulen schicken." 
Wingert ist Luxeu.burger, im Saargebiet eigentlich nur 
Gast, wenn er auch die famose Saareinwohnerschaft besitzen 
wird. selbst sein Schuldirektor Brill hat erklärt, daß 
Wingert viel zu weit gegangen sei. 


Ich stelle darum die weitere Frage an die Hegie- 
rungskommi ssion: 


"Was gedenkt die Regierungskommission zu tun, die 
deutsche Bevölkerung des Saargebietes vor den Be- 
leidigungen eines luxemburgers zu schützen? 


Unsere Beschwerden haben die Regierungskommission veran- 
laßt, eine Untersuchung einzuleiten. Beauftragt mit der 
Untersuchung waren zwei Herren der Schulabteilung der 
Regierungskömmission,Kabineitschef Du Pasquier und Re- 
Berge ret Büch. Am A,und 5. Juni haben sie eine Reihe 
ergleute aus Jägersfreude vernommen. Am 18.Juni wurden 
in Dudweiler-Jägersfreuue angeblich im Auftrage des Herrn 
Präsidenten zwei Schüler des dortigen katholischen Systens 
vernommen. Am 20.Juni vernahm man wieder 11 Schüler ee 
kath.Systens in Jägersfreude, weil sie mit den Schülern 
der französischen Schulen Streit hatten. Dort sitzt ein 
Schüler namens Nogt, der zeitweise mit Schlagring und Re- 
volver ausgerüstet war. Am 24. Juni fand eine Vernehmung 
zahlreicher Lehrer des Saargebietes statt, die zur 
Regierung geladen und beschuldigt wurden, gegen die fran- 
zösischen »chulen gearbeitet zu haben. Es waren Herren 
aus Wadgassen, Pachten, Diefflen, Jägersfreude ‚Püttlingen 
etc., also aus dem eanzen Saargebiet. Das war die Gegen- 
offensive, vcn der die Herren Bourson und Wingert vor 

3 Monaten geplaudert hatten und die wahrscheinlich auf 
die Initiative des Herin Morize zurückgeht. Wir haben _ 
gegen diese Vernehmungen der deutschen Lehrer nichts ein- 
zuwenden. Die Beschul -Sun&en gegen sie sind gegenüber 
den ungeheuren Vorwürfen, die wir den französischen Pro- 
pagandisten machen, so winzig, daß sie als Bagatellen 
erscheinen. Da soll der einen einen Schüler, der zur 
französischen schule übertrat, beschimpft, zurückgesetzt 
und bestraft haben, ein anderer Lehrer soil mit Anwendung 
von Gewalt gedroht naben, ein dritter soll ein Kind auf 
der Straße angehalten und zum Übertritt in die deutsche 
Schule verleitet haben. wieder ein anderer soll das Ver- 
bleiben auf der Mittelschule von dem Übertritt seiner 

chwester zur deutschen Schule abhängig gemacht, ein 
fünfter eine Prämie von 5 Franken für Saden Übertritt 
zur deutschen Schule ausgesetzt haben usw. Meistens vage 
Behauptungen, Entsteli:..5.ı und Verleumdungen. Man hat 
de 
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den Eindruck, man will die überführten französischen Pro- 
agandisten entlasten, indem man ihnen Br arsi ge Hand- 
ens beschuldigte 


ungen unterschiebt. Des gleichen Verge 
Geistliche hat man nicht vorgeladen, sondern ihnen die 
N teungen schriftlich zugeschickt und um Außerung 

ebeten. 
: Wogegen wir aber energisch Front machen müssen, 
das ist die Art und lieise, wie diese Untersuchungen ge- 
führt werden. Auf die Frage eines Lehrers, ob die mi 
Namen BORERES Anklägerin die Anklage unterzeichnet habe 
antwortete Herr Du Pasquier:" Das geht aus den Akten 
nicht hervor." a5 

Auf die Frage des Lehrers, wer denn die Annaige 

der Hegierung unterbreitet habe, erhielt er die Antwort, 
darüber könne keine Auskunft gegeben werden. Es ist auch 
sehr PEBBert.O, wenn Herr Du FEROBETT einem Lehrer 
SOumAgND Elch auferlegt. Das tollste aber ist das fol- 
gende »tück: 


Eine Reihe Bergleute aus Jägersfreude beschweren 


sich bei der Stadt Saarbrücken über unzulässigen Druck 
durch die französische Schule. Die Stadt leitet die Be- 
schwerden an die Regierung. Anstatt die Bergleute nun 
selbst zur esgalncng und Vnrerpuehuig zu bestellen, läßt 
sie die Leute durch die französische Grubenverwaltung 
zum Termin auffordern. Die Bergleute wußten nicht einma 


l 
weshalb sie in der Schule in Jägersfreude erscheinen soll- 


ten. Aber der Direktor der französischen Schule äugte am 
Fenster und wußte Bescheid. Wir müssen gegen diese Art 
der Untersuchung Protest einlegen. 


| Ich richte die Anfrage an die Regierungskommis- 
sion: 


"Was gedenkt sie zu tun, um diesen Untersuchungs- 


methoden Einhalt zu gebieten? Hat sie keinen ge- 


schulten Juristen, der weiß, wie man Untersuchungen 


anstellt und Vernenmungen vornimmt? 


Herr Wingert und auch andere französische Schulpropagan- 


disten haben erklärt, sie würden weiterarbeiten bis Herbst 


bis der Stand der Schule der alte sei. 


One 
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Ich richte die Frage an die Regierungsvertreter, 


"ob die Regierune gewillt ist, diese Methode wei- 


ter zu dulden? 
Eine eingehende AriegunE nach Abschluß der Untersuchung 
anreen wir wohl vor den Sommerferien von der Regierung 
erwarten‘ 


(Bravo - Rufe ) 
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Vorsitzender: Das liort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Der Haushaltsbericht enthält wie 


bereits Herr Becker ausführte, auch das neue Rechnungs- 
ergebnis. Die Rechnungsergebnisse der en Jahre 
zeigen, daß in der mc von 1920 bis 1927 
216 736 548,92 Franken Überschüsse gemacht worden sind, 
und zwar aus den laufenden Einnahmen. Die Einnahmen ha- 
pen die Ausgaben überstiegen und zwar sind jedes Jahr 
berschüsse gemacht, mit Ausnahme des Jahres 1924, in dem 
ein Fehlbetrag von 1,2 Millionen Franken vorhanden ge- 
wesen ist. Es ist klar, daß man bei dieser Tatsache ein- 
mal die Lage beurteilen muß, wie es kommt, daß überhaupt 
diese Überschüsse ohne Anleıken möglich gewesen sind.Sie 
waren nach unserer Meinung nur des Bee weil die 
MR arunee konn euica ihre sozialen Pflichten als Gesetz- 
eber vo Rune vernachlässigt hat, weil sie als die 
egierung des Völkerbundes, dem die Saarbevölkerung zu 
treuen Händen anvertraut ist, nicht das Notwendige in 
sozialer Hinsicht getan "it. Die sozialen Pflichten hat 
sie in jeder Hinsicht VErREBD IE SURb Staatszuschüsse 
zur Soziälversicherung, Ausbau der | 
Ausbau sämtlicher Versicherungszweige ‚Ausbau der Sozial- 
age ano bung in anderer Hinsicht, Arbeitsnachweiswesen, 
alle diese Fragen, Schlichtungsrecht, Tarifrecht ,‚Arbeits- 
erichtswesen, staatliche Grubenkontrolleure sind an der 
aar nicht ausgebaut worden. Durch ihren Ausbau wäre _ 
natürlich auch der Haushalt des »aargebietes in Witlei- 
denschaft gezogen worden. Wenn man noch berücksichtigt 
daß das Keich jährlich 150 Millionen Franken zur Sozial- 
versicherung zuschicßt und dazu noch die Opfer für die 
Kriegsbeschädigten mit 62 \Millionen übernimmt, das sind 
etwa 220 Millionen Franken im Jahr, so ersieht man da- 
raus klar, daß die Überschüsse des Haushalts nur möglich 
wurden, weil die Opfer, die die Saarregierung zu bringen 
hätte, vom Reich getragen werden. Das scheint mir not- 
wendig zu sein, daß man das auch einmal feststellt,be- 
sonders in einer Zeit, wo man an die Rückgliederung denkt. 
Man mag zu der Rückgliederung stehen wie man will, der 
eine ist Optimist, der andere ist Pessimist,-jedenfalls 
weiß auch der Herr Becker, daß heute kein besonders guter 
Stern über den Rückgliederungsverhandlungen schwebt. Äber 
das eine muß man feststellen, nicht daß draußen der Ein- 
druck entsteht, daß wir in Butter leben, wie würde es uns 
an der naar ergehen, wenn die Keichshilfe nicht eingetre- 
ten wäre. lias würde es geben, wenn die waarfrage liqui- 
diert würde, wie es einige französische Chauvinisten wol- 
len, oder wenn der jetzige Zustand bestehen bleiben würde? 
Es ıst klar, sobald die »saarfrage erledigt ist,gibt es 
die Zuschüsse des Heiches nicht mehr. Dann müßten wir ge- 
wisse Lasten tragen, für die heute das Keich aufkomnt. 
Also so ginstie ist die Finanzlage des nwaargebietes und 
seines Haushalts nicht, besonders nicht, wenn man berück- 
sichtigt, daß das Reich diese Aufwendungen zu tragen hat. 


Der Kassenabschluß hatte nach seinem Stande vom 
10.3.30 einen Überschuß gehabt von 187 820 000 Franken. 
Es ist auffallend, daß die Regierungskomnission zu der- 
selben Zeit, wo sie diesen Überschuß in der Landeskasse 
feststellte, 


rwerbslosenversicherung, 
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feststellte, den Abbau der Erwerbslosenunterstützung vor- 
nahm. Es ist doch eine Affenschande, wenn eine Regierung, | 
die schon in der Vergangenheit alles versäumte,in einem | 
Zeitpunkt wo sie annähernd 200 Millionen Überschuß hat, 
die Erwerbslosensätze um 10 % herabsetzt. 


- Glocke des Vorsitzenden - 
'orsitzender: Den Ausdruck "Affenschande" muß ich zurückweisen. 


Das liegt so in der Natur der Sache. Es ist auffallend und 
bedauerlich, daß man zur solchen Maßnahmen greift, zu ei- 
nem Zeitpunkt, wo die Notwendigkeit in keinen Falle gege- 
ben ist, wo Gelder da sind, die ausreichen, und besonders 
wo selbst die Regierungskommission sagt, daß sie 108 Mil- 
lionen flüssig hat, die zu jeder Zeit anzugreifen sind 
die auf der Bank liegen zu 3 % Zinsen, zu der Zeit geht 
man dazu über und baut die Erwerbslosensätze ab. Man be- 
willigte zur selben Zeit auch nicht das ee zur 
Knappschaftsve’rsicherung. Wir haben zu der Zeit die Be- 
Fam hier geführt. Unser Beschluß war einstimmig auf 
15 Millionen gefaßt. Die Re Eerune gibt wohlweislich 5 
Millionen, _obwohl doch die Überschüsse in der Landeskasse 
in erster Linie durch die Arbeit der Arbeitnehmer des 
vaarknappschaftsverein- erzeugt worden ist. Wir haben 
durchaus Verständnis für eine vorsichtige und abwägende 
Finanzgeba ‚ wir können uns aber nicht der Meinung an- 
schließen, daß man solche hohen Reserven notwendig hat. 
Wenn die Regierung darauf hinweist, daß sie überflüssige 
Gelder haben muß, dann ist dem ee re daß es 
nicht BES ıst, 40 % der Ausgaben, die der Haushalt 
aufweist, als Reserven zur Verfü ne zu haben. | 

; Meine Herren! Ich habe dann noch darauf hinzu- 
weisen, daß der Gesamthaushalt des Landes sich von Jahr 
zu Jahr steigert. Die Einnahmen und die Ausgaben erhöhen 
sich jährlich. Der Haushalt, der uns vorliegt, hat gegen- 
über dem Jahre 1929 ein Mehr von über 29 Millionen Fran- 
ken und gegenüber dem Jahr 1928 sogar ein NMehr von fast 

9 Millionen Franken in runden Zahlen ausgedrückt. 
Herr Becker hat geglaubt, meine Kritik in 

der "Volksstimme" über den Haushaltplan etwas abschwächen 
zu sollen. Es ist für uns natürlich nicht ohne weiteres \ 
anzunehmen, daß man einfach sagt, die ic ist ent- # 
standen, weil die Sozialausgaben sich erhöht haben. Es J 
sind keine 75 %, die graphische Darstellung trifft nicht 
zu.Die sozialen Zuschüsse haben sich nicht in der Neise 
erhöht. Ich bedauere die Ausführungen, die in dieser Nin- 
sicht gemacht worden sind. Die Beträge für den französi- 
schen katholischen und evangelischen Kultus, die man 
früher nicht kannte, sind zu ganz beträchtlichen Summen 
angewachsen. Wir hatten bis 1917 immer mehr Ausgaben für 
Kultus als für soziale Zwecke. Davon sagt und schreibt 
Herr Becker nichts. Dies hat sich aller ings in den letz- 
ten Jahren geändert, wei! es gelang, die Heidelberger 
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Abrede zustande zu briugen. Darum ist die Erhöhung ein- 
getreten, die allerdings nicht dem entspricht, was not- 
peBiE ist. Die Sozial-Ausgaben stehen nach unseren 4 
alten in keinem Verhältnis zu den SRaBabSE a 4 
änder. | 


Dafür 
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Länder. In keinem Industrielande sind die Sozial-Ausgaben 
so gering, wie es an der vaar der Fall ist. Wir weisen 
ferner darauf hin und sind erfreut, daß die Bauaktion in 
Fluß gebracht worden ist. Sie befriedigt aber nicht weil 
das veld an und für sic. sehr teuer wind. Wir glauben, 
daß, wenn sich die DER UTURE etwas mehr der Sachlage 
angenommen hätte, billigeres Geld hereingekommen wäre 
und die Boa lung wäre nicht so stark in Erscheinung ge- 
treten. Jedenfalls müssen wir darauf hinweisen,daß unge- 
heure Härten entstehen müssen. Die Leute müssen sich zu 
10 bis ll % Zinsen verpflichten und nach 10 Jahren läßt 
man sie schwimmen. Gegen die Befristung dieser Beträge 
haben wir sehr starke Bedenken. Wir vertreten weiter die 
Meinung, daß die Regierungskommission die Anleihemöglich- 
keit aufrollen soll entgegen der lieinung des Herrn Becker, 
obwohl wir wünschen und hoffen, daß das Saargebiet mög- 
lichst bald ans deutsche Keich zurückgegliedert wird. 
Wir sg ee Aufwendungen gemacht werden müssen,die 
auf dem Anleiheweg zu decken sind. Wir bedauern,daß die 
Regierungskommission die 8 \Millionen zur Bestreitung der 
Zinsen wieder gestrichen hat. Herr Becker glaubt, Kritik 
daran üben zu sollen, daß das, was wir in der "Volksstim- 
me" festgestellt haben, nicht ERRS richtig sei. Herr 
Becker, es ist schon richtig. »ie haben den Kommunen noch 
weniger zugerechnet. Es ist ganz klar, daß, nachdem was 
im Haushalt für die Kommunen eingesetzt ist, diese sehr 
schlecht abschneiden. Daß man für die Kommunen in der 
Landeszeitung zu wenig herausrechnet, kann nicht so hin- 
genommen werden. Die \indereinnähme der Einkommensteuer 
BreemiDer 19239 ist mit 2,8 Millionen Franken eingesetzt. 
an hat immer gesagt, daß ein großer Steuerausfall ent- 
stehen würde, es hat sich aber herausgestellt, daß kein 
Ausfall entstanden ist. Nach dem Steuergesetz erhalten 
die Kirchengemeinden \./)\ vona der Einkommensteuer, das 
sind 1/11 von 2,8 Millionen Franken = 700 000 Franken. 
Die Kirchengemeinden bekommen aber 3 464 000 Franken,al- 
so ein Mehr von 2 760 000 Franken. Ja, auch das muß man 
beurteilen, und man soll sich nicht darüber aufregen, 
wenn andere Zeitungen solche falschen Vorstellungen 
schreiben. Die liehrausgaben entstehen deshalb, weil die‘ 
ufwendungen für andere Zwecke sich erhöht haben. lan 
muß doch bedenken, daß 80 % der Bevölkerung Arbeitnehmer 
sind, die letzten Endes die Steuereinnahmen erzeugen. 
Denn sie schaffen und erzeugen die lierte und sollen auch 
davon wieder etwas haben. Deshalb war die Feststellung 
der Landeszeitung nicht angebracht. | 
Auffallend ist im Haushalt der Kesierungskommis- 
sion der Posten "sonstige Ausgaben. Dieser Posten weils 
den Betrag von 235 000 Franken auf. Ich frage, für welche 
Zwecke wird diese hohe Summe eingesetzt und es erscheint 
Bobwendig, daß dem Landesrat Aufschluß darüber gegeben 
wird. 
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Dann möchte ich auf eins hinweisen. Die Regie- 
rungskommission soll doch als höchste Instanz des Saar- 
an ie: den anderen mit gutem Beispiel vorangehen. Der 

ertrieb des Amtsblattes wirft etwa 60 % des Anlageka- 
pitals ab. Das ist doch ein starkes Stück. Jedenfalls 
ist es ein starkes Stück, daß für Ninnahnmen 400 DUO 
Franken eingesetzt sind, wo die Druckkosten nur 250 000 
Franken betragen. Nir müssen genau darauf sehen, daß man 
anderen mit gutem Beispiel vorangeht. Ich habe schon in 
der "Volksstimme" darauf hingewiesen, daß für den 

Präsidenten 
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| 
Präsidenten des landesrates 4000 Franken für Wagenkosten 4 
eingesetzt sind. Wir sprechen die Erwartung aus, daß der | 
Herr Präsident keinen Gebrauch davon macht, daß man nicht | 
den Fräsidenten gegen den Landesrat BONUETE SEN kann. Wir 
...nns genau so erstaunt wie die Landeszeitung | 
selbst. . 

Weiter haben wir sehr starke Bedenken dagegen, 
daß die Revision der IIrnnthekenbank zu Lasten der Landes- ’ 
kasse geht. Es erscheint mir nicht notwendig zu sein,daß 
hier Revisionen auf Kosten der Landeskasse ki reger 
werden und wenn dadurch Unkosten entstehen, sollen diese 
von der Hypothekenbank selbst getragen werden. 

Ferner bedäuern wir, daß im Haushalt immer 
noch sehr hohe Beträge für den Bahnschutz in Erscheinung 
treten, obwohl dem Saargebiet für diesen Zweck keine 
Kosten entstehen dürfen. 

Wir hegen auch Bedenken dagegen, daß man im 
Haushalt für das Ärbeitswesen immer noch 150 000 Franken 
einsetzt für die nicht gewerbsmäßige Stellenvermittlung. 

ach unserer Auffassung kann die »tellenvermittlung durch 
die Arbeitsnachweisämter erfolgen. Dies entspricht auch 
einem internationalen Übereinkommen ges das Internatio- 
nale Arbeitsamt angenommen hat. Nach _$ 23 des Versailler 
Vertrages sollen die Beschlüsse der Internationalen Ar- | 
beiterorganisation auch von der Regierungskommission be- 
achtet werden. Also die Mg eg Arge rbeitskräfte, 
die Stellenvermittlung soll durch die amtlich eingerich- 
teten Arbeitsnachweisämter erfolgen. Auf Grund dessen 
können wir es nicht verstehen, daß man noch 150 000 
Franken einsetzt für die nicht gewerbsmäßige Stellenver- 
nme und daß man diesen Betrag noch um 30 000 Franken 
höher stellt wie im Jahre 1929. 

Dann möchte ich noch darauf hinweisen, daß es 
uns re ee ist und jedem auffallend sein muß,daß im 
Haushaltsplan der Fosten für die Unterhaltung der Kraft 
wagen mit 110 870 Franken eingesetzt ist. Dieser Betrag 
ist fast so hoch wie sämtliche Beträge, die in dem Haus- 
halt der vergangenen „eit eingesetzt waren für Ankauf 
von Kraftwagen. Jafür hata man aber die wirtschaftliche 
Beihilfe für die ne NE DE eaehen. Damit können 1 
wir uns nicht einverstanden erklären. a 

Dann möchte ich darauf hinweisen, daß wir die 1 
Meinung vertreten,daß die Kosten des ee Pr 
versicherungsamtes, gerade so wie es bei den Kosten des 
Öberversicherungsamtes ist und gerade so wie es bei den 
Kosten der Bergreviere ist, von der Landeskasse getragen 
werden. Ich will diese alte Sache nicht wieder aufrollen. 
Wir sind der Meinung, wenn man die Kosten dem Arbeitgeber, 
dem Bergwerksbesitzer, entzogen hat, dann soll man aber 
auch die Kosten für die Knappschafts-Überversicherungs- 
ämter entziehen. )enn an diesen Kosten sind die Versci | 
sicherten sehr stark beteiligt. Die Mitglieder haben kei- 
ne Lust, diese Kosten weiter zu bezahlen, die bei den 
anderen Überversicherungsämtern nicht entstehen und die 
man auch der Bergwerksdirektion erlassen hat. Aber bei 
der Gelegenheit möchte ich auch auf eins hinweisen, nän- 
lich daß die Kosten für das u a 
amt sich gewaltig erhöht haben. sie betragen jetzt 
240 000 &franken gegen 184 000 Franken im Jahre 1929. 
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Nach meinem Dafürhalten macht sich die Farıgkeit des | 
Herrn Nationalsozialisten Fried sehr stark bemerkbar, 
der nur Berufung einlegt, ohne die Sache einer Nach- | 
prüfung zu unterziehen und Gadurch natürlich nur Kosten 
verursacht. So mußten „ivunter an einem Tage 50 Fälle i 
zurückgezogen werden. Das geht nicht. Da wird der Gang 1 
des Verfahrens SYORUBESRORBET, die vache wird in die BE 
Länge gezogen, die Fälle liegen 1/2 Jahr und noch länger 
bei den Spruchinstanzen. Dadurch entstehen die Mehraus- 
ges8, die natürlich die Bevölkerung durch Erhöhung der 
teuern zu_tragen hat. 25 
. Ich rSchte dann darauf hinweisen, daß _die _ 
Landeszeitung geschrieben hat, der Ausfall für die di- 
rekten Steuern, Umsatzsteuer usw., käme deshalb in Frage, 
weil man auf einem absteigenden Ast sitze. Ich nehme an, 
daß Sie meinen Ausführungen gefolgt sind. Die Einnahmen 
aus den Steuern sind höher wie im Jahre 1929. Ich bin 
der Meinung - und wir haben es immer gesehen-,daß noch 
höhere ee hineinkommen. Das haben wir in dem Rech- 
nungsabschluß festgestellt, daß die Umsatzsteuer mehr 
wie 16 Millionen Franken mehr wie 1929 hereingebracht i 
hat. Die Gesamtsteuern haben sich gewaltig er öht. Der | 
Anteil der Kommunen an der Umsatzsteuer ist gestiegen. | 
Aber immerhin ist die Lage die, daß das Mehr an steuern 
sich so auswirkt, daß die finanzielle lage des »Saarge- 
biets-Haushalts jedenfalls nicht schlecht ist. Es gibt 
also keinen Rückgang der Steuereinnahmen, keinen Rück- 
gang, der sich Sur erunS der Konjunktur bemerkbar macht. 
| Ich möchte bei dieser Gelegenheit darauf hin- 
weisen, daß sich auch die Einnahme aus den Zöllen von 
Jahr zu Jahr erhöht hat. Da können wir feststellen,daß 
die amtlichen Zahlen, die uns im Be an Herbst zu- 
mise} worden sind, auch dasselbe bewiesen haben. Der 
aushalt hat gegenüb.o: >29 eine Wehreinnahme von 
Mllionen Franken und gegenüber 1928 von 41 Millionen 
gegenüber 1927 70 Millionen pe enüber 1926 92 Mil- 
lionen und gegenüber 1925 123 Millionen Franken. _ 
Die Zölle werden überwiegend von den breiten 
Volksmassen getragen. 

s ist uns auch aufgefallen, daß der Zuschuß, 
der in dem Haushalt für die Eisenbahn im Jahre 1929 in 
Erscheinung getreten ist, jetzt_für das Jahr 1930 wesent- 
lich höher eingeschätzt wurde. Er war _1929 eingesetzt 
mit 7,5 Millionen, aber in dem haushalt für das Jahr 1930 
tritt er mit 11,9 für 1929 in Erscheinung. 

Beim Haushalt; der Post sprechen wir den Wunsch 
aus, daß die Regierungskommission nicht nur die Funkge- 
BUNTEN in Einnahme bucht - die 1930 zum ersten Male mit 
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0 000 Franken eingesetzt sind-, obwohl sie seit Jahren 
erhoben werden, sonäaern daß sie sie auch entsprechend 
verwendet. Wir fordern, daß nan der !'rage der Errichtun 
eines Senders näher tritt, damit die Arbeiterklasse sic 
auch Funkgeräte zulegen kann. Das wäre möglich, wenn, 
ein sender nier wäre. Nas man in Naiserslautern fertig- 
gebracht hat, muß auch hier möglich sein. 
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Herr Becker hat Kritik geübt an dem Verhalten des 4 
französischen \litgliedes llorize, welches den General N 
Guillemaut auf seiner Durchreise BERISHERD hat. Ich kann 
mich dieser Kritik vollkoumen anschließen. Bei dieser 
Gelegenheit möchte ich auch Kritik üben an dem Verhalten [ 
des saarländischen .itgliedes der Kegierungskommissıon, ’ 
Herrn \inister Koßnann. Herr Koßmann hat sich am ver- | 
gangenen Rn: als Vertreter der Saarregierung nicht 

anz glücklich benommen. lir halten es für untragbar, 
aß ein Minister, der in der pe sitzt,die die | 
Genehmigung für das Theaterstück erteilt hat,dazu über- 

seht Leute mobil macht, die diese Aufführung in die Luft 
sprengen sollen. Das ist nicht loyal gehandelt, und wir 
Bd 2 gegen das Vorgehen des Herrn Ministers Koßmann 
schärfsten Protest ein. 5 | 

Den Ausführungen des ferm Abgeordneten Nartin 

über die französischen Schulen schließen wir uns voll 
und ganz an. Die Bevölkerung kann es nicht ertragen, 

daß hier ein Zwang ausgeübt wird. Jeder soll frei ent- 
scheiden können, was er nit seinen Kindern anfängt. Ian 
soll der Bevölkerung nicht das aufnötigen, mit dem sie 
nichts zu tun haben will. 
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Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Daub! N 


Abg. Daub (KP): Meine Herren! Die Ausführungen der Herren Vorred- | 
ner gipfelten in der Forderung:" Zurück zum Reich!" Ich 
möchte feststellen, daß bei der Rückgliederung des Saar- : 
Erievee in dem ei Stadium die Not in’s Daargebiet i 

ineingetragen wird. Die bürgerlichen Parteien über-- 4% 
schlagen sich in Patriotismus anläßlich der Befreiungs- | 
feiern. Auch wenn Herr Liseser in Wr sich hervorge- E 
tan hat, so kann man ihm nıcht zumuten,daß er einen an- 5 
deren Ton redet wie Herr Röchling. Der Rıein ist frei! h 
Die Freudenfackeln leuchten, die Presse überbxktet sich } 
in großgedrucktern Überschriiten,. Dabei ist interessant ’ 
festzustellen, laß sich die deutsche Arbeiterschaft den " 
Befreiungsfeiern ferngehalten hat, wcil sie die Erkennt- ’ 
nis des Fortschrittes hat, daß diese Kapitalisten durch 
versteckte BESDSUENBE den Profit noch zu_erhöhen suchen. 
Wir haben weiter festzustellen, daß die Rückgliederung 
ans Reich keinerlei Verbesserungen bringt, sondern im 
Gegenteil, durch versteckte Rationalisierungsmaßnahmen 
werden die Entlassungen in den Betrieben weitergehen, _ 
weil die Konkurrenz stärker wird. Nan schreibt, im Rhein- 
land sei diemschupo" mit Blumen empfangen worden. Wir 
kennen aber die bestellte Arbeit, die Schupo zu begrüßen; 
die Arbeiterschaft hatte kein Interesse daran, daß die 
Schupo mit wilhelminischem Parademarsch einzog. Ich 
brauche nur an die rühmliche Rolle des Zentruns zu er- 
innern, die es in der Frage der Errichtung einer rhei-. 
nischen Republik spielte. Wir betonen dies deshalb, weil 
das Zentrum versucht, die Arbeiterschaft vorsseinen Kar- 
ren zu spannen. Betrachten Sie sich die Auslassungen Ih- 
rer Parteifreunde in Deutschland, die das Interesse in | 
den Vordergrund schieben, daß die Geldschränke gefüllt 4 
bleiben. Wir stellen weiter fest, daß man versucht bezgl. 
der Rückgliederung des Saargebietes die öffentliche Mei- M 
nung irre zu führen. Über die Saarverhandlungen in Paris \ 
ist zu bemerken, daß man von der deutschen Delegation, .S 
die der Bourgeoilsie angehört, nichts anueres erwarten 
kann, als daß sie keine lieldung gibt. Das beweist aber, 
daß der Kuhhandel perfekt wird und daß man sıch in die 
Haut zu teilen versucht. Wir möchten betonen, daß die 
werktätige Bevölkerung ıhr Auge auf Deutschland richten 
soll, wie dort die Verhältnisse liegen. Die Arbeiter- 
schaft des Saargebietes hat keine Verbesserung zu erwar- 
ten. Der Kampf geht weiter zur Beseitigung des jetzigen 
Zustandes und der Feinde des Proletariets. 

Im Saargebiet, in dem die Kationalisierungsmaß- 
nahmen zurückgehalten waren, machen sich jetzt,auch da- 
durch, daß die Produkte erhöhten Konkurrenzbedingungen 
unterliegen, die Kationalisierungsmaßnahmen bemerkbar. 
Wir haben immer wieder betont, daß cie Entlassungsmaß- 
nahmen von dem Deutschen Föchling zuerst vorgenommen 
worden sind, daß er der Erste war, der die Entlassungs- 
maßnahmen der Regierungskommission in der Frage der Aus- 
länder vorgenommen hat. Wir machen darauf aufmerksan,daß 
im jetzigen Zeitpunkt in Deutschalnd tausende von Prole- 
ten im = stehen gegen dis Hungeroffensive, gegen die 
Maßnahmen der Regierung in Deutschland infolge Durchfüh- 
rung des ED NE. um sich zur Wehr zu setzen, Auch im 
Ruhrgebiet stehen die Proleten im Kampf und das vaarge- 
biet wird nicht daran vorbeikommen. Wir haben die A ae h 
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und ich mache die bürgerlichen Parteien darauf aufnerk- 
sam, daß der Unsergang der bürgerlichen Gesellschaft 
mit Hilfe des Sowjet-Froletariats näher rückt und daß 
die Stunde der Abrechnung bald kommen wird. Die Ent- 
wicklung in diesem Waßstab ist die, daß aus dieser Ent- 
wicklung das Saargebiet nicht UNFRDBERBTLT TEN werden 
kann, trotz Völkerbu..: wird es in den Bannkreis der 
Krise einbezogen. | 
‚ Unter diesem Gesichtspunkt ist auch der Etat 
der Regierungskommission zu behändeln. Die Regierungs- 
kommission legt diesen Etat ganz grob dem Völkerbund vor 
und will damit beweisen, daß der Haushalt des Saarge- 
bietes nach ihren selbständigen BE LEIFELSK SEN vorge- 
nommen wird. Der Landesrat des Saargebietes hat zum 
Etat absolut keine Kontrolle. In dem Etat sind die Ist- 
Zahlen des vergangenen Jahres nicht enthalten, es sind 
aber Beträge darin enthalten, die überhaupt keine Kon- 
trolle zulassen. Es sind hohe Sa aufgeführt für 
„vonstige Ausgaben“. Ich glaube, daß darin besonders 
enthalten sind die Zuwendungen an den Klerus, dem man 
auf indirektem lege Geld zuschustern will. Der größte 
Anteil entfällt auf inü. -:<te Steuern und Zölle. Die 
von der au erungskomai ssion aus Prestigegründen vor- 
enommene Keduzierung der Zinkommensteuer hat auf den 
aushalt ger werktätigen Bevölkerung keinen Einfluß. Es 
werden Zölle erhoben, die restlos von den Konsumenten 
getragen werden, weil die Zölle ja doch auf die Waren 
rg agen werden. Ich glaube, der Abgeordnete Hoffmann 
at den Fonds zu niedrig angesetzt. lian kann annehmen, 
daß der Fonds der Regierungskommission die Summe von 
300 Millionen übersteigt. Hoffmann hat aber den Stich- 
tag im März Ich glaube, das gibt ein falsches 
Bild. Ich glaune, daß die Regierungskommission einen 
Fonds hat von über S00 Millionen, den sie benutzen will 
zum Kampfe gegen die Arbeiterschaft. Sie hat je einmal 
erklärt, daß _man sic! richten müsse für kommende Kämpfe 
im Bergbau. Ich mache darauf aufmerksam, daß neben dem 
Ausbau _ des ep ringsagpere ten der Zentralapparat,der 
über 50 Prozent auffrißt, der Polizeiapparat, die Land- 
öhe, d.i. die Kriminalpolizei, im Interesse der herr- 
schenden Klasse weiter ausgebaut wird. Wir sind der 
Meinung, daß die Arbeiterschaft ein Interesse daran ha- 
ben muß, sich dagegen zur Wehr zu setzen, aber nicht 
durch Protesterklärungen, die keinen Wert haben. Die 
Regierungskommission sitzt in der Alleestraße und denkt: 
"Landesrat, rede du soviel wie du willst, wir diktieren." 
Daß die Regierungskommission ihren Mitgliedern, die ga 
die meiste Zeit des Jahres nicht einmal im Saargebie 
anwesend sind, stellt eine Provokation der Steuerzahler 
des Saargebietes dar. Wenn man sieht, daß Gehälter aus- 
gesetzt werden von 1 020 000 Franken und Aufwandsent- 
schädigung von etwa ADD DVD Franken, so erhält jeder 
Minister etwa 25 000 Franken pro \lonat. 
k Meine Herren! Ich glaube richt, daß jemand hier 
im Hause ist, der den Gegenbeweis liefern wirü, mit Aus- 
nahme des Staatskommissars. Aber der Herr Staatskommis- 
sar wird auftreten und sagen:" Ich weise das zurück", 
weil er ebenfalls ein Beamter der hegierungskomnission 
ist. % 

Die vorhandenen Überschüsse bringen klar zun 
Ausdruck, mit welcher Schärfe die ti skommission 
die Steuerschraube angezogen hat. Auf die Steuerpolitik 
der Regierungskommission gehen sehr viele FORD ERE. 
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Das müßte nach meiner Ansicht geriene? sein, die Proteste 
der Saarbevölkerung gegen die Hegierungskommission zu 
steigern. | Fa 
Die Regierungskonmission hat es glänzend ver- 
standen ihren Aufgabenkreis einzuengen und die Aufgaben 
den Gemeinden zuzuschieben. Ich erinnere an die Erwerbs- 
losenfürsorge, wo es den Gemeinden nicht möglich ist,ih- 
ren Anteil aufzubringen. Die Armenpflege gehört nicht 
zu dem Aufgabenkreis der Gemeinden. Im Etat ist ein _ 
Posten FOrETaabEn von 3000 Franken für Zuschüsse an die 
Kommunen, die nicht einmal imstande sind, die Armenkosten 
zu tragen. 3000 Franken ist soviel wie ein Minister in 
drei Tagen verdient, es ist wirklich ein Hohn. Wenn Herr | 
Becker glaubt, gegen den Sozial-Etat anrennen zu müssen, 
so können wir feststellen, daß nicht der Sozial-Etat zu 
oß ist, sondern der Verwaltungsapparat, der kolossale 
usgaben ee Art 
Ich möchte zuw uchluß im Namen der Kommunisti- 
schen Fraktion zum Etat folgende abgeben: 


ar Eli rung 





der Kommunistischen Landesratsfraktion 
zum Etat der mL eelon für 
das Rechnungsjahr 1980. 


Die Kommunistische Partei des Saargebietes er- 
blickt in Übereinstimmung mit der werktätigen Bevölkerung 
in der Regierungskommission die Interessenvertreterin des 

eeinten deutsch-französischen Unternehmertuns an der 

aar, außerdem die Beauftragten des Völkerbundes dem Bun- 
de der imperialistischen POTTER ORR: Die Politik der 
Regierungskommission bewegte sich seit ihres Bestehens 
in der Linie die schrankenloseste Ausbeutung der saar- 
ländischen Arbeiterschaft durch das deutsch-französische 
Unternehnrtum, sowie die Durchführung der verheerenden 
rt re durch den Staatsapparat zu 
sichern. 
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Der Kjassencharakter der herrschenden Klasse | 
verbunden mit Kolonialmethoden spiegelt sich klar wider 
im Etat, der ee nach den Interessen des Finanzkapi- 
tals der Bankmagnaten und des geeinten deutsch-franzö- 
sischen Unternehm rtuns aufgebaut ist. In den Einnahmen 
sowie Ausgaben wird die rücksichtslose und brutale In- 
teressenpolitik der h:rrschenden Klasse und die Ausplün- 
derung der werktätigen Devölkerung klar aufgezeigt. 

| Durch ein raffiniert ausgebautes_ Steuersystem 
werden die Einnahmen zum allergrößten Teil aus indirek- 
ten Steuern und Zöllen von den Besitzlosen ee a 
und zwar in einem Maße, daß pro Jahr ein Überschuß zu 
verzeichnen war, der in den Jahren von 190 bis 1927 
263 633 8316 Franken En uR: Aufgrund der Steuerpolitik 
der Regierungskommission kann man mit Bestimmtheit be- 
haupten, daß in den nachfolgenden Jahren auf Kosten der 
werktätigen Bevölkerung ebenfalls Überschüsse ee 
wirtschafltet wurden, die Regierungskommission einen Mil- 
lionenfonds angesammelt hat, der 500 Millionen Franken 
übersteigt, die anstatt zur Verbesserung der Lebenshal- 
tung der werktätigen Sevölkerung, für Erhöhung der 


Unterstützung 4 
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nn an vwozialrentner, Erwerbslose und alle 
sonstigen Nohlfahrtsunterstüitzungsempfänger, für die 
produktive Erwerbslosenfürsorge verwandt zu werden zu 
einem nicht nennenswerten Zinsendienst französischen 
Banken zur Verfügung ->:t:11t werden, die vorwiegend _ 
auf dem französischen Geldmarkt arbsiten und mithin mit i 
dazu beitragen am Aus-und Aufbau der Sranzösischen Y 
Rüstungsindustrie mitbeteiligt sind an den Vorbereitungen i 
eines neuen imperialistischen Ärieges. f 

Die Kommunistische Fraktion fordert,daß diese 
Millionen dem Saargebiet verbleiben und ihre Verwendung 
finden für die Werk e Bevölkerung insbesondere für | 
die Erwerbslosen Ausgesteuerte ‚Sozialrentenempfänger, N 
Erhöhung der löhne der Staatsarbeiter, sowie Gehä ter | 
der unteren Angestellten und Beamten. 

Das soziale Gesicht der Kolonialregierung spie- 

elt sich am besten wider durch den vorgelegten Etat 
ähernd 50 % sämtlicher eingehenden Steuern und zwar 
über 90 Millionen Franken werden für den zentralen Ap- 
parat der Regierungskommission, einschließlich Justiz 
und Polizei verwandt. Für die Resierungskonni ssion selbst 
werden neben der Summe von 1 020 000 Franken noch als 
sondervergütung 436 000 .bezahit, sodaß das Durchschnitts- 
einkommen eines Ministers 304 000 Franken pro Jahr oder 
etwa 26 O0OC Franken pro llonat beträgt. 

Während dıe werktätige Bevölkerung steuerlich 
stark belastet, bis aufs Hemd ausgezogen wird, genießen \ 
die Mitglieder der üegierung den Vorzug der Steuerfrei- 1 
heit. In gleicher Linie bewegte sich die Steuerpolitik 
der a Sch in den vergangenen Janren. Die aus propa- 
gandistischen Gründen im srsten Halbjahr 19830 vorgenomme- 
ne nicht nennenswerte Senkung von Steuern hätte auf den 
Haushalt proletarischer Familien keine Auswirkung, es war 
lediglich ein Geschen" =r nie Sesitzenden, wogegen die 
werktätige Bevölxerung vor wie nach die ungeheure Steuer- 
last tragen muß. Eine weitere Belastung trıtt hinzu,durch 
die im Etat 1930 vorgesehenen um 20 Millionen Franken er- 
höhten Zolleinnahmen, die die werktätige Bevölkerun } 
durch Steigerung der Preise für Lebensmittel und Bedarfs- 
artikel tragen muß. | 1 

Die Kommunistische Frektion setzt ihren Kampf 1 
gegen die Lohn-und Gehaltssteuer und dis den Konsum be- 

astenden Wassensteuern fort una fordert deren Beseiti- 
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} 
sie Mi Llionenbeträge hat man zur Unterstützung der \ 
Kultusgemeinden eingesetzt, die auf Kosten der Steuer- ! 
zahler trotz bitterster Wohnungsnot Kirchen errichten, } 
die Millionenprojekte darstellen. Erhalten diese kirch- 
lichen Institutionen 1/11 aller eingehenden Iohn-und Ge- : 
haltssteuer, so wurde ihren außerdem das Recht einge- j 
räunt gegen die Stimmen der Kommunisten Nachtragssteuer 1 
zu erheben. Neben der Zahlung der hohen Gehälter an die i 
Geistlichkeit werden bezuschußt Kirchen, Klöster und 2 
Pfarrhausbauten. Im Kultusetat für den katholischen wie 4 
protestantischen Kultus sina 12 42 Millionen Franken . 
vorgesehen, der französische Zultus beider Konfessionen 4 
sind im Etat 300 000 Franken vorgssehen. Als Aquivalent 7 
für diese Summe verpflichtete sich der Klerus mit dem 4 
Trost auf das Jenseits, der herrschenden Klasse der werk- 7 
tätigen Bevölkerung als widerstandslose Ausbeutungsob- | 
jekte auszulieferm. 4 
Neben | 
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Neben diesem Apparat: zur Erhaltung der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung sind für die Polizei und das Land- 
Je erkorps annähern« 29 Millionen eingesetzt. Die werk- 
ätige BEwSERe Eee soli hier aufkommen für den Unter- 
drückungsapparat der Bourgeoisie. Die Arbeiter sollen 


die Gummiknüppel zahlen, die man ihnen bei Demonstra- 


tionen um ein größeres Stück Brot auf den Schädel schlägt. 


Die Säbel, mit denen sie zusammengestocnen, die Gäule, 
die ihre Kinder zussmmanreiten. Sämtliche Kundgebungen 
der werktätigen Bevö.icrung wurden ron der Kolonial- 
regierung mit dem brutalsten Polizeiterror beantwortet, 
wogegen sie bei Aufmärschen faschistischer Organisatio- 
nen,&tappenkrie;er, Be ee 
und faschistischen Provoka euren, als deren Schützling 
auftreten. 

Im Gegensatz zu diesen Millionenausgaben, die 
restlos im Interesse der herrschenden Klasse getätigt 
werden, werden im Etat für die werktätige Bevölkerung 
den tatsächlichen Bedürfnissen hohnsprechende Summen 
aufgeführt. 

Vor kurzem hat die Regierungskommission die 
Erwerbslosenunterstützung um 10 % abgebaut. _ 

m re Arbeitswesen hat die Regierung zur 
Unterstützung der Erwerbslusen die lächerlich geringe 
Summe von ZU Millionen Franken eingesetzt, obwohl die 
Regierung geeRungen durch die Entwicklung in mehreren 
amtlichen Auslassungen selbst darauf hinweist, daß das 
Jahr 1930 eine weitere Steigerung der Erwerbslosenzahl 
mit sich bringen muß. | 

20 Grenzenlose Not herrscht besonders bei den Fa- 
milien der Erwerbslosen, sowie Ausgesteuerten. 

Die Kommunistische Fraktion beantragt deshalb 
erneut eine Erhöhung der Unterstützungssätze für die 
Erwerbslosen um 50 2. 

1. eine Erhöhung der Unterstützungssätze für die 

Erwerbslosen um 50 %; 


2. Aufhebung der Karenzzeit, Auszahlung der Unter- 


stützung vos 37StTEn PEN ya für die ganze 
Dauer der Erwerbslosigkeit; 


3. Eereisatalinse ron ausreichenden Nitteln an die 
Kommunen für di 


ge; 


4. Erlaß einer Verordnung, die eine Verkürzung der 


Arbeitszeit auf 7 Stunden bei vollem Lohnaus- 


gleich vorsieht und Einreihung der Erwerbslosen 


in den Produktionsproze3. 


5. Im Armenetat sind für Zuschüsse und Beihilfen 
an die Kommunen, die zur bestreitung der Amen- 
lasten nicht imstande sind,3000 Franken vorge- 
sehen. Durch dis Finanzpolitik der Regie rungs- 
kommission wurde ein nicht geringer Teil von 
Kommunen außerstande gesetzt, um die steigen- 
den liohlfahrtslasten zu tragen. 

Wir beantragen die Erhöhung dieses 

Postens auf mindestens 300 000 Franken. Die 

Posten 2 und 3 unter dem Titel Fürsorge und 

Zwangserziehung sind zu streichen. ni 
ie 
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6. Die unter Titel Gesundheitswesen eingesetzte Sun- | 
me von 10 VVOD Franken beantragen wir zu erhöhen | 
auf 50 000 Franken, die nur zur Unterstützung der | 
Arbeitersamariterheweeıng verwandt werden dürfen; } 


7. Die Kosten für Brıegmpeschädi ten-und Hinterblie- 
benenversorgung sind bei den Ausgaben für das 
Jahr 1930 um 5 Millionen reduziert,angeblich wegen 
Abbau des Anteils des Deutschen Heiches. 


8. Wir fordem die Wiederseinsetzung des Betrages, er- 
innern an die von uns gestelli=n Anträge, die for- 
derten eiue Erhöhung der Unterstützungssätze aller 
Rentenempfänger und protestieren auf das entschie- 
denste gegen die rigorose Verfügung betreffend 
Nachuntersuchungen der a des frühe- 
ren Reichsarbeitsministers Nissell, die jetzt 
durch seinen Nachfolger vom Zentrum Stegerwald 
ihre Ausführung erfährt. 


9. In jedem Etat bis zum Jahre 1928 war ein Posten 
eingesetzt, der Winterhilfsmaßnahmen für die 
Kriegsbeschädigten und Kriegerhinterbliebenen vor- 
sah. Nir fordern, daß dieser Posten in Höhe von 
250 000 Franken wieder eingesetzt wird. 





10. Wir Kommunisten lehnen diesen uns von der Regierung E 
diktierten Hungeretat ab und rufen die saarländi- | 
schen Arbeiter auf in breiter Einheitsfront aller 
Werktätigen auf der Grundlage des revolutionären. E: 
Klassenkanpdes sich für die ren u a. jetzi- \ 
gen Zustandes einzusetzen, gemeinsame nen tan 
mit unsern Klassengenossen im übrigen Deutschland. 
Fortsetzung der aunpfes gegen das ppes och 
deutsch-französischer Ausbeutung. schafft die re- 
volutionäre Kinheitsfront unter Führung der Kon- 
munistischen Partei, stürzt die Bourgeoisie und 
ihre STONE macht aller Ausbeutung ein Ende 
durch rücksichtslose Niederwerfung der bürgerlichen 1 
Klassenherrschaft. i 


are! für die proletarische Diktatur zum Aufbau einer neuen 
Welt, dem Sozialismus!" 
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ırsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer ! 


bgr Schmelzer(DSV): Meine Herren! Meine Fraktion verzichtet darauf 
auf den vorgelegten Haushaltsplan näher einzugehen. Er- 
stens haben es: die Herren Vorredner in ihren Ausführungen 
zur Genüge getan und zweitens - das ist der wichtigere | 
Grund - hängt alles von dem Ausgang der Pariser Saarver- 
handlungen ab. Entweder führen die Pariser Verbapdinngen 
zum Erfolg, dann werden wir den Maysbnttplan recht bald 
zur Makulatur legen können oder die Verhandlungen führen 
nicht zum Erfolg - wir hoffen immer noch,daß sie zum Er- 
folg führen - dann werden wir uns noch näher damit zu be- 
fassen haben. Wir behalten uns vor, zu gegebener Zeit da- | 
rauf zurückzukommen, denn die vielen Ausführungen über den | 
Etat_hier im Landesrat sind jedenfalls nicht dazu angetan, 
der Regierungskommission größe Aufmerksamkeit abzugewinnen. | 
Die Ausführungen des Herrn Nartin über die fran- 
zösische Schulpropaganda unterstützen wir. Sie haben von 
Herrn Martin gehört, daß Herr Du Pasquier eine wenig rühn- 
liche Rolle spielt. Er ist noch ein Überbleibsel des Gra- 
fen Moltke "Villa lustig". Wir sind gerne bereit, ihm den | 
Abkehrschein auszustellen. Es ist aber BIESREF EN, daß | 
die gleiche Schulabteilung in der Presse darauf hinweist, | 
daß diejenigen Kinder, die die französische Schule besuchen 
später Nachteile dadurch hätten. Die en ein warnt 
gewissermaßen davor, die französischen schulen zu besuchen. 
Die französischen Zeitungen jammern, daß man es 
versäumt hätte, den Termin des Rückzugs rechtzeitig be- 
kannt zu geben, um die Vorteile eines solchen Rückzuges 
genießen zu können. Den Beamten der Regierungskommission 
möchten wir empfehlen, daß sie sich das recht gründlich 
zu Gcmüte ziehen und es wäre gut, wenn sie recht bald 
ihren Rückzug antreten würden, daß es ihnen nicht so geht, 
wie es den Franzosen im Rheinland geschehen ist. 
Zur Frage der Zurückziehung des Bahnschutzes. 
Sie wissen, meine Herren, daß wir eine Anfrage an die Re- | 
gierungskommission gerichtet haben, ob die Bahnschutztrup- 
pen auch zurückgezogen würden. Herr Staatskommissar hat 
in der letzten »itzung erklärt, daß es nicht möglich sei, 
eine Antwort zu geben, da der Präsident verreist sei. Wir 
erhalten nun von der Regierun ‚die Antwort, daß sie sich 
zurzeit mit der Frage beschäftigt. Sie würde beraten,ob 
sie einen Antrag beim Völkerbund stellen könne. Ich bitte 
den Herrn Staatskommissar, der Regierungskommission zu _er- 
öffnen, daß wir diesen Antrag in Genf erwarten. Es wird 
bald Zeit, daß das Wort Briands, daß der Abzug der Bahn- 
schutztruppen eine »elbstverständlichkeit geworden sei, 
Wirklichkeit wird. Es ist außerordentlich bedauerlich, 
daß die Regierungskommission immer sehr eifrig ist, franzö- 
sische Interessen zu vertreten, aber außerordentlich lax 
ist, die Interessen der Bevölkerung zu vertreten. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Ferr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Zur Frage des Bahnschutzes ist mir 
je gleiche Antwort zuteil geworden wie dem Herrn Abge- 

ordneten Schmelzer. Die Regierungskomission wird sich | 

mit der Frage noch beschäftigen. : 

(Zuruf des Abe: Schmelzer (DSVY): Sie hat sich gester 

schon damit beschäftigt, wie Ich Ihnen gesagt habe. 


Nas die Anfrage des Herrn Abgeordneten liartin betreffend 
Schulangelegenheiten in Jägersfreude angeht, so habe ich 
hierzu folgendes mitzuteilen: 

Die Beschwerde bildet Gegenstand einer Unter- 
suchung, welche noch schwebt. Welche Schritte die Regie- 
rungskommission zu tun gedenkt, wird sich ergeben, wenn 
die Untersuchung abgeschlossen ist. Von den behaupteten 
Außerungen des Herrn Ningert ist der OBABTUNE nichts 
bekannt. Seine Behauptungen entbehren jedenfalls jeder 
Grundlage. as die Bestellung von Bergleuten durch Ver- 
har Dong Grubenverwaltung anbelangt, so erschien es 
rn auf diesem Wege die Ber leute zu bestellen. 
Anderenfalls bestand die Möglichkeit, daß die Bergleute 

laubten, es werde ihnen keine Versäumnis vergütet und 

aß sie deshalb wegblieben. Nur aus diesem Grunde ist die 
Gestellung zur Vernehmung durch Vermittlung des Arbeit- 
gebers erfolgt. | | 

Kr Auf die Frage, welche laßnahmen die Regierungs- 

kommission zu ergreifen gedenkt, um der Propaganda für 
die französische Schule entgegenzutreten, habe ich zu er- 
widern: Es kann einer =»..chen Propaganda nur PRFIRERn- 
getreten werden, wenn hierbei unerlaubte Drucknittel an- 
zen! werden. Es schwebt eine Untersuchung darüber,ob 
ies der Fall ist. 


(Zaruf des Abg. Schmelzer: Die Untersuchung 
schwebt aber schon seit Ostern. 


ya - aya5ı ydnsbousjs varyanıg4oos 47 


Es sind zahlreiche Zeugen zu vernehmen. Häufig ergibt 
sich aus einer Untersuchung der Arlaß zu weiteren Ver- 
nehmungen. Sie konnte daher noch nicht beendet werden. 
Zum Haushaltplan sind mehrere ERRR gestellt 

worden, die natürlich nicht gleich beantwortet werden 
können, weil sie erst heute an mich herantreten. Es ist 
gesagt worden, es seien für \Ministerialbeamte Referenten- 
zulagen vorgesehen. Wir ist nichts davon bekannt. Ich, 
werde mich aber darüber erkundigen. Es wurde weiter ein 
Posten beanstandet wegen Unterbringung des Bahnschutzes. 
Es handelt sich bei diesem Posten um die Instandsetzung 
einer Kaserne, in der die Truppen des ‚Bahnschutzes unter- | 
ebracht worden sind. Die Regierungskommission vertritt | 
ie Auffassung, daß ihr der Bahnschutz unterstellt ist 1 
und daß ihr deshalb auch die Sorge für die Unterbringung 1 
desselben obliegt. 


a 
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Sie folgert dies aus dem hierauf bezüglichen Beschluß des 
Völkerbundsrates. Dann ist darauf hingewiesen worden,daß 
die ze zuge an die französische Nasserbauverwaltung sich 
verdreifacht hätten. Der Grund liegt darin, daß, wie Sie 
wissen, die Saar dieses Jahr abgelässen worden ıst und 
daß an den Ufern größere Arbeiten ausgeführt werden muß- 
ten. Zum Haushalt der Zölle ist Ihnen die Höhe der Aus- 
Eaes + für 1928 und 1929 bereits mitgeteilt worden. Ich 
abe auch erfahren woran es liegt, daß die Ausgaben nicht 
im Etat angeführt worden sind. £s ist dies deshalb unter- 
blieben, weil die Einnahmen abzüglich der Erhebungskosten 
an die Kasse des Saargebietes abgeführt werden. 
i Es ist schließlich gerügt worden, daß der Ist= 
Haushalt sehr spät VEEREN worden sei. is war trotz al- 
ler nk rich nicht möglich, ihn früher vorzulegen. 
Weiter sind die Kosten für die Revision der Hypotheken- 
bank beanstandet worden. Hier handelt es sich nicht um 
Aufgaben der velbstverwaltung, sondern um die Erfüllung 
einer staatlichen Pflicht, eine solche Hevision vorzuneh- 
men. Sie ergibt sich meiner Erinnerung nach aus dem Hypo- 
thekengesetz. Die Regierung muß also diese Kosten tragen. 
Bezüglich der Vorgänge, die sich anläßlich der 
Piskatoraufführung im Saalbau abgespielt haben, darf ich 
darauf hinweisen, daß die Regierungskommission dadurch, 
daß sie das Stück selbst genehmigte, noch nicht zum Aus- 
druck gebracht hat, daß sie auch die Tendenz selbst bil- 
lige. Das Stück hat die Eigentümlichkeit, daß die Zuschau- 
er hierbei eine Rolle spielen und zu den in dem Stück auf- 
geworfenen Fragen »tellunga nehmen müssen. Wenn daher Zu- 
Schauer bei vorausgegangener Einladung dieser Erwartung, 
und sich vorher zu einer besprechung über die 
Stellungnahme zusammer.ınden, so kann ihnen daraus kein 


Vorwurf erwachsen. Aus diesem Grunde sind die Vorwürfe 
gegen Herm .linister Koßmann unbegründet. 
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Vorsitzender: Das \iort Hat Herr ...scoräneter Weiß ! 


Abg. Weiß \ KP Opp, Meine Herren! Der Kechnungsabschluß für das 
ahr 1927, sowie der Haushaltplan für das Jahr 1930 ist 
uns zugeleitet worden. | 
Ohne Anhörung des Landesrates hat die legie- 
PURE die nicht von der ArB re rnng 008 Saargebietes ge- 
wählt ist und somit auch nicht das Vertrauen der arbei- 
tenden Devölkerung genießt, eigenmächtig den Haushalt- 
plan aufgestellt. E 
Die kommunistische Opposition verlangt nach 
wie vor, daß der Landesrat als gewählte Körperschaft 
nicht nur seine l\leinung zu dem vorgelegten Haushaltplan 
zu sagen hat, sie a vielmehr, daß dem Landesrat 
als solcher Beschlußrech eingeräunt wird. Der Landesrat 
muß darüber entscheiden können, was mit den Steuern und 
Zöllen und sonstigen Einnahmen, die vorwiegend von der 
RERRANEREN Bevölkerung aufgebracht werden, geschehen 
soll. 
| Die bürgerlichen Parteien, die scheinbar | 
einen Kampf gegen die Regierung führen, in Wirklichkeit 
aber alle reaktionären laßnahmen derselben negierung, 
nicht nur gutheißen, sondern sogar fördern, können sich 
dann nicht mehr gegen das sog. Diktat der hegierung ver- 
schanzen, _ sie müssen dann in offener Feldschlacht 
ihre kapıtalistischen Interessen vertreten und die ar- 
beitende Bevölkerung des »aargebietes wird um so schnel- 
ler erkennen, wer ihre Freunde und Feinde sind. _ 
er Haushaltplan für das Jahr 1930, sowie der 
Rechnungsabschluß für Ss Jahr 1927 zeigt uns, daß die 
gesamten lüttel vorwiegend von der arbeitenden Bevölke- 
rung, von den Kleingewerbetreibenden aufgebracht werden. 
Die aufgebrachten lüttel finden aber lediglich ihre Ver- 
wendung zur Erhaltung der kapitalistischen Herrschaft. 
Wer die lüttel aufbringt und für was sie 
Verwendung finden, will ich Ihnen an einigen Beispielen 
zeigen. 
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Nach dem Kechnungsabschluß von 1927 ist an 
direkten Steuern, Umsatz-und Erbschaftssteuern eine liehr- 
einnahme von rund 22 Nillionen zu verzeichnen als im 
Voranschlag vorgesehen war. Far 

An indirekten Steuern gingen rund 7 \Millionen 
und an Zöllen sogar 20 lüllionen Franken mehr ein, als 
im Voranschlag vorgesehen war. 

Im Haushaltplan für das Jahr 1950 sind sogar 
141 250 000 Franken an Zolleinnahmen vorgesehen, das sind 

00 % mehr als im Jahre 

Von wem werden die Zölle aufgebracht 7 Von 
der werktätigen Bevölkerung, denn die Zölle werden wie- 
der auf die Konsumenten abgewälzt und die !iaren verteu- 
ert, die werktätige Bevölkerung hat neue Lasten aufge- 
bürdet bekommen, während die kapitalistischen Kreise 
sich durch die Binführung von Z6llen neue Einnahmequel- 
len geschaffen haben. | 

Wer bringt das Gros der steuernittel auf ? 
Wiederum die werktätige Bevölkerung und die Kleingewer- 

bbetreibenden. 


BE 


2 


Nach 
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Nach dem Rechnungsabschluß vom Jahre 1927 waren 
im Voranschlag 46 \lillionen Franken an Einkommensteuer 
eingesetzt, in Wirklichkeit gingen aber 13 Millionen 
Franken mehr ein, nämlich insgesamt rund 59 Millionen 
Franken. | ah 
Die französische Grubenverwaltung, die eine gren- 
zenlose Ausbeutung an den Bergarbeitern durchführt, die 
Millionen und Abermillionen Frofite aus den Knochen der 
Bergarbeiterschaft in all den Jahren herausgeschunden, 
die Tausende und Abertausende von Bergarbeitern infolge 
der Kationalisierungsmaßnahmen auf’s Straßenpflaster ge- ° 
worfen hat, sie sollte nach dem rogzuesrlag es Kechnunes- 
abschlusses vom Jahre 1927 einen Steuerbeitrag von | 
£6 100 000 Franken zahlen, in lirklichkeit hat sie die 
lächerliche Summe von rund 22 Millionen Franken bezahlt. 
Nicht viel anders liegt es bei der Großindustrie,. 
Millionen von Franken wurden diesen Herrschaften gestundet? 
und später niedergeschlagen. | 
ei der Umsatzsteuer, die ebenfalls eine weitere 
Belastung für die arbeitende Bevölkerung mit sich bringt 
ist nach dem Rechnungsabschluß eine llehreinnahme von 
rund 13 Millionen Franken zu verzeichnen. 
Femer haben die indirekten »teuern eine wesent- 
liche Erhöhung erfahren. Rs sollen nach dem Haushaltplan 
von 1930 aufgebracht werden an: 
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Biersteuer 15 000 000 

Branntweinsteuer 10 500 000 

Essigsteuerver- 

brauchsabgabe 220 DO0 
Wineralwassersteuer 230 000 | 
Ssalzsteuer gu OUU | 
Tabaksteuer 16 500 000 
Zuckersteuer über 11 000 00 | 
Zündwarensteuer 1 800 000 | 
Kolonialwarensteuer 130 000 
Mineralölsteuer 1 200 000 


Das sind insgesamt rund 57 4380 000 Franken. 
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Die Willionen und Abermillionen Franken, die an 

Steuern direkter und indirekter Art, an Zöllen usw. ein- 

gehen, werden lediglich von der arbeitenden Bevölkerung 

es saargebietes aufgebracht und sie finden, wie ich | 

schon eingangs sagte, ihre Verwendung gegen die Arbeiter- ° 
schaft ; Erhaltung der kapitalistischen Herrschaft. 


or naIT: 


e BES FINE, die eine sog. Steuersenkungsaktion ® 
vorgenommen hat, hat auch mit dieser NMaßnahme lediglich 
der besitzenden Klasse gedient. : 
ig m 1 % wurde die Lohn-und Gehaltssteuer gesenkt, 
während den kapitalistischen Kreisen \Nillionen in den 
Rachen geworfen wurden. | 
ae Die Iohn-und -©\.ltsempfänger warten aber zum 1 
Teil noch heute auf die Zurückerstaättung der zuviel ge- 1 
zahlten Steuem. Die liehrzahl erhält überhaupt nichts 1 
zurückerstattet, da fast alle Gemeinden des vaargebietes # 
infolge der SPORE FBEBS NEBE DONE ihren Etat mit über 160% 4 
Umlage festgelegt haben. Die Lohn-und Tanal SBeHDFDENE | 
bekommen infolgedessen nichts mehr herausgezahlt, nein, 
sıe werden überall noch zu einer besonderen Nachsteuer 


herangezogen. 
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In einigen Gemeinden kam es sogar vor, daß sie sich für 
die Zurückerstattung der zuviel gezahlten Steuern Geld zu 
12 % leihen mußten, weil die Regierung den Kommunen das 
Geld nicht zur Verfügung stellte. 

n der Vorbemerkung des Kechnunssabschlusses von 
Jahre 1927 heißt es:" Gegenüber dep Haushaltsvoranschlag 
sind die Einnahmen um rund 61 lüillionen Franken und die 
Ausgaben um rund 15 Willionen Franken höher, die Mehrein- 
nahmen sind hauptsächlich auf höhere Erträge der Steuern 
und Zölle usw. Zurückzuführen.” _ 

Mit einer brutalen Offenheit bestätigt hiermit die 
Regierung das, was wir ei haben, nämlich: An der 
werktätigen Bevölkerung wurde ein Kaubbau schlimmster Art 
durchgeführt, während anderseits die kapitalistischen 
Kreise entlastet wurden. 

Nie fanden nun die aufgebrachten Mittel _ ihre Ver- 
wendung _? Nach dem Hechnunesabschluß vom Jahre 1927 be- 
trugen die wirklichen Ausgaben für die Polizeidirektion 
Saarbrücken 5 256 000 Franken und in dem diesjährigen 
eier rg sind bereits 7 867 000 Franken vorgesehen. 

je Ausgaben für die Landeskriminalpolizei sind 
von 342 678 vom Jahre 1927 auf 441 570 im Jähre 1980 er- 
höht worden. 

Für das Landjägerkorps wurden nach deu Rechnungs- 
abschluß von 1927 rund 17 197 O00 Franken ausgegeben, für 
das Jahr 1930 hat man den Betrag bereits auf 21 080 000 
Franken erhöht. | 

Für die katholische und evangelische Kirche wurden 
nach dem Rechnungsabschlu? vom Jahre 1927 rund * 800 000 

ranken ausgegeben. 1930 sollen diese Herrschaften, die 
natürlich die treuesten Beschützer dieser kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung sind, rund 11 1/2 Millionen Franken 
ausgezahlt werden. Ferner sind sehr hohe Beträge als Zu- 
schüsse für Kirchen, Pfarrhausbauten usw. im Htushaltplan 
vorgesehen. | 
Bei dieser ingspheh möchte ich auf cine Sache 
hinweisen, die sich in den InBaten. -agen abgesj;ielt hat. 
vergangenen Sonntag hatten wir in Völklingen Reichs- 
arbeitersporttag. Die Sportler und Sportlerinnen,die in 
Iress den Festzug mitgemacht hatten, wurden am nächsten 
Tage im "Völklinger Volksfreund “ auf die gemeinste Art 
und Weise beschimpft. Im "Völklinger Volksfreund” war in 
einem Eingesand folgendes zu lesen: 


"Am vergangenen Sonntag waren die »traßen unserer 
friedlichen Gemeinde der »chauplatz eines Umzuges,der 
nicht nur das Mißtallen jedes sittsamen Bürgers in 
höchstem lMaße, vielmehr noch das Ärgernis jedes an- 
ständigen lienschen erregen mußte. To bleibt da die 
Sittenpolizei ? Sind wir etwa verpflichtet, als ein 
Volk,in dessen Herzen der christlich-katholische 
Glaube, die christliche Sittenreinheit wurzelt,von 
einer Üesellschaft, die wir als staatserhaltende 
Bürger zu achten nicht gewohnt sind, uns solche 

chändungen unseres Straßenbildes bıeten zu lassen? 


Wehrt Euch,Bürger Völklingens, gegen dieses schamlose 
Treiben !" 


( Zurufe: Bravo !) 
Sie 
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Sie vom Zentrum rufen noch Bravo! Sie hah.u wirklich kei- 

nen Anlaß dazu. vie haben alle Urs=:\.; zu schweigen. 

Wir gehen wohl nicht fehl, weın wir sagen, daß der Ein- 

sender dieser niederträchtigen Vurleumlung sogar noch 

ein Mitglied des Landesrates ist. Wenn die schwarze Po- 

lizei sölche Festzüge doch nicht mit ansehen kann, so 

mag. sie doch wegbleiben. Auf alle Fälle erheben wir aber 

hier an dieser Stelle den schärfstun Protest gegen diese 

VRERURENDEOD. 
Wa 


hrend einerseits das \ohnungselend immer größer, 
die zwangsweise Aussetzung von Nietiern immer häufiger wird. 


wird wohl eine Kirche nach der ander:n, aber keine Wohnung 
ebaut. Während viele Familien mit 5 , 6 und noch mehr 
ersonen in einem Zimmer hausen, andere übcsrhaupt nicht 
wissen, wo sie nachts ihr Haupt Bene Seen sollen, bewohnen 
alleinstehende Personen Häuser und Villen mit 10 und noch 
mehr Räumen. 

Nas die Frage der Propaganda für dis französi- 
sche Schule in Jägersfreude anbetrifft, über die sich 
Herr Martin beschwerte, wird auch unsererseits unter- 
strichen. Auch wir wehren uns dagegen, daß man die Kinder 
zwingt, in diese oder 'ene Schule zu gehen. Aber wir müs- 
sen uns auch mit aller ıuntschiedenheit gegen \aßnahmen 
der ru wehren, daß z.B. Kinder bestraft werden, 
die sich an der l.laifeier beteiligen, die alsn an die- 
sem lage die Schule nicht besuchten. Wenn Sie :ich gegen 
den Druck, den die französischen Schulen ausüb.n, wehren, 
dann müssen Sie sich aber auch für die Freihei:; der Kinder 
einsetzen, die am l.\ai ihren Feiertag e haben wollen. 


(Zuruf des Abg. Wartin: Das ist kein Vergleich!) 


Natürlich ist das ein Vergleich. 

Zu der Frage der schikanierung der frubenver- 
waltung gegsn die Bergarbeiter erheben wir ebenfalls den 
schärfsten Protest. Aber, meine Herren, nicht nur die 
französischen Kapitalisten schikanieren die Arbeit;r, 
die Deutschen Kapitalisten tun dasselbe. Kein anderer 
war es als der Deutsche Röchling, der bei den letzten 
Entlassungen, die er durchgeführt hat, Leute entlassen 
hat, weil sie am vorjährigen 1. Wai gefeiert hatten. 
Derselbe Röchling, der sich angeblich gegen die franzö- 
sische Grubenverwaltung wendet, ist es, der in seinem 
eigenen Betrieb die Arbeiter ungeheuer schikaniert und 
ausbeutet. Während einerseits die freien Gewerkschafter 
und Funktionäre von Röchling gemaßregelt und entlassen 
werden, werden Angehörige von bürgerlichen Sportverbänden 
und Mitglieder der Deutsch-Saarländischen Volkspartei 
eingestellt. Die deutschen Unternehmer, die sich in ih- 
ren Ausbeutungsmethoden von den Franzosen nicht unter- 
scheiden müssen daher renau so bekämpft werden als die 
Franzosen. RN 

Für die Mitglieder der ER wurden nach 
dem ee Fe vom Jahre 1927 rund 3 102 430 Fran- 
ken ausgegeben. In dem Haushaltplan für das Jahr 1930 
sind bereits 3 544 107 Franken vorgesehen. 

Die Mitglieder der kegierung erhalten somit 
15 bis 20 mal mehr an Einkommen im Wona’, als ein Berg- 


oder 
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oder Metallarbeiter verdient und diese Herren zahlen noch 
nicht einen Centim an Steuern. BR 29 
Für etwa 15 000 Arbeitslose, die im © :argebiet 
vorhanden sind, ist die geringe Summe von ruri ZU Mil- 
lionen Franken im Hav.h>T*+plan für das Jahr 1930 vorge- 
sehen. Während die Herren der Hegisrun ‚sich ihre hohen 
Gehälter noch erhöhen ließen, und sie die kapitalisti- 
schen Kreise entlasteten, bauten sie die jämmerliche 
Erwerbslosenunterstützung ab._. | 
. . Ein weiterer Abbau soll jetzt bei der Kranken- 
versicherung zum Schaden und Nachteil der Versicherten 
durchgeführt werden. 

Nach dem Rechnungsabschluß vom Jahre 1927 wurde 
ein Staatszuschuß zur Krankenversicherung in Höhe von 
4 167 610 Franken gewährt und nach dem Haushaltplan für 
das Jahr 1930 sind trotz SIE Er nu der Ausgaben in den 
letzten Jahren nur rund 4 250 000 Franken vorgesehen. 

Für Unterhaltung, Erneuerung und Verbesserung der 
Fahrbahn und Straßen wurden nach dem Rechnungsabschluß 
von 1927 _ 12,658,330 Franken ausgegeben, im Haushaltplan 
für das Jahr 1930 sind nur noch 34 540 Franken vor- 
gesehen. Über 3 Millionen Franken wurden hier gestrichen 
und den einzelnen Kommunen und Kreisen neue Lasten auf- 
gebürdet. ah | | 

An Beihilfen für Kreise, Bezirke und Gemeinden 
wurden für Wegebauten, Rinnen-und Bürgersteiganlagen 
nach dem Rechnunesabschluß von 1927 noch 2 725_000 Fran- 
ken ausgegeben, im Haushaltplan für das Jahr 1930 sind 
trotz erhöhter SRRDERDUPE der einzelnen Kreise ‚Bezirke 
und Kommunen nur nöch 2 700 000 Franken eingesetzt. 

Nach dem Rechnungsabschluß des Jahres 1927 er- 
hielten die Kreise, Bezirke und Gemeinden anteilgemäß 
noch 5 312 175 Franken für Straßenbenutzungsgebühren, 
nach dem uns jetzt voree!egten Haushaltplan sind nur noch 
2 847 164 Franken sorgecsenen. 

Der Haushaltplan für das Jahr 1930 schließt mit 
einer Gesamteinnahme und Ausgabe von 5l4 817 801 Franken 


ab. 

Von diesen 514 817 801 Franken werden allein für 
Besoldung des Beamten-und Angestelltenapparates sowie 
sonstige Aufwandsentschädigung fast 390 I llionen Franken 

ezahlt. Es ist ganz klar, daß dann für die Armsten der 

rmen nichts mehr übrig bleiben kam. 

r von der Regierung uns Torge kant Haushaltplan 
wird von der kommunistischen Opposition abgelehnt und auf 
das schärfste bekämpft. ag | 
| Wir fordern als einige der LER en \laßnahmen 
im Interesse der Arbeiterschaft die Beseitigung der unge- 
rechten Lohn-und Gehaltssteuer und Einführung einer pro- 
gressiv pe ten Einkommensteuer. 

ir fordern, daß endlich die französische Gruben- 
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verwaltung sowie die Großindustrie zu höheren Steuerbe- | 

trägen herangezogen wird und daß endlich auch die Herren | 

Minister ebenfalls zur Steuerzahlung herangezogen werden. 4 
Die Löhne und Gehälter der Arbeiter und _Angestell- 

ten müssen erhöht und die Gehälter der höheren beanten 

abgebaut werden und zwar auf die Föhe der Lonnes eines 

qualifizierten Arbeiters. 


Wir 
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„Mär fordern die Beseitigung der Umsatzsteuer, sowie 
indirekte Steuern und Zölle, die von der werktätigen Be- 
völkerung aufgebracht werden. 

| Wir fordern in "abotracht der großen Erwerbslosig- 
keit, daß erstens die Arbeitszeit allgemein auf 7 Stunden, 
für die Ber -und Feuerarbeiter auf 6 Stunden täglich 
herabgesetzt wird, zweitens, die Erwerbslosenunterstützung 
ist um mindestens 50 n zu erhöhen, sie ist an alle 
Arbeitslosen und zwar während der ganzen Dauer der Er- 
werbslosigkeit zu zahlen. 

Wir fordern den Ausbau der gesamten Sozialgesetz- 
gebung, insbesondere die Erhöhung der Bezüge für die In- 
validen, Pensionären, Rentenempfängern, sowie sonstigen 
Armenunterstützungsempfängern. | 

Wir fordern ferner von der Regierung, daß endlich 
den Kommunen größere Mittel zur Verfügung gestellt werden, 
damit die Kommunen ihren sozialen und kulturellen Ver- 
pflichtungen nachkommen können. 

‚ „Insbesondere wird gefordert, daß den Kommunen er- 
hebliche lüttel zum Kjeinwohnungsbau zur Verfügung ge- 
stellt werden, um die Wohnungsnot in etwa steuern zu kön- 
nen. 

Die kommunistische Opposition ist sich klar darüber, 
daß die von mir eben genannten Forderungen nur dann er- 
füllt werden, wenn sich die gesamte Saararbeiterschaft zu 
einem einheitlichen Block zusammenschließt und den Kampf 
gegen seine Peiniger aufnimmt. Leider ist die Zersplit- 

erung der Arbeiterklasse zu groß. 

Der einheitliche Kampf der Arbeiterklasse gegen 
das Unternehmertum mit samt seinen kapitalistischen Re- 
gierungen ist daher mehr denn je notwendig, das zeigen uns 
insbesondere die Vorgänge im Reich und hier im Banane, 

Arbeiterentlascıns>n, Feierschichten, lohnabbau und 
Abbau der Bee algesg Ingedune wird überall von den Unter- 
nehmern gefordert. Dagegen muß sich die Arbeiterschaft 
zur Wehr setzen, ehe es zu spät ist. | 

. Die kommunistische ya a fordert die vaar- 
arbeiterschaft auf, sich in den freien Gewerkschaften 
unter revolutionärer Führung zu organisieren. Sie fordert 
sie ferner auf, sich der Auffassung der kommunistischen 

osition anzuschließen und ihre Bewegung zu unter- 
stützen, um so die schlagkraft der Arbeiterschaft zu er- 
höhen, um die wirtschaftlichen und politischen Kämpfe 
erfolgreich durchführen zu können. 

‚ Die kommunistische Opposition fordert die vaar- 
arbeiterschaft auf, in allen Betriebs-und Gewerkschafts- 
versammlungen zu diesen wichtigen Lebensfragen Stellun 
zu nehmen und Naßnahmen zu beschließen, die geeignet sınd, 
vorstehende Forderungen durchzusetzen. 

Nur wenn die Arbeiterschaft unbekümmert auf die 
Interessen des kapitalistischen Staates sich zum Kampf 
gegensseine Peiniger zusammenschließt, wird es möglich 
sein, die lage der Arbeiterschaft zu verbessern und seine 
Peiniger nieder zu ringen. 

‚In. diesem Sinne und an diesem Werke wird die 
kommunistische Ben allen eg offenen und versteck- 
ten Feinden zum Trotz unermüdlich arbeiten, sie wird al- 
le Ber saren Kräfte einsetzen, um ein einheitliches , | 
Handeln der gesamten Saararbeiterschaft gegen seine Peini- 
ger unter dem roten Banner des Sozialismus zu ermöglichen. 
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Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Backes ! 


Abg. Backes (Chr.S.P.): Meine Herren! Ich möchte noch einzelnes 
urz herausstellen. 

Der Studienausschuß könnte ganz gut wegfallen 
denn die Arbeitskammer ersetzt diese Institution voll- 
kommen. In der Kegierungskommission haben wir Studienrä- 
te genug und brauchen deshalb keinen Studienausschuß. 

Nenn Herr Daub sich geäußert hat, diesen Hunger- 
etat lehne er ab, so bin ich anderer Ansicht. Die Zahlen 
kommen mir ziemlich hoch vor und dürften nach meiner An- 
sicht heruntergesetzt werden, vor allen Dingen die Gehäl- 
ter der oberen Beanten. | 

ann muß ich mich gegen die französischen Schulen 
aussprechen. Herr Staatskommissar sagte, daß die Unter- 
suchung noch nicht abgeschlossen sei und daß noch Leute 
auf der Grube vernommen werden sollen. Diejenigen, die 
den Hilger-Krämer-Proreß verfolgt haben, wissen wle es 
mit den Vernehmungen uui aer Grube bestellt ist. 

lun habe ich noch etwas. Es ist mir mitgeteilt 
worden, daß einem Pater, der von Saarburg eingereist war, 
die Aufenthaltsgenehnigung versagt wurde. Ich frage, 
warum ? Man wird doch vor einem einzelnen Pater keine 
Angst haben. Die Bl DIURERSORNI Sei op wird doch nicht 
in denselben Fehler verfallen wie s.Z. die deutsche Re- 
gierung, die sich vor 50 - 60 Jesuiten fürchtete. Man 
soll die Leute nicht ausweisen, sondern ihnen den freien 
Willen lassen. Dieser Pater wird sicherlich das Saarge- 
biet nicht auf den Kopf stellen.- Ich möchte den Herrn 

a bitten, mir darüber Aufschluß geben zu 
wollen. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Schnmoll ! 


Abg. Schmoll (DP): Meine Herren! Ich habe den Findruck, daß man 

ie Redezeit begrenzen sollte. Es wurde in der _Fraktions- 
führerbesprechung gesagt, daß jede Partei zum Etat nur 
kurz u krbgiigr würde - man en von 5 - 10 Minuten- 
nun sehen wir aber hier endlose Debatten. Ich bemühe mich, 
mich trotzdem so kurz wie möglich zu fassen. Besonders 
die Vertreter der Kommunistischen Partei haben heute 
außerordentlich lang gesprochen. 

Zu dem Etat möchte ich keine era ene anstel- 
len, da wir die Ist-Zahlen für 1928 und 1929 noch nicht 
haben. Ohne diese festen Zahlen kann man keinen Vergleich 
anstellen. Wir müssen auch die Negierungskommission bit- 
ten, uns zu ermöglichen, den Etat in der Koumission zu 
beraten. Dann wird di. ..exatung im Plenum eine bessere 
sein. 


= ae 


‚Wir verlangen von der Kegierungskommission, daß 
sie endlich den Vermögens-»Steuertarif dem heutigen Nert 
des Franken anpaßt, ferner daß sie die Besteue ‚des 
Erbes zwischen Ehegatten und zwischen Eltern und Kindern | 
aufhebt. Wir verlangen auch erneut eine Kevision der 1 
4 


Gewerbesteuer. | N 
Was den Bahnschutz anbelangt verstehen wir nicht, 
daß man 200 000 Franken im Etat einsetzt, nur um die \ioh- | 
nungen des Bahnschutzes zu TR. Nach den Ist-Zah- ] 
len von 1927 sind nur 14 000 Franken gebraucht worden, | 
warum 
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warum setzt man jet} 200 000 Franken ein. Diese Fragen 
müßten in einer A0mmissionsberatung geklärt werden. fir 
bitten auch die Negierungskommission, in der Erstattung 
der Steuern, die sie den Gemeinden gelegentlich der Steuer- 
senkung versprochen hat,etwas vorwärts zu machen und dabei 
nicht all zu kleinlich zu sein. 
_leh habe dann noch einige allgemeine Wünsche ‚die 
wir seit Jahren schon Vorgsie nn haben. Nir wünschen,daß 
die Hegierungskommission den Gedanken eines Zweckverbandes 
derjenigen Gemeinden, die ganz von selber in sich zusammen- 
wachsen, in Erwägung zieht. Das ist eine außerordentlich 
wichtige Angelegenheit. lian kann deshalb nur staunen,daß 
unsere diesbezügliche Eingabe bisher keinen Erfolg gehabt 
hat. Wenn man sieht, wie besonders die Stadt Saarbrücken 
mit den umliegenden Gemeinden zusammenwächst, dann kann 
man es nicht mehr verstehen, daß die aumNk la nLenLagun 
der Straßen immer noch von jedem einzelnen Rathaus bestimmt 
wird. Das Verkehrsinteresse erfordert es unbedingt, daß 
hier eine einheitliche Fluchtlinienlegung ohne Rücksicht 
auf die Banngrenze erfolgt. Ich will Ihnen nur ein einziges 
Beispiel nennen. Die Banngrenze zwischen Dudweiler und 
Saarbrücken geht mitten durch Jägersfreude. Die Stadt Saar- 
brücken hat bis an ihre re mit ungeheuren Kosten 
eine Straße so breit BRSERE ‚ daß neben zwei Autobahnen 
noch zwei »traßenbahngeleise eingelegt werden können. 
Auf Dudweiler Bann ist dann diese Hauptverkehrsstraße so 
eingebaut worden, daß bei Einlegen eines zweiten Straßen- 
bahngeleises kein Raum für eine besondere Autobahn übrig 
bleibt. So können wir in er Beziehung nicht weiter wirt- 
schaften. Wir müssen den !orderungen des Verkehrs durch 
eine einheitliche Planlegung Fachkung CEAgER. Jeder Bau- 
unternehmer glaubt nach seiner Idee eine »traße aufschlies- 
sen zu können. Die Regierungskommission soll endlich ein- 
mal unseren Antrag ernstlich in Erwägung ziehen. An »telle 
der örtlichen Planung muß die mmnsgplannng treten. FIR 
wir es jetzt machen,ist Kirchturmpolitik, Wir müssen die 
Verkehrsregelung einheitlich ee en. Der Verkehr macht 
an der Banngrenzen nicht halt. In Bezug auf den Straßen- 
bau erkennen wir an, daß der Straßenbau im Saargebiet auf 
einer großen Höhe steht. Wir wünschen aber die Dane 
der noch vorhandenen Bahnübergänge. Diese Kreuzungspunkte 
sind außerordentliche Gefahrenpunkte. Außerdem verzögern 
sie den Verkehr außerordentlich. Man steht oft minutenlang 
vor einer Schranke. Diese Aufgaben muß die Regierungskon- 
mission bald ins Auge fassen. Es sind außerdem u. 
die der Erwerbslosigkeit steuern. Man soll diese Objekte 
für die Zeit größter Erwerbslosigkeit bereitstellen. 
rn, Die Frage des Zweckverbandes spielt auch, 
hinein in das Gebiet der Kanalisation. Die Gemeinden, die 
zusammenwachsen müssen einheitlich kanalisiert werden. 
Ich möchte ganz besonders auch auf die Regulierung des 
Sulzbaches aufmerksam machen. Vor dem Kriege war der 
reußische Fiskus, die Grubenverwaltung,mit den betreffen- 
len kemeinden soweit gekommen,daß ein einheitliches Pro- 
jekt ausgearbeitet war. Es war nur eine Frage kurzer Zeit 
und die Arbeiten hätten begonnen. Heute zieht sich durch 
das Sulzbachtal eine Kloake übelster Art. Es wird an der 
Zeit, daß hier etwas geschieht. Ich verkenne nicht die 
Schwierigkeit, aber wir „üussen darauf dringen, daß die 


Besitzer 








auyamag ayasıydmabousrs V2720494085 HT 


_ e 














_ 2 un ‚ un 2 z FR Deine! Te f 
(A BETEN 40 u 1? SU. aM rn ERST KAT) ter, ve \ NN TEEN; j > IUEIRR 8 12 AL . es \ U 
ei re" ER vs VW ENTE IRRE DURESE BEL.) | FELGEN EHE, , NE 2 die „ir SS NR Ka SHE HR De 


- Av - 


Besitzer der Gruben etwas dazu beisteuern, um diesen 
Schmutz beseitigen zu helfen. | Be | 
ir freuen uns, daß die Mag erungskogmi ssion in 
dem Etat 200 000 Franken für das Theater in Saarbrücken 
vorgesehen hat. Es ist Pflicht einer jeden Landesregie- 
rung, die Theater zu unterstützen. Wir bitten die Aal e- 


runeskommission, diesen Betrag auf mindestens 500 00 
Franken zu erhöhen. 


Die Bauaktion kann man nur begrüßen. Bedauerlicher- 


weise hat Herr Hoffmann Zahlen genannt, die nicht richtig 
sind. lo er die Zahlen her hat, weiß ich nicht. Aber Sie 
sollten vorsichtiger sein mit Zahlen. Ich bin über die 
Dinge etwas orientiert und kann Ihnen nur sagen, daß das 
eld den Gemeinden zu 7 % zur Verfügung gestellt wird. 
Wenn Sie die Geldbeschaffungskosten einrechnen, die die 
Gemeinden auch bezahlen müssen, dann kommt es auf keine 
8 %. Selbst wenn jemand das Geld in 5 Jahren zurückzah- 
len würde, was kein vernünftiger \iensch tut, dann würde 
das Geld nur 9 % kosten. \an sabotiert durch solche Un- 
richtigkeiten in der Üffentlichkeit dieses unterstützungs- 
werte Unternehmen. In Bezug auf die Revision bei der 
Hypothekenbank ‚Herr Hoffmann, haben Sie auch daneben ge- 
auen. Im Interesse der Sauberkeit der Hypothekenbank. 
brauchen Sie nicht Baron zu sein. Revisionen, wie sie 
jedes größere Geschäft abhält, bezahlt selbstverständlich 
ie Eypothekenbank. Wenn es sich aber um eine amtliche 
Revision, wie in diesem “alle, handelt, muß der Fiskus 
als die nach dem Hypothekenbankgesetz berufene Aufsichts- 
behörde, die Kosten tragen. Das ist nicht allgemein be- 


kannt, weil zum erstenmal diese Revision stattgefunden hat. 


Ich kann Ihnen nur sagen, und das muß Ihnen eine Beruhi- 
gung sein, daß eine solche Revision doch nicht zuletzt 
stattgefunden hat im Interesse der Geldgeber,die ihre 


Ersparnisse der Bank anvertrauen. Die Sache ıst schon in 
Ordnung. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Ich habe aus den Ausführungen des 


errn Abgeordneten Backes entnommen, daß ein lüßverständ- 
nis vorliegt. Von einer Vernehmung auf der Grube ist mir 
nichts bekannt. Im übrigen hat die Vernehmung durch einen 
deutschen Beamten stattgefunden. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Ich darf Ihnen den Erlaß des Herm Präsidenten der 
egilerungskommission bekanntgeben: 


ERLASS: 


un u RE EEE EEE EEE RER RR ER Ru ER ER 


‚Nach Einsicht der Verordnung vom 24.3.1922 über 
die Prriehtung der Landesrates, 
in 


nach sicht des Erlasses betr. die Geschäfts- 
ordnung des lLandesrates vom 31.10.1922, sowie 


nach Anhörung des Vorstandes des landesrates be- 
stimme ich folgendes: 
Artikel 1 


Die am 15.4.1930 eröffnete A teunespe riode des 
Landesrates wird mit dem 3. Juli 1980 geschlossen. 


Saarbrücken,den l.Juli 19830. 
Der Präsident 
der Regierungskoumission des Saargebietes 


Bez. E.C., Wilton. 


Ich schließe hiermit die Sitzung (16 Uhr 45 Minuten). 
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